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Einleitung

1 Einleitung

Das Ziel, einen wirksamen Hochwasserschutz zu gewahrleisten, hat Politik und
Verwaltung im Land Brandenburg vor gewaltige Herausforderungen gestellt. In
Brandenburg sind insbesondere die Elbe, die Oder, die Havel, die Lausitzer Neil3e,
die Spree und die Schwarze Elster von potentiellen Hochwasserereignissen betrof-
fen. Zwei ,Jahrhunderthochwasser” in nur 5 Jahren haben in Brandenburg die Ge-
walt und das Gefahrenpotential anschwellender Flisse drastisch vor Augen ge-
fuhrt. Langst ist erkannt, dass allein die Strategien des ,technischen“ Hochwasser-
schutzes - etwa der weitere Ausbau und die Unterhaltung von Deichen oder die
Sicherung von Talsperren und Riickhaltebecken - nicht erfolgversprechend sind.

Den gesetzlichen Vorgaben des Bundes und des Landes — aber auch der Hoch-
wasserrisikomanagementrichtlinie - wohnt der gemeinsame Grundgedanke inne,
die vorhandenen Strategien des technischen Hochwasserschutzes mit den Strate-
gien des vorsorgenden Hochwasserschutzes zu kombinieren. Hier geht es insbe-
sondere um die ldentifizierung von Gebieten mit signifikantem Hochwasserrisiko
(Risikogebiete), um die Begrenzung der Versiegelung des Bodens auf das not-
wendige MaR, sowie die Riickgewinnung von Uberflutungsrdumen. Vorsorgender
Hochwasserschutz erweist sich als eine Querschnittsmaterie, die neben dem Was-
serhaushaltsrecht auch das Recht der Raumordnung und Landesplanung, aber
auch das Baurecht erfasst. Sowohl im Wasserhaushaltsgesetz (in seinen Fassun-
gen vom 3. Mai 2005 —im Folgenden: ,WHG alt' — und vom 31. Juli 2009 —im
Folgenden ,WHG neu“z), als auch im Brandenburgischen Wassergesetz (BbgWG)
vom 23. April 2008 ist geregelt, dass Uberschwemmungsgebiete vorlaufig zu si-
chern bzw. festzusetzen sind. In diesen Gebieten gelten dartber hinaus spezifi-
sche Planungs- und Bauverbote, die nur unter Darlegung spezifischer Ausnahme-
voraussetzungen tUberwunden werden kdnnen.

Die Arbeitshilfe soll primar den Umgang mit den rechtlichen Vorgaben des Was-
serhaushaltsgesetzes, des Brandenburgischen Wassergesetzes sowie des Bau-
gesetzbuchs in der Praxis der damit befassten Verwaltungen der Gemeinden und
Stadte aber auch der Wasserbehérden erleichtern. Dartber hinaus dient die Ar-
beitshilfe dazu, dem Stadtebau verbleibende Handlungsspielrdume in den Uber-
schwemmungsgebieten aufzuzeigen, um potentiellen Hemmnissen der Stadtent-
wicklung in diesen Kommunen vorzubeugen. Dabei sehen sich die Verfasser der
Arbeitshilfe vor die Herausforderung gestellt, dass das zum Zeitpunkt der Vorlage
der Arbeitshilfe (noch bis Ende Februar 2010) geltende — und den Anwendern ver-
traute — Wasserhaushaltsgesetz (WHG alt) ebenso berlicksichtigt werden muss,
wie das kinftige Wasserhaushaltsgesetz (WHG neu). Soweit dies mit dem An-
spruch der Arbeitshilfe an eine (bersichtliche und klare Darstellung des Rechts-

Das zuletzt durch Art. 8 des Gesetzes vom 22. Dezember 2008 (BGBI. |., S. 2986) geandert
worden ist.

Die fir diese Arbeitshilfe relevanten Vorschriften der §§ 72 ff WHG neu treten allerdings geman
Art. 24 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes zur Neuregelung des Wasserrechtes erst am 1. Marz 2010 in
Kraft. Obwohl somit das ,WHG alt“ zum Zeitpunkt des Abschlusses der Arbeit an dieser Arbeitshil-
fe noch in Kraft ist, wird diese Terminologie durchgehend verwendet, da diese ab Marz 2010 in
der Rechts- und Verwaltungspraxis gebraucht werden wird.

Ausgangslage

Vorsorgender
Hochwasserschutz
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Einleitung

standes vereinbar ist, werden sowohl die geltende Fassung des Wasserhaushalts-
gesetzes (in der Regel als Klammerzusatz) und die Neufassung zitiert.

Die Arbeitshilfe ist in sechs Teile gegliedert. In einem ersten Schritt werden die
rechtlichen Grundlagen im Bundes- und Landesrecht hinsichtlich des vorsorgen-
den Hochwasserschutzes dargestellt (Kap. 2). Ausgehend von diesen rechtlichen
Vorgaben wird der Frage nachgegangen, welche konkreten Restriktionen bzw.
Spielraume fir die kommunale Bauleitplanung erwachsen (Kap. 3). Im Anschluss
daran wird die Zulassung von Einzelvorhaben naher betrachtet (Kap. 4). All dies
fuhrt schlieRlich zu der Frage, inwieweit die Planungs- und Bauverbote des Hoch-
wasserschutzrechtes Ausgleichs- oder Entschadigungsanspriiche zur Folge haben
koénnen (Kap. 5).

Zur lllustration abstrakter Grundsatze und Aussagen werden an geeigneten Stellen
Fallbeispiele dargestellt.

Gliederung der

Arbeitshilfe
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Hochwasserschutz im WHG 2009

2 Grundlagen zum vorsorgenden Hochwasser-
schutz

Im Folgenden wird zunachst ein Uberblick tiber die wesentlichen Regelungsberei-
che im Bundes- und Landesrecht gegeben. Darliber hinaus werden — unter Be-
ricksichtigung der neuen europarechtlichen Vorgaben aus der Hochwasserrisiko-
managementrichtlinie - die rechtlichen und fachplanerischen Kategorien von Uber-
schwemmungsgebieten erlautert.

2.1 Uberblick tGber die geltenden Rechtsvorschriften im
Bundes- und Landesrecht

2.1.1 Wasserrecht

Im Rahmen dieser Arbeitshilfe wird das neue Wasserhaushaltsgesetz in der Fas-
sung des Gesetzes zur Neuregelung des Wasserrechtes vom 31. Juli 2009
zugrunde gelegt. Da der fir die Arbeitshilfe malRgebende Abschnitt 6 ,Hochwas-
serschutz® gemal Art. 24 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes zur Neuregelung des Was-
serrechtes erst am 1. Marz 2010 in Kraft tritt, werden die Vorgéngerregelungen des
Wasserhaushaltsgesetzes in der Fassung des Gesetzes zur Verbesserung des
vorbeugenden Hochwasserschutzes vom 3. Mai 2005, zuletzt geéndert durch
Art. 8 des Gesetzes vom 22. Dezember 2008 (BGBI. I. S. 2986), soweit es der
Verstandlichkeit der Ausfiihrungen nicht widerspricht, erganzend dargestellt. Fir
einen Uberblick werden im Folgenden zunéchst die alten Vorschriften (vgl.

2.1.1.1), den neuen gegenuber gestellt (vgl. 2.1.1.2) (vgl. auch Synopse in Anhang
).

2111 Wasserhaushaltsgesetz in der Fassung vom 3. Mai 2005

Die Ausgangslage flir den Vollzug des Hochwasserschutzes wird — noch bis Ende
Februar 2010 - durch das ,alte” Wasserhaushaltsgesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 19. August 2002° bestimmt. Von grundlegender Bedeutung
sind vier Vorschriften, ndmlich die §§ 31a bis 31d WHG alt. Diese Regelungen im
Bundesrecht werden erganzt und ausgeformt durch Landesrecht, namlich die
§§ 100 ff. BbgWG.

Das Kernstick des Hochwasserschutzrechts im WHG alt bildet § 31b WHG. Diese
Vorschrift definiert den Begriff der Uberschwemmungsgebiete (§ 31b Abs. 1 WHG)
und verpflichtet die Léander, Uberschwemmungsgebiete innerhalb konkreter Fristen
rechtsformlich festzusetzen (§ 31b Abs. 2 WHG). Die fachliche Grundlage fir die

Uberblick lber die Rege-
lungen des WHG 2005
sowie des WHG 2009

Hochwasserschutz im
WHG 2005
(88 31a bis 31d WHG)
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Festsetzung der Uberschwemmungsgebiete bildet demnach ein mindestens 100-
jéhrliches Bemessungshochwasser (HQ 100). Damit wurde ein bundeseinheitlicher
Standard des Hochwasserschutzes vorgeschrieben.4

Das Wassergesetz des Landes Brandenburg knipft an diese bundesrechtlichen
Vorgaben durch § 100a Abs.1 S. 1 BbgWG an. Darin werden zunachst die Vorlan-
der zu Uberschwemmungsgebieten gemaR § 31b Abs. 2 WHG erklart. In
§ 100a Abs. 1 Satz 2 BbgWG ist dariiber hinaus bestimmt, dass als Uberschwem-
mungsgebiete die Hochwasserschutzrdume von Talsperren und Ruckhaltebecken,
Flutungspolder sowie Gebiete an den nach § 100 BbgWG bestimmten Gewassern
und Gewasserabschnitten, die bei einem 100-jahrigen Hochwasserereignis Uber-
schwemmt oder durchflossen werden, mit 6ffentlicher Bekanntmachung der Karten
nach Abs. 2 des § 100a BbgWG festgesetzt werden®.

Insbesondere fir die Kommunen, Bau- und Wasserbehdrden und Bauherrn ist das
grundsatzliche Verbot der Ausweisung neuer Baugebiete in Uberschwemmungs-
gebieten gemaRk § 31b Abs. 2 WHG von besonderer Bedeutung. Dieses Planungs-
verbot tritt nur in eng umgrenzten Ausnahmefallen zuriick. Es wird erganzt durch
eine Genehmigungspflicht fir die Errichtung und Erweiterung baulicher Anlagen in
Uberschwemmungsgebieten. In § 31b Abs. 4 WHG sind neben der Genehmi-
gungspflicht auch die einzelnen Ausnahmen des - grundsatzlichen - Bauverbotes
geregelt.

Neben den bundesrechtlichen Einschrankungen der Bauleitplanung bzw. Vorha-
benzulassung gibt es landesrechtliche Verbotstatbestdnde (etwa § 100b Abs. 1
Satz 1 BbgWG), die sich mit den bundesrechtlichen Verboten teilweise Uber-
schneiden.

Daruber hinaus ist im WHG das allgemeine Erhaltungsgebot (§ 31b Abs. 6 WHG)
geregelt. Diese Leitlinie fordert die Aufrechterhaltung und Wiederherstellung von
Ruckhalteflachen und hat ihre Bedeutung vor allem fiir nicht oder noch nicht fest-
gesetzte ,faktische Uberschwemmungsgebiete®.

2.1.1.2 Wasserhaushaltsgesetz in der Fassung vom 31. Juli 2009

Mit dem WHG 2009 hat der Bund das Hochwasserschutzrecht neu geregelt. Die im
~WHG alt angelegte Systematik wurde dabei im Wesentlichen beibehalten, da
auch das neue WHG ein Planungsverbot, Restriktionen fir die Zulassung von Ein-
zelvorhaben und das Erhaltungsgebot enthalt.

Insbesondere geéndert durch das Gesetz zur Verbesserung des vorbeugenden Hochwasser-
schutzes vom 3. Mai 2005.

Breuer, NuR 2006, 614, 619.
Das formliche Verfahren hierfiir regelt § 100a Abs. 2 BbgWG.

Hochwasserschutz im
Landesrecht
(88 100 ff. BbgWG)

Verbot der Ausweisung
neuer Baugebiete

Genehmigungspflicht
flr Einzelvorhaben

Erhaltungsgebot

Hochwasserschutz im
WHG 2009 in 88 76 bis 78
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Die den alten Regelungen zu den Uberschwemmungsgebieten (§ 31 b WHG) ent-
sprechenden Regelungen befinden sich im neuen WHG in den §§ 76 bis 78 WHG.
Einleitend werden die Uberschwemmungsgebiete in § 76 Abs. 1 WHG definiert.

Hieran anknulpfend bestimmt § 76 Abs. 2 WHG, dass die Landesregierung durch
Rechtsverordnung innerhalb der Risikogebiete mindestens die Gebiete, in denen
ein Hochwasserereignis statistisch einmal in 100 Jahren zu erwarten ist (vgl. Kap.
2.2), bis zum 22. Dezember 2013 als Uberschwemmungsgebiete festzusetzen hat.
Die bisher in § 31b Abs. 2 WHG enthaltene Beschrankung auf Gebiete, in denen
»hicht nur geringfiigige Schaden entstanden oder zu erwarten sind®, ist im neuen
Recht nicht mehr enthalten. Diese Voraussetzung ist allerdings dem Begriff der
Risikogebiete immanent.® Wie bisher erdffnet § 76 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 WHG neu
den Landern die Moglichkeit, die Festsetzungen auch auf Gebiete auszudehnen, in
denen nur bei seltenen Hochwasserereignissen Schaden entstehen (,mindes-
tens®). Neu ist im Bundesrecht die Verpflichtung nach § 76 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2
WHG, nach der auch fir Hochwasserentlastung und Rickhaltung beanspruchte
Flachen formlich festzusetzen sind. Fir diese Gebiete gilt allerdings die Frist bis
zum 22. Dezember 2013 nicht.

Noch nicht festgesetzte Uberschwemmungsgebiete sind zu ermitteln, in Karten-
form dazustellen und vorlaufig zu sichern (§§ 76 Abs. 3 WHG neu). Das bisher in
§ 31b Abs. 6 WHG alt geregelte Erhaltungs- und Wiederherstellungsgebot erhalt in
§ 77 WHG neu eine systematisch klarere eigenstandige Regelung.

In § 78 WHG sind die Verbotstatbestande mit den jeweiligen Ausnahmen geregelt.
Im Vergleich zu den bisher vorhandenen Planungs- und Bauverboten wurden hier
weitere Verbote und Ausnahmeregelungen erganzt.

In § 78 Abs. 1 WHG werden zunachst samtliche Verbotstatbestdnde vorgestellt.
Dabei ist nicht nur das Planungsverbot § 78 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 WHG neu (§ 31 b
Abs. 4 Satz 1 WHG alt) und das Bauverbot des § 78 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 WHG neu
(§ 31 b Abs. 4 Satz 3 WHG alt) aufgenommen, sondern es sind
- Regelungsvorbilder aus den Landeswassergesetzen aufgreifend - auch weitere
MaRnahmen untersagt. Die in § 78 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5, 6, 7 und 8 geregelten Ver-
botstatbestadnde entsprechen den Vorschriften aus § 100 b Abs. 1 Nr. 1, 3, 4 und 5
BbgWG. In § 78 Abs. 2 WHG neu sind - wortgleich - die bisher in § 31b Abs. 4
Satz 2 WHG enthaltenen Voraussetzungen fiir eine Ausnahmeentscheidung der
zustandigen Behdrde beziglich des Planungsverbots des § 78 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1
WHG geregelt. § 78 Abs. 3 WHG neu fiihrt sodann die — bisher in § 31 b Abs. 4
Satz 3 WHG alt geregelten - Ausnahmevoraussetzungen fiir eine Abweichung des
in § 78 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 WHG neu geregelten Bauverbotes auf. Neu ist die Mog-
lichkeit, direkt in den Verordnungen zur Festsetzung des Hochwasserschutzgebie-
tes Ausnahmetatbestdnde zu integrieren (§ 78 Abs. 3 Nr. 3 Satz 2 WHG neu),
- zum einen - wenn die Anlage in einem nach § 78 Abs. 2 WHG neu ausgewiese-

Dazu Begriindung zum Regeierungsentwurf eines Gesetzes zur Neuregelung des Wasserrechts
vom 11.3.2009, BR-Drcks. 280/09, S. 220.

Risikogebiete

Planungs- und

Bauverbote
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nen Gebiet den Festsetzungen des Bebauungsplanes entspricht oder — zum ande-
ren - ihrer Bauart nach so beschaffen ist, dass die Einhaltung der Voraussetzun-
gen des Satzes 1 gewahrleistet ist. In § 78 Abs. 4 WHG neu sind dann die Aus-
nahmetatbestande fiir die anderen Verbotstatbestande aus § 78 Abs. 1 Nr. 3 bis 9
WHG geregelt. Auch in diesem Zusammenhang sieht das Gesetz die Mdglichkeit
vor, dass der Verordnungsgeber Ausnahmen allgemein zulasst (§ 78 Abs. 4 Satz 3
WHG neu). § 78 Abs. 5 WHG neu sieht letztlich — ahnlich der alten Regelung des §
31 b Abs. 2 Satz 6 WHG — die Moglichkeit vor, weitere Regelungen in die Rechts-
verordnungen zur Festsetzung der Hochwasserschutzgebiete aufzunehmen, wie
z. B. zum Erhalt oder zur Verbesserung der 6kologischen Strukturen der Gewasser
oder zur Vermeidung oder Verringerung von Erosion oder von erheblich nachteili-
gen Auswirkungen auf Gewasser, die insbesondere von landwirtschaftlich genutz-
ten Flachen ausgehen (§ 78 Abs. 5 Satz 1 Nr. 1 und 2 WHG neu).

2.1.2 Raumordnungsrecht

Der vorsorgende Hochwasserschutz stellt ein Handlungsfeld der Raumordnung
bzw. gemeinsamen Landesplanung dar. Die in den Raumordnungsplanen enthal-
tenen Ziele und Grundséatze beeinflussen die Bauleitplanung (vgl. nur § 1 Abs. 4
BauGB) sowie - inshesondere im Aufdenbereich (§ 35 Abs. 3 BauGB) - die Vorha-
benzulassung.

2.1.2.1 Uberblick

Mit Blick auf die Leitvorstellung einer ,nachhaltigen Raumentwicklung® sieht
§ 2 Abs. 2 Nr. 8 ROG’ als einen Grundsatz der Raumordnung vor, dass an der
Kiste und im Binnenland flr den vorbeugenden Hochwasserschutz zu sorgen ist,
im Binnenland vor allem durch Sicherung oder Riickgewinnung von Auen, Rick-
halteflachen und Uberschwemmungsgefahrdeten Bereichen®. Dieser bundesrecht-
lich geregelte Grundsatz der Raumordnung ist in den Raumordnungsplanen der
Lander zu konkretisieren. Dartber hinaus stellt § 7 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2d ROG Klar,
dass die Raumordnungsplane hinsichtlich der Festlegungen zur anzustrebenden
Freiraumstruktur auch Freirdume zur Gewahrleistung des vorbeugenden Hoch-
wasserschutzes beinhalten. Mit der Anfliihrung einer Nummer 5 in § 7 Abs. 3 Satz
2 ROG betont der Gesetzgeber zudem, das die Raumordnungsplane geeignete
Festlegungen zu den raumbedeutsamen Erfordernissen und Maflinahmen des
vorbeugenden Hochwasserschutzes enthalten sollen, die durch Ziele und Grund-
satze der Raumordnung gesichert werden kénnen. Konsequent auf dieser Linie

Das ROG ist Ende 2008 novelliert worden. Das neue - mit Wirkung vom 1.7.2009 geltende - ROG
verortet den Hochwasserschutz als Leitvorstellung unter § 2 Abs. 2 Nr. 6 Satz 5 ROG. Mit nur ge-
ringfligigen Anderung zur derzeit geltenden Formulierung heilt es: ,Fir den vorbeugenden Hoch-
wasserschutz an der Kiste und im Binnenland ist zu sorgen, im Binnenland vor allem durch Si-
cherung oder Rickgewinnung von Auen, Rickhalteflaichen und Entlastungsflachen.”

Vertiefend: ARGEBAU, Handlungsanleitung fir den Einsatz rechtlicher und technischer Instru-
mente zum Hochwasserschutz in der Raumordnung, in der Bauleitplanung und bei der Zulassung
von Einzelvorhaben (Stand: 6. Marz 2008); Mitschang, LKV 2006, 433.

Hochwasserschutz
als Erfordernis der
Raumordnung
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misst auch das neue ROG® in § 2 Abs. 2 Nr. 6 Satz 5 (Grundsitze der Raumord-
nung) und in § 8 Abs. 5 (Freiraumstruktur) dem vorsorgendem bzw. vorbeugendem
Hochwasserschutz besondere Bedeutung zu.

Die Landesentwicklungsprogramme bzw. Landesentwicklungspléane (Raumord-
nungsplane fur das Landesgebiet gemall § 8 ROG) konkretisieren die erwahnten
Leitlinien, indem durch Ziele oder Grundsatze der Raumordnung in ortlicher und
inhaltlicher Hinsicht differenzierende sowie textliche bzw. zeichnerische Festlegun-
gen getroffen werden. Die rdumliche Zuordnung der jeweiligen Raumfunktionen
und Raumnutzungen kann durch die Darstellung von Vorranggebieten10 bzw. Vor-
behaltsgebieten’’ erfolgen (vgl. § 7 Abs. 4 ROG, Art. 8 Abs. 2 LPIV).

Im integrierten Landesentwicklungsplan Berlin-Brandenburg (LEP B-B)12 sind
Festlegungen zur Freiraumentwicklung mit Bezug zum Hochwasserschutz enthal-
ten. Wie in den bisherigen Landesentwicklungspldanen werden auch im LEP B-B
die besonders hochwertigen Freirdume, die zu groften Anteilen fachrechtlich ge-
schitzt sind, zu einem ,Freiraumverbund® zusammengefasst. Die grof3rdumig
Ubergreifende Struktur des Freiraumverbundes bildet das Grundgertst fir den
Ressourcenschutz im gemeinsamen Planungsraum und soll daher besonders vor
raumbedeutsamer Inanspruchnahme geschitzt werden. Zudem werden darin fir
die  raumordnerische = Hochwasservorsorge  und Schadensminimierung
Uberschwemmungs- und liberschwemmungsgefahrdete Gebiete als ,Risikoberei-
che Hochwasser® dargestellt, in denen den Belangen des vorbeugenden Hoch-
wasserschutzes und der Schadensminimierung bei der Abwagung mit anderen
Raumanspriichen ein besonderes Gewicht beizumessen ist.

2.1.2.2 Auswirkungen der Vorgaben der Raumordnung und Landespla-
nung auf Bauleitplanung und Vorhabenzulassung

Ziele und Grundsatze der Raumordnung wirken Uber die Beachtens- oder Bertick-
sichtigungspflicht auf die Bauleitplanung ein.

Das neue ROG gilt seit 1.7.2009.

Vorranggebiete geben bestimmten raumbedeutsamen Funktionen oder Nutzungen Prioritdt und
schlieBen andere raumbedeutsame Nutzungen in diesem Gebiet aus, soweit Letztere mit den vor-
rangigen Funktionen, Nutzungen oder Zielen der Raumordnung nicht vereinbar sind. Es handelt
sich dabei um Ziele der Raumordnung. Ziele der Raumordnung sind gemaR § 4 ROG zu beach-
ten. Dies bedeutet, dass sie bereits letztverbindlich abgewogen sind. Sie kénnen deshalb in Bau-
leitplanen und in Fachplanungen nicht erneut abgewogen (respektive: ,weggewogen®), sondern
nur noch dem jeweiligen Planungsmalstab entsprechend konkretisiert werden.

10

M Vorbehaltsgebiete messen in den jeweiligen Gebieten bestimmten raumbedeutsamen Funktionen

oder Nutzungen fir nachfolgende Abwagungen mit konkurrierenden raumbedeutsamen Nutzun-
gen ein besonderes Gewicht bei. Sie schlielen aber die Zulassung entgegenstehender Nutzun-
gen nicht vollstandig aus. Es handelt sich bei Vorbehaltsgebieten um Grundsatze der Raumord-
nung. Grundsatze sind gemal § 4 ROG zu bericksichtigen, d. h. ihre inhaltliche Ausrichtung ist
bei weiteren, auf der Ebene der Raumordnung noch nicht abschlieRend vollzogenen Abwagungen
mit anderen ortlichen oder sektoralen Belangen zu beriicksichtigen.

Der LEP B-B wurde am 31.3.2009 als Rechtsverordnung beschlossen. Er ist am 15.5.2009 in
Kraft getreten und I6st die Landesentwicklungsplane LEP | Brandenburg, LEP eV und LEP GR ab.

12

Konkretisierung der
Leitvorstellungen durch
Festlegungen in Landes-
entwicklungsprogramm
und Landesentwicklungs-
planen

Freiraumschutz

Auswirkungen von
Zielen/Grundséatzen auf
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Sofern ein hinreichend prazises™ Ziel der Raumordnung existiert, hat die Ge-
meinde keinen Abwagungsspielraum mehr, da sie die Ziele bei raumbedeutsamen
Planungen und MaBnahmen zu beachten hat. Damit sind Vorranggebiete fur den
Hochwasserschutz - als Ziele der Raumordnung - einer auf die Ausweisung von
Bauflachen gerichteten Bauleitplanung grundséatzlich entzogen.

Gemal § 1 Abs. 4 BauGB sind die Bauleitplane den Zielen der Raumordnung
anzupassen. In verfahrensrechtlicher Hinsicht sieht Art. 12 Abs. 1 Landespla-
nungsvertrag Berlin-Brandenburg eine Mitteilungspflicht der Absicht der Aufstel-
lung, Anderung oder Aufhebung eines Bauleitplans vor.

Die Anpassungspflicht gilt nicht nur zum Zeitpunkt der erstmaligen Planung, son-
dern auch nach Rechtswirksamkeit des Bebauungsplanes. Sie ist in diesem Sinne
eine ,dynamische” Pflicht der Gemeinde. Die Gemeinde kann deshalb verpflichtet
sein, einen bestehenden Bebauungsplan nachtraglich an ein Ziel der Raumord-
nung anzupassen, die Landesregierung (Gemeinsame Landesplanungsabteilung)
kann dies gemaf Artikel 12 Abs. 2 Landesplanungsvertrag auch verlangen. Erfor-
derlich ist ein bauleitplanerisches Tatigwerden der Gemeinde - etwa die Aufhebung
oder Anderung von Flachennutzungsplanen oder Bebauungsplanen - auch ohne
Aufforderung gemaf Art. 12 Abs. 2 Landesplanungsvertrag bereits kraft Gesetzes,
wenn die fortbestehende Bauleitplanung die Verwirklichung des Ziels der Raum-
ordnung vereiteln wirde oder wenn die von dem Ziel der Raumordnung uberformte
Planung gewissermalen einen ,Torso“ ergabe, der zur Steuerung einer geordne-
ten stadtebaulichen Entwicklung nicht mehr geeignet ist." Die Abweichung von
Zielen der Raumordnung ist nur in einem sogenannten Zielabweichungsverfah-
ren gemaf Art. 10 Landesplanungsvertrag moglich. Umgekehrt hat die zustandige
Raumordnungsbehérde die Mdglichkeit, durch raumordnerische Untersagung
bzw. Veranderungssperre gemall Art. 14 Landesplanungsvertrag das Ziel der
Raumordnung zu sichern. Damit kbnnen Vorgaben des Hochwasserschutzes, die
die Qualitat von (hinreichend prazisen) Zielen der Raumordnung haben, mit einem
noch strikteren Verbindlichkeitsanspruch ausgestattet sein, als die strengen Vor-
gaben des § 78 Abs. 1 bis 3 WHG neu (§ 31b Abs. 4 WHG alt), die unter dem Vor-
behalt von Ausnahmen stehen.

Grundsatze der Raumordnung sind zwar nicht - wie die Ziele - zu beachten; sie
sind aber in der planerischen Abwagung angemessen zu bertcksichtigen. Dies
setzt selbstverstandlich voraus, dass das spezifische Gewicht des Grundsatzes
auch zutreffend erfasst und in der Abwagung mit dem ihm gebiihrenden Gewicht
eingestellt wird. Soll ein Grundsatz der Raumordnung durch Abwagung relativiert

13 Ziele der Raumordnung sind allenfalls dann im Rahmen der Abwagung konkretisierbar wenn sie

eine geringe Aussagescharfe oder einen ausfiillungsbediirftigen und ausfiillungsfahigen - gewis-
sermafen ,offenen” - Inhalt besitzen. Dies kann bei raumbezogenen funktionssichernden Zielen
etwa in Randbereichen des jeweils erfassten Gebietes gelten; vgl. dazu BVerwG, Beschl. v.
20.8.1992, 4 NB 20.91, BVerwGE 90, 329 ff.; Dirnberger, in: Jade/Dirnberger/Weil3, BauGB,
BauNVO, Rdnr. 63 zu § 1 BauGB.

Vgl. auch BVerwG, Urt. v. 17.9.2003 - 4 C 14.01 -, NVwZ 2004, 220; Dirnberger, a.a.O., Rdnr. 64
zu § 1 BauGB.

14

Anpassungspflicht
(8 1 Abs. 4 BauGB)

Grundséatze der Raum-
ordnung und Bericksich-
tigungspflichten
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werden, wird die Gemeinde regelmaRig fachgutachtlich belegen missen, dass die
dem Grundsatz inne liegende prinzipielle Annahme im Planungsraum nicht zutrifft.

2.1.2.3 Wirkung bei der Vorhabenzulassung

Bei der Vorhabenzulassung wirken Ziele und Grundsatze der Raumordnung uber Raumordnungs-
Raumordnungsklauseln bzw. Offnungstatbestéande im Bauplanungsrecht. Bei der klauseln im
Vorhabenzulassung ergibt sich insoweit ein differenziertes Bild, da nur im AulRen- Bauplanungsrecht
bereich (§ 35 BauGB) und bei der Vorhabenzulassung im Stadium der Planreife

(§ 33 BauGB) eine ahnliche Durchgriffswirkung (wie bei der Bauleitplanung) vorge-

sehen ist.

Im beplanten Innenbereich (§ 30 BauGB) ist die bauplanungsrechtliche Zulassig- Vorhabenzulassung im
keit eines Vorhabens nur davon abhéangig, ob die Festsetzungen des Plans ein- beplanten Innenbereich
gehalten werden, die ErschlieBung gesichert ist und gesunde Wohn- und Arbeits- (8 30 BauGB)
verhaltnisse bestehen. Eine Einbruchstelle fir Ziele und Grundsatze der Raumord-

nung - etwa zum Hochwasserschutz - sieht § 30 BauGB nicht vor. Hierfur besteht

regelmafig auch kein Bedirfnis, da die Gemeinde dem Anpassungsgebot unter-

liegt und bei der Vorhabenzulassung die spezielleren wasserrechtlichen Verbots-

tatbestande zu prifen sind (vgl. Kap. 4).

Ahnlich ist die Situation bei der Vorhabenzulassung wahrend der Planaufstellung Vorhabenzulassung
nach § 33 BauGB. Zwar fehlt auch in § 33 BauGB eine Raumordnungsklausel. wahrend der

Der Begriff der materiellen Planreife ist aber hinreichend elastisch, auch Ziele g%%a;;sjélgng
bzw. Grundsatze der Raumordnung aufzunehmen. Es muss namlich die Prognose

gerechtfertigt sein, dass der kiinftige Plan auch mit seinen Festsetzungen in Kraft

tritt. Bei offensichtlichem Widerspruch zu (raumordnerischen) Vorgaben zum

Hochwasserschutz ist dies nicht der Fall. Die Gemeinde verstiefle gegen das An-

passungs- und Beachtungsgebot oder wirde zumindest abwagungsfehlerhaft han-

deln.
Dagegen vermdgen sich die Ziele und Grundsatze der Raumordnung im nicht be- Vorhabenzulassung
planten Innenbereich (§ 34 BauGB) nicht ,durchzusetzen®. § 34 BauGB stellt le- im unbeplanten

Innenbereich

diglich auf das ,Einfigen® und die Sicherung gesunder Wohn- und Arbeitsverhalt- (§ 34 BauGB)

nisse sowie die gesicherte ErschlieBung ab. Es handelt sich hierbei jeweils um
objektive Kriterien, denen es an einer ,normativen Einbruchstelle” fir die Malga-
ben der hoch- und mittelstufigen Raumordnung der Landesplanung fehlt. Hier er-
langen die speziellen wasserrechtlichen Regelungen uber die Vorhabenzulassung
Bedeutung (vgl. Kap.4).

Im bauplanungsrechtlichen AulRenbereich (§ 35 BauGB) wirken Ziele der Raum- Vorhabenzulassung
ordnung bei raumbedeutsamen Vorhaben (ber die Raumordnungsklausel des im AuB3enbereich

§ 35 Abs. 3 BauGB. Sowohl bei privilegierten als auch bei nicht privilegierten Vor- (8 35 BauGB)
haben steuern die Ziele der Raumordnung unmittelbar die Standortzuweisung von

raumbedeutsamen Vorhaben. Darliber hinaus ist Hochwasserschutz gemaf

§ 35 Abs. 3 Nr. 6 BauGB ein offentlicher Belang, der bei der Vorhabenzulassung

ohnehin zu berlcksichtigen ist (vgl. Kapitel 4).
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2.2 Vorgaben der Hochwasserrisikomanagementrichtlinie

221 Inhalte der Hochwasserrisikomanagementrichtlinie

Die Hochwasserrisikomanagementrichtlinie (2007/60/EG), die am 26.11.2007 in
Kraft getreten ist, beschrankt sich im Wesentlichen auf prozessuale Instrumente
und verzichtet auf materielle Zielsetzungen und Malnahmen zur Gefahrenab-
wehr.” In der Richtlinie sind keine Vorgaben fur burgerverbindliche Regelungen,
insbesondere flr wasser-, bauplanungs- oder raumordnungsrechtliche Eingriffe,
enthalten. Stattdessen bedingt die Richtlinie einen mehrstufigen planerischen Pro-
zess in den Mitgliedstatten, der — bezogen auf die Flusseinzugsgebiete bzw. Teil-
einzugsgebiete — zu Risikomanagementplanen flihren soll. Nach Art. 1 der Hoch-
wasserrisikomanagementrichtlinie ist deren erklartes Ziel, auf Gemeinschaftsebene
einen Rahmen fir die Bewertung und das Management von Hochwasserrisiken zur
Verringerung der hochwasserbedingten nachteiligen Folgen auf die menschliche
Gesundheit, die Umwelt, das Kulturerbe und wirtschaftliche Tatigkeiten in der Ge-
meinschaft zu schaffen. Die Hochwasserrisikomanagementrichtlinie schafft dafiir
Infrastrukturen, um eine einheitliche Einschatzung der jeweiligen Hochwasserrisi-
ken zu erm(iglichen.16

Vorgesehen ist ein dreistufiges Planungsinstrumentarium:17 Dreistufiges
Planungsinstrumen-
1. die vorbereitende'® Bewertung des Hochwasserrisikos tarium

2. die Erstellung von Hochwassergefahrenkarten und Hochwasserrisikokarten

3. die Erstellung von Hochwasserrisikomanagementplanen

Das erste Instrument ist die vorbereitende Bewertung des Hochwasserrisikos flr Bewertung des
jede Flussgebietseinheit bzw. fiir jede Bewirtschaftungseinheit oder fiir jeden im Hochwasserrisikos
Hoheitsgebiet liegenden Teil einer internationalen Flussgebietseinheit'® auf der

Grundlage von bestimmten Informationen. Dazu zahlt insbesondere die Beschrei-

bung vergangener Hochwasser.?° Die vorlaufige Bewertung des Hochwasserrisi-

kos ist grundsatzlich bis zum 22.12.2011 abzuschlief3en.

15 Reinhardt, NuR 2008, S. 468; bereits Breuer, EurUP 2006, 170, 175.

Reinhardt, NuR 2008, S. 468, 469.

So Breuer, ,Unterschiedliche Konzepte und Instrumente des Hochwasserschutzes in der EG-
Hochwasserrichtlinie und im deutschen Bundesrecht (§§ 31 a - 32 WHG)*, VHW-Seminar: Konflik-
te zwischen Hochwasserschutz und Stadtebau, Hannover 2008, Teil 1, S. 6.

Zur falschen Ubersetzung als ,vorlaufig“: Reinhardt, NuR 2008, S. 468, 470.

Zu den Begriffen: Art. 3 Hochwasserrisikomanagementrichtlinie.

16
17

18
19

2 Art. 4 Abs. 2 S. 2 lit. b Hochwasserrisikomanagementrichtlinie.
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Auf Grundlage dieser Bewertung werden dann diejenigen Gebiete bestimmt, bei
denen davon auszugehen ist, dass ein potentielles signifikantes Hochwasserrisiko
besteht oder fir wahrscheinlich gehalten werden kann (Risikogebiete).21

Im nachsten Schritt sind flr diese Gebiete Hochwassergefahrenkarten und Hoch-
wasserrisikokarten zu erstellen.?? Dabei handelt es sich ebenfalls um Dokumenta-
tionsinstrumente ohne Rechtsnormqualitéit.23

In den Hochwassergefahrenkarten werden die Hochwasserwahrscheinlichkeiten
in den jeweiligen Gebieten dargestellt. Unterteilt wird dabei wie folgt:

e  Hochwasser mit niedriger Wahrscheinlichkeit oder Szenarien flir Extremer-
eignisse

e Hochwasser mit mittlerer Wahrscheinlichkeit (voraussichtliches Wieder-
kehrintervall = 100 Jahre)

e gegebenenfalls Hochwasser mit hoher Wahrscheinlichkeit

Ein vollzugsklarer Anhaltspunkt ist die Erkldrung der mittleren Wahrscheinlichkeit
mit einem Wiederkehrintervall von 100 Jahren oder mehr. Allerdings umfasst das
der Mathematik entlehnte Symbol ,=“ auch Hochwasser mit einer niedrigeren
Wahrscheinlichkeit (200, 400 Jahre). Die Gefahrenkarten missen flr jedes Sze-
nario Folgendes angeben:

e Ausmaf der Uberflutung
o  Wassertiefe bzw. gegebenenfalls Wasserstand

e gegebenenfalls Flieligeschwindigkeit oder relevanter Wasserabfluss

Die Hochwasserrisikokarten verzeichnen potentiell hochwasserbedingte nachtei-
lige Auswirkungen nach den soeben beschriebenen Szenarien.?* Diese sind bei-
spielsweise anzugeben als:

e Anzahl der potentiell betroffenen Einwohner (Orientierungswert)

e  Art der wirtschaftlichen Tatigkeit in dem potentiell betroffenen Gebiet

e Anlagen gemal® Anhang | (Kategorien von industriellen Tatigkeiten) der
Richtlinie Uber die integrierte Vermeidung und Verminderung der Umwelt-
verschmutzun925, die im Falle der Uberflutung unbeabsichtigte Umweltver-

2 Art. 5 Hochwasserrisikomanagementrichtlinie.

= Art. 6 Abs. 1, 2 Hochwasserrisikomanagementrichtlinie.
Reinhardt, Der neue europadische Hochwasserschutz, NuR 2008, S. 468, 471.
Art. 6 Abs. 5 Hochwasserrisikomanagementrichtlinie..

Richtlinie 96/61/EG des Rates vom 24. September 1996.

23
24
25

Hochwassergefahren- /
Hochwasserrisikokarten
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schmutzungen verursachen kénnen, und potentiell betroffene Schutzgebie-
te gemafR Anhang IV Ziffern i, iii und v der Wasserrahmenrichtlinie?®

e weitere Informationen, die der Mitgliedstaat als nitzlich betrachtet, etwa
die Angabe von Gebieten, in denen Hochwasser mit einem hohen Gehalt
an mitgeflihrten Sedimenten sowie Schutt mitflihrende Hochwasser auftre-
ten kénnen, und Informationen Uber andere bedeutende Verschmutzungs-
quellen.

Die Hochwassergefahren- und Hochwasserrisikokarten sind bis zum 22.12.2013
zu erstellen.

Im dritten Schritt folgen die Hochwasserrisikomanagementplane. Diese Plane sol- Hochwasserrisiko-
len aufbauend auf den Schlussfolgerungen aus der vorlaufigen Bewertung des managementplane
Hochwasserrisikos, den benannten Gebieten sowie den Hochwassergefahren- und
Hochwasserrisikokarten MalBhahmen - unter Berlcksichtigung der im Teil A des

Anhangs der Hochwasserrisikomanagementrichtlinie beschriebenen Bestandteile -

beinhalten, um potentielle hochwasserbedingte nachteilige Folgen fir die mensch-

liche Gesundheit, die Umwelt, das Kulturerbe und wirtschaftliche Tatigkeiten zu

verringern.27

Die Hochwasserrisikomanagementplane sind grundsatzlich bis zum 22.12.2015 zu
erstellen. Es ist jedoch darauf hinzuweisen, dass die in den Landern bereits geleis-
teten Vorarbeiten, bspw. im Zusammenhang mit Hochwasserschutzplanen, be-
ricksichtigt werden koénnen.

2.2.2 Umsetzung der Hochwasserrisikomanagementrichtlinie in deut-
sches Recht

Seiner Pflicht, die Hochwasserrisikomanagementrichtlinie in nationales Recht um- Umsetzung durch
zusetzen, ist der deutsche Gesetzgeber mit dem Gesetz zur Neuregelung des das WGH 2009
Wasserrechts nachgekommen.?® In Abschnitt 6 (§§ 72 ff.) werden neben der Uber-

fuhrung und Modifizierung der geltenden Vorschriften zum Hochwasserschutz (vgl.

Kap. 3), in das neue WHG die Vorgaben aus der Hochwasserrisikomanagement-

richtlinie in den §§ 72 bis 75, 79 Abs. 1 sowie § 80 WHG neu umgesetzt.

Der Begriff des Hochwassers im neuen WHG entspricht der Definition in der
Hochwasserrisikomanagementrichtlinie (§ 72 WHG neu). Danach ist Hochwasser
die zeitlich begrenzte Uberschwemmung von normalerweise nicht mit Wasser be-

Definition
Hochwasser

% Richtlinie 2000/60/EG des Europaischen Parlaments und des Rates vom 23.10.2000; die Ziffern i,

iii und v umfassen Gebiete, die gemal Artikel 7 fur die Entnahme von Wasser fiir den menschli-
chen Gebrauch ausgewiesen wurden (i); Gewasser, die als Erholungsgewasser ausgewiesen
wurden, einschliellich Gebiete, die im Rahmen der Richtlinie 76/160/EWG als Badegewasser
ausgewiesen wurden (iii); Gebiete, die fir den Schutz von Lebensraumen oder Arten ausgewie-
sen wurden, sofern die Erhaltung oder Verbesserung des Wasserzustands ein wichtiger Faktor fir
diesen Schutz ist, einschlieBlich der Natura-2000-Standorte, die im Rahmen der FFH- und der
Vogelschutz-Richtlinie ausgewiesen wurden.

2z Art. 7 Hochwasserrisikomanagementrichtlinie.

3 Gesetz zur Neuregelung des Wasserrechtes vom 31. Juli 2009, BGBI. 2009, I. Nr. 51, S. 2585ff.
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decktem Land durch oberirdische Gewasser oder durch in Kistengebiete eindrin-

gendes Meerwasser. Nicht erfasst werden Uberflutungen aus Abwassersyste-
29

men.

Das neue WHG tbernimmt in den §§ 73 bis 75 die Planungsinstrumente und Fris-
ten der Hochwasserrisikomanagementrichtlinie.

Gemal § 73 WHG neu ist zunachst durch die zustadndigen Behdrden eine Bewer-
tung der Hochwasserrisiken bis zum 22.12.2011 vorzunehmen. Die Risikobewer-
tung muss gemaR § 73 Abs. 2 WHG neu den Anforderungen nach Art. 4 Abs. 2 der
Hochwasserrisikomanagementrichtlinie entsprechen. Demnach ist die vorbereiten-
de Bewertung des Hochwasserrisikos auf der Grundlage verfiigbarer oder leicht
abzuleitender Informationen, wie etwa Aufzeichnungen und Studien zu langfristi-
gen Entwicklungen durchzuftihren, um eine Einschatzung der potentiellen Risiken
vornehmen zu kénnen. Sie umfasst zumindest Folgendes:

e im geeigneten Malistab angelegte Karten der Flussgebietseinheit, aus
denen die Grenzen der Einzugsgebiete, Teileinzugsgebiete und, sofern
vorhanden, der Kistengebiete sowie die Topografie und die Flachennut-
zung hervorgehen;

e eine Beschreibung vorangegangener Hochwasser, die signifikante
nachteilige Auswirkungen auf die menschliche Gesundheit, die Umwelt,
das Kulturerbe und wirtschaftliche Tatigkeiten hatten und bei denen die
Wahrscheinlichkeit der Wiederkehr in dhnlicher Form weiterhin gegeben
ist, einschlieBlich ihrer Ausdehnung und der Abflusswege sowie einer
Bewertung ihrer nachteiligen Auswirkungen;

e  eine Beschreibung der signifikanten Hochwasser der Vergangenheit, so-
fern signifikante nachteilige Folgen kinftiger ahnlicher Ereignisse erwar-
tet werden kénnten;

und umfasst unabhangig von den besonderen Bedirfnissen der Mitgliedsstaaten,
erforderlichenfalls

e eine Bewertung der potenziellen nachteiligen Folgen kinftiger Hochwas-
ser auf die menschliche Gesundheit, die Umwelt, das Kulturerbe und
wirtschaftliche Tatigkeiten unter méglichst umfassender Beriicksichtigung
von Faktoren wie der Topografie, der Lage von Wasserlaufen und ihrer
allgemeinen hydrologischen und geomorphologischen Merkmale, ein-
schlieRlich der Uberschwemmungsgebiete als natiirliche Retentionsfla-
chen, der Wirksamkeit der bestehenden vom Menschen geschaffenen
Hochwasserabwehrinfrastrukturen, der Lage bewohnter Gebiete, der Ge-
biete wirtschaftlicher Tatigkeit und langfristiger Entwicklungen, ein-

Dazu Begriindung zum Regierungsentwurf des Gesetzes zur Neuregelung des Wasserrechts vom
11.3.2009, BR-Drcks. 280/09, S. 118.

Bewertung der
Hochwasserrisiken
bis zum 22.12.2011
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schliellich der Auswirkungen des Klimawandels auf das Auftreten von
Hochwasser.

Die vorbereitende Bewertung des Hochwasserrisikos erfolgt neben der verbalen
Beschreibung durch Darstellung der Risikogebiete und der Gewasserstrecken mit
potentiellen signifikantem Hochwasserrisiko in einer Karte in einem geeigneten
Malstab auf Landesebene. Anhand dieser Bewertung sind sodann die Gebiete mit
einem signifikanten Hochwasserrisiko (Risikogebiete) zu bestimmen. Dabei wird
das Hochwasserrisiko als eine Kombination der Wahrscheinlichkeit des Eintritts
eines Hochwasserereignisses mit den moglichen nachteiligen Hochwasserfolgen
fur die menschliche Gesundheit, die Umwelt, das Kulturerbe, wirtschaftliche Tatig-
keiten und erhebliche Sachwerte verstanden (§ 73 Abs. 1 Satz 2 WHG neu). Die
Kategorie der Risikogebiete wird durch die Gesetzesnovelle neu eingefihrt. Diese
umfasst allerdings auch die nach § 31b Abs. 2 WHG alt an oberirdischen Gewas-
sern festzusetzende Uberschwemmungsgebiete. Von den Risikogebieten werden
auch die bisher in § 31c WHG geregelten Uberschwemmungsgefahrdeten Gebiete
umfasst.*

An dieser Stelle sei betont, dass die Ermittlung von Risikogebieten fiir Deutschland
nicht neu ist. Die klassische Hochwasservorsorge, die auch den Umgang mit dem
Hochwasserrisiko umfasst, war bereits in der Vergangenheit eine wichtige Saule
der Hochwasserschutzkonzepte der Lander, wie auch die ,Leitlinien fur eine zu-
kunftsweisenden Hochwasserschutz und die ,Instrumente und Handlungsempfeh-
lungen zur Umsetzung der Leitlinien fur einen zukunftsweisenden Hochwasser-
schutz“ sowie die ,Handlungsempfehlung zur Erstellung von Hochwasser-
Aktionsplanen“ deutlich machen.®' Aus Sicht der Lander wird daher die Strategie
verfolgt, neue Aufgaben, die sich aus der Hochwassermanagementrichtlinie erge-
ben, in die bestehenden oder in Bearbeitung befindlichen Hochwasserschutzkon-
zepte zu integrieren. Ziel ist es, die laufende Umsetzung der Hochwasserschutz-
konzepte durch die Umsetzung der Hochwassermanagementrichtlinien nicht zu
verzogern oder zu unterbrechen.*

Diesen Gedanken tragt auch § 73 Abs. 5 Satz 2 WHG neu Rechnung. Die Risiko-
bewertung ist namlich dann nicht erforderlich, wenn die zustandigen Behdrden vor
dem 22.12.2010, nach Durchfiihrung einer Bewertung des Hochwasserrisikos fest-
gestellt haben, dass ein mdgliches signifikantes Risiko fir ein Gebiet besteht oder
als wahrscheinlich gelten kann und eine entsprechende Zuordnung des Gebietes
erfolgt ist, oder wenn sie Gefahrenkarten oder Risikokarten gemaf § 74 WHG neu

30 Dazu Begriindung zum Regierungsentwurf eines Gesetzes zur Neuregelung des Wasserrechts

vom 11.3.2009, BR-Drcks. 280/09, S. 215.

,Leitlinien  fur einen zukunftsweisenden Hochwasserschutz, August 1995, siehe
www.lawa.de/pub/kostenlos/hwnwi/leitlinien.pdf und ,Instrumente und Handlungsempfehlungen
zur Umsetzung der Leitlinien fir einen zukunftsweisenden Hochwasserschutz®, November 2003,
siehe www.lawa.de/pub/kostenlos/hwnw/InstrumenteHochwasserschutzDruck.pdf sowie Empfeh-
lungen der Bund/Lander Arbeitsgemeinschaft Wasser zur Aufstellung von Hochwasser-
Gefahrenkarten, Berlin 2007, Kulturbuch-Verlag, ISBN 978-3-88961-254-0, Leseprobe unter
http://www.lawa.de/pub/Thema/Leseproben/3009002.pdf.

Léw, .EU-Hochwasserrisikomanagementrichtlinie — Umsetzung in Deutschland aus Sicht der
LAWA, S. 6.

31

32
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sowie Risikomanagementpléane gemall § 75 WHG neu erstellt oder ihre Erstellung
beschlossen haben.

In § 74 WHG neu wird das zweite Planungsinstrument der Hochwasserrisikoma-
nagementrichtlinie umgesetzt. GemaR dieser Norm sind bis zum 22.12.2013 Ge-
fahrenkarten und Risikokarten fur die Risikogebiete zu erstellen.

Auf der Grundlage der Gefahrenkarten und Risikokarten sollen dann nach
§ 75 WHG neu Risikomanagementplane fur die Risikogebiete erstellt werden.
Nach § 75 Abs. 2 WHG neu dienen Risikomanagementplane dazu, die nachteili-
gen Folgen, die an oberirdischen Gewassern mindestens von einem Hochwasser
mit mittlerer Wahrscheinlichkeit (Wiederkehrinterwall aller 100 Jahre oder hoher)
ausgehen, zu verringern, soweit dies moglich und verhaltnismaRig ist. Die Risiko-
managementplane ersetzen die bisherigen Hochwasserschutzplane im Sinne des
geltenden § 31d WHG. Die Frist zur Erstellung dieser Plane lauft bis 22.12.2015
- die bisherige Frist fur die Hochwasserschutzplane (31. Mai 2009) wird damit ver-
langert -, da die Risikomanagementplane umfangreichere Informationen als die
bisherigen Hochwasserschutzplane enthalten missen.® Die genannte Frist gilt
nicht, wenn bis zum 22.12.2010 vergleichbare Karten und Plane vorliegen.

2.3 Rechtliche und fachplanerische Kategorien von Uber-
schwemmungsgebieten

Im Vorgriff auf eine vertiefende Betrachtung in Kap. 3.2 wird im Folgenden ein
erster Uberblick (iber die verschiedenen Kategorien von Uberschwemmungsgebie-
ten nach dem WHG neu, nach dem BbgWG bzw. nach dem Wassergesetz der
DDR vorangestellt. Dabei wird zwischen Gebieten mit striktem Beachtungsan-
spruch fir die Bauleitplanung und Gebieten mit Abwéagungsrelevanz fir die
Bauleitplanung differenziert.

2.3.1 Uberschwemmungsgebiete mit striktem Beachtungsanspruch
fur die Bauleitplanung und Vorhabenzulassung

Von besonderer praktischer Bedeutung fir den Vollzug des Hochwasserschutz-
rechts im Land Brandenburg sind die Vorlander, die (fortgeltenden) Hochwasser-
gebiete nach dem Wassergesetz der friiheren DDR, sowie die gemall Wasser-
haushaltsgesetz festzusetzenden Uberschwemmungsgebiete (vgl. Abb. 2-1). Die
jeweiligen materiell-rechtlichen Einschrédnkungen fir den Bau und die Bauleitpla-
nung kniipfen ihrerseits an die rechtliche Kategorisierung des betreffenden Uber-
schwemmungsgebietes an. Folgende Uberschwemmungsgebiete nach dem WHG,
nach dem BbgWG bzw. nach dem Wassergesetz der DDR sind zu unterscheiden.

33 Dazu Begriindung zum Regierungsentwurf eines Gesetzes zur Neuregelung des Wasserrechts

vom 11.3.2009, S. 119.

Erstellung von Gefah-
renkarten und Risiko-
karten bis 22.12.1013

Erstellung von Hoch-
wasserrisikomanage-
mentplénen bis
22.12.2015

Uberblick zur Typologie
der Uberschwemmungs-
gebiete

?

vgl. Tabelle 3-1
sowie Abbildung 2-1

November 2009

Seite 20



Arbeitshilfe ,Hochwasserschutz und Bauplanungsrecht*
Grundlagen zum vorsorgenden Hochwasserschutz

2.3.1.1 Vorlander

Vorlander sind Gebiete zwischen oberirdischen Gewassern und Deichen oder
Hochufern gemaR § 100a Abs. 1 Satz 1 BbgWG. Die Vorlander sind nach § 100a
Abs. 1 Satz 1 BbgWG unmittelbar kraft Gesetzes festgesetzt. Es handelt sich,
da nach Art. 80 Abs. 4 Grundgesetz entsprechende Festsetzungen auch durch
Gesetz erfolgen kénnen®*, folglich um Uberschwemmungsgebiete i. S. d. § 76 Abs.
2 Satz 1 Nr. 1 WHG neu. Auf die Vorlander sind daher sowohl die Planungs- und
Bauverbote des § 78 Abs. 1 WHG neu (§ 31b WHG alt), als auch die Verbote des
§ 100b Abs. 1 BbgWG anwendbar (vgl. auch Kap. 3.2.1.1).

2.3.1.2 Hochwassergebiete nach dem Wassergesetz der DDR

Hochwassergebiete nach § 36 des Wassergesetzes der DDR sind Gebiete, die
zwischen Wasserlauf und Deich oder Hochufer liegen sowie weitere Gebiete, die
bei Hochwasser haufig iberschwemmt, durchflossen oder fir die Hochwasserent-
lastung und -riickhaltung beansprucht werden. Die Gebiete sowie die Deiche wur-
den als Hochwassergebiete in der DDR durch Beschluss des jeweiligen Rates des
Bezirkes festgelegt. Das Hochwasserschutzrecht der friiheren DDR ist insoweit
durch § 150 BbgWG jeweils als Rechtsverordnung in bestehendes Recht lberge-
leitet worden. Es ist damit nach wie vor geltendes Landesrecht. Soweit Uber-
schwemmungsgebiete gemall § 76 Abs. 2 WHG neu bzw. § 100a Abs. 1 Satz 2
BbgWG festgesetzt sind, treten die nach § 150 BbgWG fortgeltenden Festlegun-
gen von Hochwassergebieten aulRer Kraft (§ 100a Abs. 2 BbgWG). Dadurch, dass
die Vorlander kraft Gesetz als festgesetzt gellten, sind die Hochwassergebiete
nach dem Wassergesetz der DDR insoweit bereits aufler Kraft getreten.

Durch die im neuen WHG enthaltene Ubergangsregelung (§ 106 Abs. 3 WHG neu)
ist nun — die Regelung des § 31b Abs. 4 Satz 1 WHG alt war insoweit umstritten -
klargestellt, dass die Planungs- und Bauverbote des § 78 Abs. 1 WHG neu auch
auf diese Gebiete Anwendung finden.

2.3.1.3 Uberschwemmungsgebiete gemaR § 76 Abs. 2 Satz 1 WHG neu

GemaR § 76 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 WHG neu (§ 31b Abs. 2 WHG alt) sind als Uber-
schwemmungsgebiete zumindest die innerhalb der bestimmten Risikogebiete oder
der nach § 73 Abs. 5 Satz 1 Nr. 1 WHG neu zugeordneten Gebiete - in denen ein
Hochwasserereignis statistisch einmal in 100 Jahren zu erwarten ist - festzusetzen.
Die bisher in § 31b Abs. 2 WHG enthaltene Beschrankung auf Gebiete, in denen
nicht nur geringfligige Schaden entstanden oder zu erwarten sind, entfallt. Diese
Einschrankung ist im Rahmen der Bestimmung der Risikogebiete bereits enthal-

Begriindung des Regierungsentwurfes des Gesetzes zur Neuregelung des Wasserrechtes, BR-
Drucks., 280/90, Seite 219.

Gesetzlich festgesetzte
Uberschwemmungs-
gebiete

Uberleitung der
DDR-Hochwassergebiete
in Landesrecht

Festgesetzte
Uberschwemmungs-
gebiete: Bemessungs-
hochwasser HQ 100
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ten.®® Wie schon das alte Recht eréffnet auch § 76 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 WHG neu
den Landern die Moglichkeit, die Festsetzungen auch auf Gebiete auszudehnen, in
denen nur bei selteneren Hochwasserereignissen Schaden entstehen kdnnen
(,mindestens®). Die Festsetzung erfolgt durch Rechtsverordnung.

Darlber hinaus regelt § 76 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 WHG neu, dass die Landesregie-
rung — ebenfalls durch Rechtsverordnung — als Uberschwemmungsgebiete dieje-
nigen Gebiete festsetzt, die zur Hochwasserentlastung und Rickhaltung bean-
sprucht werden. Diese Regelung stellt eine Erweiterung des Regelungsauftrages
an die Lander im Gegensatz zum alten WHG dar.* Die Begriindung des Regie-
rungsentwurfes enthalt hierzu die Einschrankung, dass die Festsetzungspflicht auf
die Gebiete beschrankt wird, deren Entlastungs- bzw. Rickhaltefunktion festge-
setzten Uberschwemmungsgebieten zugute kommen soll.*’

Diejenigen Gebiete, in denen ein Hochwasserereignis statistisch einmal in 100
Jahren zu erwarten ist (Bemessungshochwasser), sind einheitlich bis zum 22. De-
zember 2013 als Uberschwemmungsgebiete festzusetzen. Die bisherige Untertei-
lung in Gebiete mit bzw. ohne ein hohes Schadenspotential (§ 31 Abs. 2 Satze 2
und 3 WHG alt) entfallt. Fir die zur Hochwasserentlastung und Rickhaltung bean-
spruchten Gebiete besteht kein Bedurfnis flir eine bundesrechtliche Festsetzungs-
frist.*® Die Uberschwemmungsgebiete sind in einem férmlichen 6ffentlichen Ver-
fahren nach § 100a Abs. 1, Abs. 2 BbgWG i. V. m. § 76 Abs. 4 WHG neu festzu-
setzen und erganzen die bereits kraft Gesetz festgesetzten Vorlander.

23.14 Vorlaufig gesicherte Uberschwemmungsgebiete

Sofern Uberschwemmungsgebiete nicht bis zum 22. Dezember 2013 (Frist nach §
76 Abs. 2 Satz 1 WHG neu) festgesetzt sind oder festgesetzt werden kénnen, sind
diese Gebiete zu ermitteln, in Kartenform darzustellen und vorldufig zu sichern.
§ 76 Abs. 3 WHG enthalt nun — im Gegensatz zur Vorgangerregelung des § 31b
Abs. 5 WHG, die nur einen Auftrag an die Lander enthielt — eine unmittelbar gel-
tende Bundesregelung fir diese vorlaufige Sicherung.

% Dazu Begriindung zum Regeierungsentwurf eines Gesetzes zur Neuregelung des Wasserrechts

vom 11.3.2009, BR-Drcks. 280/09, S. 220.

Begrundung des Regierungsentwurfes des Gesetzes zur Neuregelung des Wasserrechtes, BR-
Drucks., 280/90, Seite 220.

Begriindung des Regierungsentwurfes des Gesetzes zur Neuregelung des Wasserrechtes, BR-
Drucks., 280/90, Seite 220.

Begriindung des Regierungsentwurfes des Gesetzes zur Neuregelung des Wasserrechtes, BR-
Drucks., 280/90, Seite 220.
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Festgesetzte
Uberschwemmungs-
gebiete: Gebiete zur
Hochwasserentlastung
und Ruckhaltung
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Abb. 2-1: Kategorien von Uberschwemmungsgebieten mit striktem Beach-
tungsanspruch fur die Bauleitplanung und Vorhabenzulassung®
(schematisierte Darstellung)
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Vorlander
(bis zum Deich bzw. Hochufer)
(§ 100a Abs. 1 Satz 1 BbgWG)

Uberschwemmungsgebiete Uberschwem-
nach 8 76 Abs. 2 Nr. 1 WHG neu mungsgebiete nach
(HQ 100) § 76 Abs. 2 Nr. 2 WHG neu

(§ 100a Abs. 1 Satz 2 BbgWG)
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(§ 36 WG DDR, § 53 1. DVO zum WG DDR)

(treten auRer Kraft soweit ein USG
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bzw. als festgesetzt gilt (Vorlander))

%9 Die Gewasser sind nach den gesetzlichen Vorgaben von den verschiedenen Kategorien der

Uberschwemmungsgebiete ausgenommen.
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2.3.2 Uberschwemmungsgebiete mit Abwagungsrelevanz fiir die Bau-
leitplanung

Neben den soeben in Kap. 2.3.1 dargestellten Uberschwemmungsgebieten sind
weitere Kategorien von Gebieten gesetzlich vorgesehen, die hinsichtlich der Bau-
leitplanung zwar keinen strikten Beachtungsanspruch haben, jedoch wichtige Ele-
mente der planerischen Abwagung sind (vgl. Abb. 2-2).

2.3.2.1 Faktische Uberschwemmungsgebiete

Faktische Uberschwemmungsgebiete sind gemal § 76 Abs. 1 WHG neu (§ 31b
Abs. 1 WHG alt) Gebiete zwischen oberirdischen Gewassern und Deichen oder
Hochufern und sonstige Gebiete, die bei Hochwasser tiberschwemmt oder durch-
flossen oder die fur die Hochwasserentlastung oder Ruckhaltung beansprucht
werden, unabhéngig von einem Hochwasserrisiko nach 8 73 Abs. 1 WHG neu.
Faktische Uberschwemmungsgebiete erfassen neben den Uberschwemmungs-
und Abflussflachen somit auch die Rickhalteflaichen sowie Flachen zur Hochwas-
serentlastung, bis diese gemaR § 76 Abs. 2 Satz Nr. 2 WHG neu durch Rechtsver-
ordnung festgesetzt worden sind. § 76 Abs. 1 WHG (§ 31b Abs. 1 WHG alt) stellt
gewissermalen die Ausgangsdefinition des Uberschwemmungsgebietes dar. Da
diese nicht von einer bestimmten Wahrscheinlichkeit des Eintrittes eines Hoch-
wasserereignisses und bestimmten nachteiligen Hochwasserfolgen abhéngig ist,
kann der Anwendungsbereich (iber die festgesetzten Uberschwemmungsgebiete
nach § 76 Abs. 2 WHG neu (§ 31b Abs. 2 WHG alt) hinausgehen.

2.3.2.2 Weitere Uberschwemmungsgebiete nach § 100a Abs. 5 BbgWG

Nach § 100a Abs. 5 BbgWG kann das fur Wasserwirtschaft zustédndige Mitglied der
Landesregierung durch Rechtsverordnung weitere Uberschwemmungsgebiete
festsetzen, soweit dies erforderlich ist. Da mit dieser Regelung in erster Linie die
Retentionsflachen gemeint waren, bei denen Hochwasserrisiken i. S. d. § 73 Abs.
1 WHG neu nicht zu erwarten sind, diese Flachen nunmehr jedoch auch tber § 76
Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 WHG festsetzbar sind, wird diese Vorschrift in Zukunft kaum
noch Bedeutung haben. Zudem ist es gegenwartig in Brandenburg nicht vorgese-
hen, solche Gebiete festzusetzen.

?

vgl. Tabelle 3-2 sowie
Abbildung 2-2

Unabhéngig von
einem Hochwasserrisiko
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Abb. 2-2: Uberschwemmungsgebiete mit Abwagungsrelevanz fur die
Bauleitplanung“ (schematisierte Darstellung)
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Die Gewasser sind nach den gesetzlichen Vorgaben von den verschiedenen Kategorien der
Uberschwemmungsgebiete ausgenommen.
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3 Hochwasserschutz und Bauleitplanung

Die Bauleitplanung hat den Belang des Hochwasserschutzes sowohl als Schranke
hinsichtlich der Erforderlichkeit des Plans, als auch generell als Abwagungsbelang
in den Blick zu nehmen. Hinzu kommen die speziellen Planungsverbote des Was-
serhaushaltsgesetzes.

3.1 Hochwasserschutz als Belang in der Bauleitplanung

3.1.1 Hochwasserschutz als stadtebaulicher Belang

Der Hochwasserschutz kann dem Bebauungsplan als stadtebaulicher Belang ent-
gegenstehen und bei nicht hinreichender Berlicksichtigung zu seiner Unwirksam-
keit fihren.

In § 1 Abs. 3 BauGB ist das Gebot erforderlicher Planungen verankert. Das Gebot
des Planerfordernisses ist verletzt, wenn ein Bebauungsplan nicht vollzugsfahig ist,
weil seine Umsetzung auf uniberwindbare tatsachliche oder rechtliche Hindernisse
stofdt. Ein Bebauungsplan ist demnach auch mangels Vollzugsfahigkeit unwirksam,
wenn er in einem Uberschwemmungsgebiet, sei es ein faktisches oder ein festge-
setztes, eine Wohnbauflache ausweist.*' Ein solcher Bebauungsplan kann man-
gels Vollziehbarkeit seine Aufgabe, die bauliche und sonstige Nutzung der
Grundstiicke in der Gemeinde planerisch zu leiten, nicht erfiillen.*

Fir den Fall, dass eine Gemeinde den Bebauungsplan zwar in voller Kenntnis,
aber ohne sachgerechte Berlcksichtigung des Hochwasserbelanges aufstellt, wird
sie in die Pflicht kommen, diesen Bebauungsplan aufzuheben. Bei dieser Konstel-
lation werden sich dann auch Fragen des Schadensersatzes oder der Entschadi-
gung stellen.

In einen derartigen Fall von Amtshaftung und Schadensersatz geriet eine sachsi-
sche Gemeinde. Diese hatte im Uberschwemmungsbereich der Elbe ein Baugebiet
ausgewiesen. Nach der Scharfung des Bewusstseins fir den Hochwasserschutz
musste vertraglich die Umsiedlung der Bevdlkerung, der staatliche Erwerb der
fehlerhaft ausgewiesenen Baugrundstiicke gegen vollen Wert- und Verlustaus-
gleich und der anschlieBende Abriss aller Gebaude in dem Baugebiet geregelt
werden.

“ Zum VerstoR eines Bebauungsplanes gegen § 1 Abs. 3 BauGB in einem faktischen Uber-

schwemmungsgebiet, BayVGH, Urt. v. 30.7.2007 15 N 06.741, Rdnr. 22 (zitiert nach juris).

42 BayVGH, Urt. v. 30.7.2007 15 N 06.741, Rdnr. 22 (zitiert nach juris).

Dem vollzugsunféahigen
Plan mangelt es an der
Erforderlichkeit

Pflicht zur Aufhebung
des Bebauungsplans

?

vgl. zu den Schadens-
ersatz und Entschadi-
gungsfragen Kapitel 5
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Auch die nachtragliche Ausweisung eines Uberschwemmungsgebietes, das einen
rechtmaRig zustande gekommenen und bis dahin rechtswirksamen Bebauungs-
plan einschlief3t, kann zu einer Vollzugsunfahigkeit und damit zur Aufhebbarkeit
dieses Bebauungsplanes fluhren.

Dieser Fall kann z.B. eintreten, wenn der Bebauungsplan bei Inkrafttreten aul3er-
halb eines Uberschwemmungsgebietes lag, das seinerzeit durch eine HQ 50 -
Linie begrenzt wurde. Eine neu auf der Grundlage von HQ 100 festgesetzte Gren-
ze des Uberschwemmungsgebietes umfasst nun auch den Geltungsbereich des
rechtswirksamen Bebauungsplanes. Wegen der Bauverbote des § 78 Abs. 1 Satz
1 Nr. 2 WHG neu (§ 31b Abs. 4 Satz 3 WHG alt) und des § 100b BbgWG kann
dies zur Vollzugsunfahigkeit des B-Planes und zur Funktionslosigkeit fihren.

Soweit von diesen Fallen erfasst, ist der Bebauungsplan nicht mehr geeignet, eine
Bebauung im Sinne einer geordneten stadtebaulichen Entwicklung herbeizufihren.
Die Gemeinde ist deshalb gehalten, diesen Bebauungsplan in einem ordnungsge-
maRen Verfahren aufzuheben, auch wenn er - in Génze oder nur in Teilen - un-
wirksam ist. Der Rechtsschein, der diesem Plan noch innewohnt, ist durch das
Aufhebungsverfahren zu beseitigen.

3.1.2 Hochwasserschutz als Abwagungsbelang nach § 1 Abs. 7
BauGB

Im Katalog des § 1 Abs. 6 BauGB sind die Belange des Hochwasserschutzes
unter den dort beispielhaft aufgezahlten, innerhalb der Planung zu berlcksichti-
genden Belangen, ausdricklich mit aufgefihrt, um den Stellenwert dieses Belangs
in der Praxis noch zu verstéarken (§ 1 Abs. 6 Nr. 12 BauGB)43.

§ 1 Abs. 6 Nr. 12 BauGB begriindet daher eine Pflicht zur Ermittlung und Berlick-
sichtigung des Hochwasserschutzes in der bauleitplanerischen Abwé&gung, unab-
hangig von den konkreten Planungs- und Bauverboten fiir die Uberschwem-
mungsgebiete nach Ubergeleitetem DDR-Wasserrecht (Hochwassergebiete) oder
nach § 78 Abs. 1 Satz 1 WHG neu (§ 31 Abs. 4 WHG alt). Fur die Gemeinde be-
deutet dies, dass sie dem Hochwasserschutz in ihren Bauleitplanen Rechnung
tragen muss. Sie wird in Erwagung ziehen missen, Flachen von Bebauung freizu-
halten, auch wenn trotz entsprechender Risikolage Uberschwemmungsgebiete
weder (bereits) festgesetzt, noch vorlaufig gesichert sind. Aber auch wenn solche
Gebiete festgesetzt oder vorlaufig gesichert sind oder Baugebiete nach MalRgabe
des § 78 Abs. 2 WHG neu (§ 31b Abs. 4 Satz 2 WHG alt) ausnahmsweise ausge-
wiesen werden koénnten, ist zusatzlich seitens der Gemeinde eine bauleitplaneri-
sche Abwagung im Hinblick auf den Belang des Hochwasserschutzes vorzuneh-
men.* Die Gemeinde hat sich unabhangig davon, ob ein Gebiet nach § 76 Abs. 2

3 Begrindung zum Referentenentwurf des Gesetzes zur Verbesserung des vorbeugenden Hoch-

wasserschutzes, BR.-Drucks.268/04, Seite 14; Berendes, ZfW 2005, 197, 201.

Gaentzsch, in Berliner Kommentar zum BauGB, 3. Auflage, Stand: Dezember 2005, § 1, Rdnr.
77 a.

44

Auch die nachtragliche

Ausweisung eines Uber-
schwemmungsgebietes
kann zur Unwirksamkeit
des B-Planes fiihren

Belange des Hochwas-
serschutzes in der
Abwéagung

(8 1 Abs. 6 BauGB)

November 2009

Seite 27



Arbeitshilfe ,Hochwasserschutz und Bauplanungsrecht*
Hochwasserschutz und Bauleitplanung

WHG neu (31b Abs. 2 WHG alt) festgesetzt werden muss oder nicht, im Rahmen
der Abwagung mit der Frage zu befassen, ob Belange des Hochwasserschutzes
gegen die Ausweisung eines Baugebietes sprechen.

Uber das Abwagungsgebot und tber § 1 Abs. 6 Nr. 12 BauGB flieRen die Belan-
ge des Hochwasserschutzes somit insbesondere in den Gebieten in das Planver-
fahren ein, in denen eine vorlaufige oder endgiiltige Festsetzung der Uber-
schwemmungsgebiete noch nicht vorgenommen worden ist, in Gebieten, die Uiber
das Bemessungshochwasser HQ-100 hinausgehen und in Gebieten, in welchen
eine Festsetzung mangels nachteiliger Hochwasserfolgen nicht erforderlich ist.
Dabei handelt es sich insbesondere

e um die sogenannten faktischen Uberschwemmungsgebiete nach
§ 76 Abs. 1 WHG neu und

o die weiteren Uberschwemmungsgebiete nach § 100a Abs. 5 BbgWG.

Des Weiteren sind gemaf § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauGB die allgemeinen Anforderungen
an gesunde Wohn- und Arbeitsverhaltnisse und die Sicherung der Wohn- und Ar-
beitsbevolkerung zu berlicksichtigen. Auch diese Belange weisen einen konkreten
Bezug zu mdglichen Gefahren durch Hochwasser auf und sind als Planungsgrund-
satze einer sachgerechten Abwagung zuzufiihren.*® Zudem sind die Darstellungen
in Landschaftsplanen sowie in sonstigen Planen, insbesondere des Wasserrechts
(§ 1 Abs. 6 Nr. 7g BauGB)*, zu beachten. SchlieRlich ist das Erhaltungsgebot Erhaltungsgebot
gemal § 77 WHG neu (§ 31 b Abs. 6 WHG alt) im Zusammenhang mit der Bau- gemaf § 77 WHG
leitplanung in Uberschwemmungsgebieten als Optimierungsgebot neben den Vor-

aussetzungen fur die Planung gemall § 78 Abs. 2 WHG neu (§ 31b Abs. 4 WHG

alt) zu beriicksichtigen.*’

Gesunde Wohn-und
Arbeitsverhaltnisse

Bei der Ermittlung und Bewertung der betroffenen Belange ist die Intensitét einer Beriicksichtigung
Geféahrdung, z. B. die Lage des Plangebietes in einem (faktischen) Uberschwem- dGeerf;Etr%”usr:;ét der
mungsgebiet in die Abwagung einzustellen. Die Ermittlung hat sich an den Fakto-

ren zu orientieren, die fur die Entstehung von Hochwasser maf3geblich sind, etwa

o Niederschlagsmenge,

o Kapazitat der natirlichen Wasserspeicher,
¢ Bewuchs, Boden, Gelande,

e vorhandenes Gewéassernetz,

o FlieRgeschwindigkeit der Gewasser und

e Vorhandensein zulanglicher Einrichtungen des baulichen oder technischen
Hochwasserschutzes wie Deiche, Talsperren und Rickhaltebecken.

5 Hiinnekens/Armold, BauR 2006, 1232, 1239.

Hierzu zahlen u.a. die Hochwasserschutzplane nach § 31d WHG.

Hiinnekens/Arnold, BauR 2006, 1232, 1239.; Paul/Pfeil, NVwZ 2006, 505, 509. Das Erhaltungs-
gebot nach § 31b Abs. 4 WHG alt kann sich im Einzelfall sogar zu einem Planungshindernis bzw.
Bauverbot fur Einzelvorhaben verdichten; dazu jingst BayVGH, B.v.31.8.2009 — 8 ZB 09.1618
(noch unverdffentlicht) fiir ein Grundstiick im unmittelbaren Miindungsbereich eines Flusses.

46
47
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Hier wird regelmaRig die Einholung eines hydraulischen und/oder hydrologischen
Fachgutachtens geboten sein.*®

3.1.3 Kennzeichnungspflichten

Im Bebauungsplan sind nach § 9 Abs. 6 a BauGB in der Fassung des Gesetzes
zur Neuregelegung des Wasserrechtes insbesondere Uberschwemmungsgebiete
gemal § 76 Abs. 2 WHG neu (§ 31b Abs. 2 Satz 3 und 4 WHG alt) nachrichtlich zu
Ubernehmen. Noch nicht festgesetzte Uberschwemmungsgebiete im Sinne des §
76 Abs. 3 WHG sowie als Risikogebiete im Sinne des § 73 Abs. 1 Satz 1 WHG neu
bestimmte Gebiete sollen im Bebauungsplan vermerkt werden. Eine entsprechen-
de Regelung enthalt § 5 Abs. 4a BauGB zu den Darstellungen des Flachennut-
zungsplanes.

3.2 Planungs- und Bauverbote in Uberschwemmungsge-
bieten

Im Folgenden werden die Planungs- und Bauverbote sowie die Voraussetzungen
fur eine Ausnahme von diesen Verboten fir die Uberschwemmungsgebiete mit
striktem Beachtungsanspruch fur die Bauleitplanung und Vorhabenzulas-
sung erlautert. AbschlieBend werden diesbezlglich Hinweise fir die Gebiete mit
Abwagungsrelevanz fir die Bauleitplanung gegeben.

3.2.1 Planungs- und Bauverbote in Uberschwemmungsgebieten mit
striktem Beachtungsanspruch

Die bundesrechtlichen und landesrechtlichen Planungs- und Bauverbote des
§ 78 Abs. 1 WHG neu (§ 31b Abs. 4 WHG alt) bzw. § 100b Abs. 1 BbgWG setzen
grundsatzlich Gebietsfestsetzungen in dem dafiir vorgesehen Verfahren (§ 76 Abs.
4 WHG neu i. V. m. 100a Abs. 2 BbgWG) voraus. Davon ausgenommen sind in
Brandenburg die Vorlander, die unmittelbar kraft Gesetzes festgesetzt sind und als
Uberschwemmungsgebiet gelten. Zudem ist § 106 Abs. 3 WHG neu zu beriicksich-
tigen. Dort ist geregelt, dass vor dem 1. Marz 2010 festgesetzte, als festgesetzt
geltende oder vorlaufig gesicherte Uberschwemmungsgebiete als festgesetzt oder
vorlaufig gesicherte Uberschwemmungsgebiete im Sinne des § 76 Abs. 2 und 3
WHG neu gelten. Mithin sind auch die als Rechtsverordnung nach dem branden-
burgischen Landesrecht geltenden Hochwassergebiete nach dem Wassergesetz
der DDR festgesetzte Uberschwemmungsgebiete i. S. d. § 76 Abs. 2 und 3 i.V.m.
§ 78 WHG neu.

Bis zu der Festsetzung von Uberschwemmungsgebieten durch offentliche Be-
kanntmachung sind auch die mit den bundesrechtlichen Regelungen liberwiegend

8 S0 auch Paul/Pfeil, NVwZ 2006, 505, 508.

Nachrichtliche Darstel-
lung bzw. Kennzeichnung
von Uberschwemmungs-
gebieten

Planungs- und
Bauverbote

Voraussetzung fur
Festsetzung von Uber-
schwemmungsgebieten
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konkurrierenden landesrechtlichen Verbote nach § 100b Abs. 1 BbgWG noch nicht
anwendbar. Sofern eine férmliche Festesetzung der Uberschwemmungsgebiete
erfolgt49 ist, gelten die Bauverbote des § 78 Abs. 1 WHG neu (§ 31b Abs. 4 Satz 3

WHG alt) und § 100b Abs. 1 BbgWG nebeneinander (vgl. dazu Kap. 4).%° Fiir die

(Ubergeleiteten) DDR-Hochwassergebiete gelten zusatzlich die Bauverbote nach
den naheren Maligaben des jeweiligen Beschlusses des Rates des Bezirkes.

Solange die formliche Festsetzung der Uberschwemmungsgebiete noch nicht er-
folgt ist und es sich auch nicht um Vorlédnder oder Hochwassergebiete nach dem
Wassergesetz der DDR handelt, gilt jedoch das wasserrechtliche Erhaltungs- und
Wiederherstellungsgebot des § 77 WHG neu (§ 31 b Abs. 6 WHG alt). Das Erhal-
tungs- und Wiederherstellungsgebot gilt neben den spezielleren Restriktionen in
den Uberschwemmungsgebieten nach § 76 Abs. 2 WHG neu gemaR § 77 WHG
neu auch fir Gebiete ohne nachteilige Hochwasserfolgen und fir Gebiete in denen
ein Hochwasserereignis statistisch seltener als einmal in 100 Jahren zu erwarten
ist.

Im Folgenden werden die Planungs- und Bauverbote der verschiedenen Katego-
rien von Uberschwemmungsgebieten dargestellt.

49 Das Verfahren der Festsetzung von Uberschwemmungsgebieten hat nach § 100a BbgWG i. V. m.

§ 31b Abs. 2 WHG bis zum 10. Mai 2010 - fir HQ 100 Gebiete, in denen ein hohes Schadenspo-
tential bei Uberschwemmungen besteht - bzw. bis zum 10. Mai 2012 - fir HQ 100 Gebiete, in de-
nen nicht nur geringfligige Schaden entstanden oder zu erwarten sind - zu erfolgen.

%0 Begriindung des Regierungsentwurfes fiir das Gesetz zur Anderung wasserrechtlicher Vorschrif-

ten (BbgWG), Landtagsdrucks. 4/5052, zu Nr. 110.

Erhaltungs- und Wieder-
herstellungsgebot
geman § 77 WHG
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Tab. 3-1: Geltungsbereich der Planungs- und Bauverbote bei Uberschwem-
mungsgebieten mit striktem Beachtungsanspruch fur die Bauleit-
planung und Vorhabenzulassung

Uberschwemmungsgebiete Geltungsbereich der Planungs-
(Definition)** und Bauverbote

Vorlander (Gesetzlich festgesetzte Uberschwemmungsgebiete)
gemaf § 100a Abs. 1 Satz 1 BbgWG

o Gebiete zwischen oberirdischen Gewassern und | e Planungsverbot nach § 78 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1
Deichen oder Hochufern WHG neu

e Bauverbot bei baulichen Anlagen nach
§ 78 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 WHG neu

* Verbote fir weitere MalRnahmen nach § 78 Abs. 1
Satz 1 Nr. 3 bis 9 WHG neu

e Verbote nach § 100b Abs. 1 BbgWG, wobei die-
sen mit Blick auf die Regelung des 78 Abs. 1 Satz
1 Nr. 3 bis 9 WHG neu kaum noch Bedeutung zu-
kommen werden

o Erhaltungs-/Wiederherstellungsgebot nach § 77
WHG neu

e Ziele der Raumordnung zu beriicksichtigen
(§1 Abs. 4 BauGB)

Hochwassergebiete
gemal § 36 Wassergesetz der DDR, die nach § 150 BbgWG weiter fort gelten

e Gebiete, die zwischen Wasserlauf und Deich e Planungsverbot nach § 78 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1
oder Hochufer liegen sowie weitere Gebiete, die WHG neu (wegen § 106 Abs. 3 WHG neu)
bei Hochwasser haufig tiberschwemmt, durch- « Bauverbot bei baulichen Anlagen nach
flossen oder fir die Hochwasserentlastung und § 78 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 WHG neu (wegen § 106
-rickhaltung beansprucht werden. Abs. 3 WHG neu)

« Soweit Uberschwemmungsgebiete festgesetzt ¢ Verbote fiir weitere Malnahmen nach § 78 Abs. 1
sind, treten die nach § 150 BbgWG fortgelten- Satz 1 Nr. 3 bis 9 WHG neu (wegen § 106 Abs. 3
den Festlegungen von Hochwassergebieten WHG neu)

auler Kraft (§ 100a Abs. 2 BbgWG). Dies giltin | ¢ Bauverbote nach DDR-Wasserrecht / DVO

Bezug auf die Vorlander — als gesetzlich festge- Erhalt _Wiederherstell bot h&77
setzte Uberschwemmungsbiete — bereits jetzt. * VVrHEE; L:é%s lederherstellungsgebot nach §

e Ziele der Raumordnung zu berticksichtigen (§ 1
Abs. 4 BauGB)

e Gebot der Erforderlichkeit nach § 1 Abs. 3 BauGB

Uberschwemmungsgebiete gemaR § 76 Abs. 2 Satz 1 WHG neu
i. V.m. § 100a Abs. 1 u. 2 BbgWG

o innerhalb der Risikogebiete nach § 73 Abs. 1 e Planungsverbote nach § 78 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1
Satz 1 WHG neu oder nach § 73 Abs. 5 Satz 2 WHG neu
zugeordnete Gebiete, in denen ein Hochwas- « Bauverbot nach § 78 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 WHG
serereignis statistisch einmal in 100 Jahren zu neu
ewarten st o Verbote fir weitere Malinahmen nach § 78 Abs. 1
e Bis 22. Dezember 2013 festzusetzen Satz 1 Nr. 3 bis 9 WHG neu
e Zur Hochwasserentlastung und Riickhaltung « Verbote nach § 100b Abs. 1 BbgWG, wobei die-
beanspruchte Gebiete sen mit Blick auf die Regelung des 78 Abs. 1 Satz

1 Nr. 3 bis 9 WHG neu kaum noch Bedeutung zu-
kommen werden

o Erhaltungs-/Wiederherstellungsgebot nach § 77
WHG neu

e Ziele der Raumordnung zu beriicksichtigen
(§1 Abs. 4 BauGB)

*1 Die Gewasser sind nach den gesetzlichen Vorgaben von den verschiedenen Kategorien der

Uberschwemmungsgebiete ausgenommen.

?

vgl. Ausfuhrungen
Kap. 3.2.1.1 bis 3.2.1.3
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3.2.1.1 Vorlander (Gesetzlich festgesetzte Uberschwemmungsgebiete)

Aufgrund der Regelungen im BbgWG gelten die Gebiete zwischen oberirdischen
Gewassern und Deichen oder Hochufern (Vorlander) als festgesetzte Uber-
schwemmungsgebiete nach § 76 Abs. 2 WHG neu (§ 31b Abs. 2 WHG alt)
(§ 100a Abs. 1 Satz 1 BbgWG). Daher gelten fur diese sowohl das Planungsverbot
nach § 78 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 WHG neu, als auch die Bauverbote des § 78 Abs. 1
Satz 1 Nr. 2 WHG neu (§ 31b Abs. 4 Satz 1 WHG alt) bei baulichen Anlagen sowie
die Verbote weiterer Malnahmen nach § 78 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 bis 9 WHG neu (§
31b Abs. 4 Satz 3 WHG alt). Die daneben geltenden landesrechtlichen Verbote
des § 100b Abs. 1 BbgWG werden mit Blick auf die Regelungen des § 78 Abs. 1
Satz 1 Nr. 3 bis 9 WHG kaum noch Bedeutung erlangen (vgl. Kap. 4.1.4).

3.2.1.2 Hochwassergebiete nach Wassergesetz der DDR

Die nach DDR-Recht festgelegten Hochwassergebiete gelten nach § 150 BbgWG
landesrechtlich als Rechtsverordnungen fort. Sie treten erst dann aufler Kraft,
wenn Uberschwemmungsgebiete nach § 100a Abs. 1 BbgWG férmlich festgesetzt
worden sind oder als festgesetzt gelten (§ 100a Abs. 3 BbgWG). In Bezug auf die
Vorlander nach § 100a Abs. 1 BbgWG ist dies bereits gegenwartig der Fall. Inso-
weit sind die Hochwassergebiete nach Wassergesetz der DDR bereits auler Kraft
getreten.

Durch die Formulierung in § 31b Abs. 4 WHG (,In Uberschwemmungsgebieten
nach Absatz 2 Satz 3 und 4 dirfen durch Bauleitplane keine neuen Baugebiete
ausgewiesen werden (....)*) entsprach es bisher der Uberwiegenden Meinung,
dass die Planungs- und Bauverbote des § 31b Abs. 4 WHG nicht auf die Uber-
schwemmungsgebiete bzw. Hochwassergebiete der jeweiligen Lander — die be-
reits vor Inkraftireten des WHG (in der Fassung des Gesetzes zur Verbesserung
des vorbeugenden Hochwasserschutzes vom 3. Mai 2005) festgesetzt wurden -
Anwendung finden. Nunmehr enthalt § 106 Abs. 3 WHG eine Ubergangsregelung,
in welcher geregelt ist, dass vor dem 1. Marz 2010 festgesetzte, als festgesetzt
geltende oder vorlaufig gesicherte Uberschwemmungsgebiete als festgesetzte
oder vorlaufig gesicherte Uberschwemmungsgebiete im Sinne des § 76 Abs. 2
oder Abs. 3 WHG neu gelten. Damit sollte laut der Begriindung des Regierungs-
entwurfes die umstrittene Regelung des § 31b Abs. 4 WHG klargestellt werden.*?
Dies bedeutet, dass die Planungs- und Bauverbote des § 78 Abs. 1 WHG neu ab
1. Méarz 2010 auch auf die Hochwassergebiete nach dem Wassergesetz der DDR
Anwendung finden.

Daneben sind auch die Vorschriften nach dem Ubergeleiteten DDR-Recht an-
wendbar. Dabei handelt es sich um Verbote der Errichtung von Vorhaben. Es ist
im jeweiligen Einzelfall zu prifen, ob der Beschluss des Rates des Bezirkes zur

Begriindung des Regierungsentwurfes eines Gesetzes zur Neuregelung des Wasserrechtes, BR-
Drucks. 280/09, Seite 238.

Vorlander:
Planungs- und
Bauverbot

<
vgl. Tabelle 3-1

DDR-Hochwasser-
gebiete: Schutzstatus
nach Ubergeleitetem
DDR-Recht

<
vgl. Tabelle 3-1
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Festlegung des Hochwassergebietes eventuell strengere Verbote als § 78 WHG
neu enthalt.

Die nach § 36 WG der DDR durch den Rat des Bezirkes festgelegten Hochwas-
sergebiete umfassen die Gebiete zwischen Wasserlauf und Deich oder Hochufer
sowie weitere Gebiete, die bei Hochwasser haufig Uberstaut, durchflossen oder fir
die Hochwasserentlastung- oder Riickhaltung beansprucht werden (vgl. Uber-
sichtskarte Uber die beschlossenen Hochwassergebiete in Anhang IIl). Hochwas-
sergebiete wurden festgelegt, wenn durch Deiche oder die natlirlichen Gegeben-
heiten in Form von Hochufern das dahinter liegende Territorium gegen Uber-
schwemmung geschitzt wurde. Das Schutzgebiet der Hochwassergebiete er-
streckte bzw. erstreckt sich dabei vom Gewasser (Wasserlauf) bis zum binnensei-
tigen Deichful® bzw. Hochufer.

~Weitere Gebiete” im Sinne des § 36 WG DDR sind solche, auf denen sich das
Wasser auRerhalb des Gewassers flachenhaft ausbreitet (Ausuferungs- bzw. Re-
tentionsflachen) und die auf einer bestimmten Breite lberstromt werden bzw. die
infolge einer standigen FlieRbewegung den Hochwasserabflussquerschnitt aulRer-
halb des Gewassers (Hochwasserabflussgebiet) bildeten. Fir die Hochwasserent-
lastung und -riickhaltung beanspruchte Gebiete waren und sind hauptsachlich
Flutungspolder, Rickhaltebecken und Umfluter.>®

Nach § 36 Abs. 3 Wassergesetz der DDR sowie gemaf § 53 der hierzu ergange-
nen 1. Durchfihrungsverordnung zum Wassergesetz (1. DVO) gelten fir die
Hochwassergebiete die folgenden Verbote und Nutzungsbeschrankungen:

»3 53 Abs. 1 und 2 der 1. DVO

(1) In Hochwassergebieten sind
- das Lagern von Wasserschadstoffen und abschwemmbaren Stof-
fen,
- der Anbau von Sonderkulturen der Landwirtschaft,
- das Anlegen von Silos, stationdren Melkanlagen und Lagerhallen,

verboten.

(2) In den Teilen der Hochwassergebiete, die vom Hochwasser durchflos-
sen werden kénnen (Hochwasserabflussgebiete), sind darliber hinaus

- die Errichtung oder Veranderung von Bauwerken und baulichen An-
lagen, soweit sie nicht dem Hochwasserschutz oder der Schifffahrt
dienen,

- der Umbruch von Griinland sowie der Anbau von Ackerkulturen,

- die Verlegung von Leitungen sowie das Anlegen von Verkehrswe-
gen,

%3 Vgl. dazu die Kommentierung zum WG der DDR, Ministerium fir Umweltschutz und Wasserwirt-

schaft und Akademie fiir Staats- und Rechtswissenschaft der DDR (Hrsg.), Autorenkollektiv unter
Leitung von Ellenor Oehler, 1. Auflage (1987), Rdnr. 1 zu § 36 WG.

Vorhabenbezogene Ver-
bote und Nutzungsbe-

schrankungen fur Hoch-
wassergebiete der DDR
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- die Errichtungen von Einfriedungen,
- das Anlegen von Zeltplatzen und das Aufstellen von Wohnwagen,

- die Veranderung der Erdoberflache, die bleibende Erdaufschlisse
oder Aufschittungen,

- das Lagern von Stoffen oder Gegenstanden anderer Art,
- das Aufstellen von stationdren Geraten

verboten.*

Aus dieser Vorschrift ergeben sich somit vorhabenbezogene Verbote, die so oder
ahnlich in die jeweiligen Entscheidungen des Rates des Bezirkes Eingang gefun-
den haben. MalRgebend fiir den Vollzug ist der konkrete Inhalt der jeweiligen -
fortgeltenden - Hochwassergebietsfestlegung. GemaR § 53 der 1. DVO ist die
Errichtung und Veranderung von Bauwerken und baulichen Anlagen auch dann
verboten, wenn diese nur voribergehenden Zwecken dienen. Unter der Verlegung
von Leitungen sind sowohl erdverlegte Leitungen als auch Freileitungen zu verste-
hen. Der Begriff der ,Einfriedungen“ umfasst mobile stationare Anlagen. Unter
,veranderungen der Erdoberflache“ sind alle Handlungen zu fassen, die in die
Oberflachengestaltung des Gebietes eingreifen und den Hochwasserabfluss
nachteilig beeinflussen oder Auswirkungen auf Hochwasserschutzanlagen haben

kénnen“.%

In § 53 Abs. 3 der 1. DVO ist geregelt, dass Ausnahmen von den Verboten einer
Zustimmung der zustandigen Wasserbehérden bedurfen:

»(3)Unumgangliche Ausnahmen fiir die Veranderung oder Beseiti-
gung von Bauwerken, die Verlegung von Leitungen und das Anle-
gen von Verkehrswegen, die Errichtung von mobilen Einfriedun-
gen, das vorubergehende Ablagern abschwemmbarer Stoffe und
das vorlibergehende Aufstellung stationarer Gerate bedurfen der
Zustimmung der staatlichen Gewasseraufsicht der Wasserwirt-
schaftsdirektion.”

Diese Zustimmungen, mit denen Uber die Vereinbarkeit mit der schadlosen Hoch-
wasserabflihrung befunden wird, konnten in andere Entscheidungen eingebunden
werden, wenn die betreffenden MalRnahmen gleichzeitig diese Tatbestande erfiil-
len.>® Heute ist diese Zustimmung - wie bei § 31b Abs. 4 Satz 3 WHG - im Rahmen
eines Einvernehmens von der Baugenehmigung mit umfasst.

Liegt ein (Ubergeleitetes) Hochwassergebiet vor, gelten zudem - im heutigen Voll-
zug des Hochwasserschutzrechts - bei der Ausweisung von Baugebieten neben
dem fortgeltenden Recht, den Planungs- und Bauverboten nach § 78 Abs. 1 WHG
neu, die Maligaben des § 1 Abs. 3 BauGB und des Abwagungsgebotes nach § 1

>4 Dazu im Einzelnen Autorenkollektiv unter Leitung von Ellenor Oehler, a.a.0.,Kommentierung zum

Wassergesetz der DDR, zu § 53 Abs. 2 der 1. DVO.

Dazu im Einzelnen Autorenkollektiv unter Leitung von Ellenor Oehler, a.a.0, zu § 53 Abs. 3 der 1.
DVO.

55

MaRgebend fur den Voll-
zug ist spezifische
Rechtsverordnung zu
Hochwassergebieten

Ausnahmeregelungen

Erforderlichkeit und
Abwéagung (88 1 Abs. 3
und 7 BauGB)
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Abs. 7 BauGB, in welchem insbesondere die Belange des Hochwasserschutzes
nach § 1 Abs. 6 Nr. 12 BauGB zu bewerten und zu bertcksichtigen sind. Bei den
DDR-Hochwassergebieten handelt es sich zudem regelmaRig um faktische Uber-
schwemmungsgebiete nach § 76 Abs. 1 WHG neu (§ 31b Abs. 1 WHG alt), so
dass auch das Erhaltungsgebot nach § 77 WHG neu (§ 31 b Abs. 6 WHG alt)
Anwendung findet.

3.2.1.3 Uberschwemmungsgebiete gemaR 76 Abs. 2 Satz 1 WHG neu

Ein weiterer Anwendungsfall der Planungs- und Bauverbote des § 78 Abs. 1 Satz 1
Nr. 1 und 2 WHG neu (§ 31b Abs. 4 WHG alt) und der Verbote weiterer Mallnah-
men nach § 78 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 bis 9 WHG neu bzw. § 100b Abs. 1 BbgWG
sind die Uberschwemmungsgebiete nach § 76 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 und 2 WHG
neu (§ 31b Abs. 2 Satz 3 und 4 WHG alt).

Der brandenburgische Gesetzgeber hat in § 100a Abs. 2 WHG das fur Wasser-
wirtschaft zustandige Mitglied der Landesregierung verpflichtet, entsprechende
Karten zu den Uberschwemmungsgebieten 6ffentlich bekannt zu machen. Vor der
Bekanntmachung sind nach § 100a Abs. 2 Satz 3 BbgWG die Entwirfe der Karten
wahrend der Dauer eines Monates bei der Wasserbehdrde und bei den betroffe-
nen Gemeinden auszulegen. Dabei ist darauf hinzuweisen, dass innerhalb von
zwei Wochen nach Ablauf der Auslegungsfrist schriftlich bei der Wasserbehotrde zu
den Entwirfen Stellung genommen werden kann. Durch dieses formliche Verfah-
ren —welches auch den Anforderungen des § 76 Abs. 4 WHG neu entspricht -
sollen mindestens die Uberschwemmungsgebiete - in denen ein Hochwasserer-
eignis einmal in 100 Jahren zu erwarten ist (Bemessungshochwasser)56 - bis spa-
testens zum 22. Dezember 2013 festgesetzt werden.

3.2.1.4 Ausweisung ,neuer Baugebiete" durch Bauleitpléne

In den Vorlandern, den férmlich festzusetzenden Uberschwemmungsgebieten,
sowie den Hochwassergebieten nach dem Wassergesetz der DDR dirfen gemaf
§ 78 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 WHG neu (§ 31b Abs. 4 WHG alt) durch Bauleitplane oder
sonstige Satzungen (insbesondere nach § 34 Abs. 4 BauGB) nach dem Bauge-
setzbuch grundsatzlich keine neuen Baugebiete ausgewiesen werden. Nicht unter
das generelle Verbot fallen dagegen Aullenbereichssatzungen nach § 35 Abs. 6
BauGB, da sie keine Baugebiete ausweisen, sondern nur einzelne 6ffentliche Be-
lange ausblenden. Baugebiete sind nach der Legaldefinition in § 1 Abs. 2 BauN-
VO zunachst Flachen, die fir die Bebauung vorgesehen sind und in einem Bau-
leitplan (Bebbauungsplan, Flachennutzungsplan) nach der besonderen Art ihrer
baulichen Nutzung dargestellt werden (z. B. Wohngebiete, Mischgebiete oder

Dazu Begriindung zum Referentenentwurf des Gesetzes zur Verbesserung des vorbeugenden
Hochwasserschutzes, BR.-Drucks.268/04, S. 25.

<
vgl. Tabelle 3-1

(0
vgl. Tabelle 3-1

Karten zu festgesetzten
Uberschwemmungs-
gebieten

Verbot der Ausweisung
neuer Baugebiete
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Gewerbegebiete).”” Obwohl § 78 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 WHG neu (§ 31b Abs. 4
WHG alt) ausdrtcklich nur von Baugebieten spricht, wird man ihn mit Blick auf den
Sinn und Zweck des Gesetzes auch auf Bauflachen anzuwenden haben.® Ge-
maf § 1 Abs. 1 BauNVO kdénnen in einem Flachennutzungsplan die fiir die Bebau-
ung vorgesehenen Flachen auch nach der allgemeinen Art ihrer baulichen Nutzung
(Bauflachen) dargestellt werden (z. B. Wohnbauflachen, gemischte Bauflachen,
Sonderbauflachen).

Die Art der baulichen Nutzung kann grundsatzlich in einem Bebauungsplan aulder
durch Baugebietsfestsetzungen nach Mallgabe der Baunutzungsverordnung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. §§ 2 ff. BauNVO) auch durch anderweitige Fla-
chenfestsetzungen nach § 9 Abs. 1 BauGB bestimmt werden. In Betracht kommt
beispielsweise die Festsetzung einer Gemeinbedarfsflache nach § 9 Abs. 1 Nr. 5
BauGB (bzw. § 5 Abs. 2 Nr. 2 BauGB) oder von Dauerkleingarten, Sport-, Spiel-,
Zelt- und Badeplatzen und Friedhéfen nach § 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB. Wird damit
die planungsrechtliche Grundlage beispielsweise fiir die Errichtung von Gebauden
(z. B. von Schulen) geschaffen, besteht im Hinblick auf die Belange des Hochwas-
serschutzes eine Vergleichbarkeit mit der Festsetzung von Baugebieten und Bau-
flachen im Sinne des § 1 Abs. 1 und 2 BauNVO.*

Die Aufnahme der baurechtlichen Satzungen (Innenbereichssatzungen nach § 34
Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB) in den Verbotstatbestand entspricht dem Schutz-
zweck des Verbotes® und schlieRt eine bisher in § 31 b Abs. 4 Satz 1 WHG alt
bestehende Regelungsliicke.

Mit neuen Baugebieten sind zunachst die Baugebiete gemeint, die festgesetzt
werden, um erstmals eine zusammenhangende neue Bebauung zu ermdogli-
chen.®" Die Uberplanung des Bestandes - also das planerische Festschreiben des
Status quo ohne Erweiterung des Malies der baulichen Nutzung - ist hingegen
zulassig.®

57 So Handlungsanleitung fiir den Einsatz rechtlicher und technischer Instrumente zum Hochwasser-

schutz der Raumordnung, in der Bauleitplanung und bei der Zulassung von Einzelvorhaben, AR-
GEBAU, Stand Marz 2008, unter 3.2.1, Seite 16.

So Handlungsanleitung fir den Einsatz rechtlicher und technischer Instrumente zum Hochwasser-
schutz der Raumordnung, in der Bauleitplanung und bei der Zulassung von Einzelvorhaben, AR-
GEBAU, Stand Marz 2008, unter 3.2.1, Seite 16; diese Auffassung ist allerdings in der Rechtspre-
chung noch nicht bestatigt.

59 Ob § 78 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 WHG neu (§ 31b Abs. 4 Satz 1 WHG alt) auch andere Festsetzungen
als nach § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB bzw. nach § 5 Abs. 2 Nr. 1 BauGB umfasst, ist in der Zukunft
noch durch die Rechtsprechung zu kléaren. Im Sinne der erweiternden Auslegung: Handlungsanlei-
tung flr den Ersatz rechtlicher und technischer Instrumente zum Hochwasserschutz in der Raum-
ordnung, in der Bauleitplanung und bei der Zulassung von Einzelvorhaben, der ARGEBAU, Stand:
06.03.2008, S. 16; dagegen Begriindung des Regierungsentwurfes des Gesetzes zur Verbesse-
rung des vorbeugenden Hochwasserschutzes, BT-Drucks., 15/3168, S. 14, wo steht: Satz 1
schlieRt — von den unabweisbaren Ausnahmeféllen der Hafenanlagen und Werften abgesehen —
die Ausweisung neuer Baugebiet im Sinne der Baunutzungsverordnung in festgesetzten Uber-
schwemmungsgebieten durch Bauleitplane (Flachennutzungs- und Bebauungsplane) aus.

58

60 Begrundung des Regierungsentwurfes des Gesetzes zur Neuregelung des Wasserrechtes, BR-

Drucks., 280/90, Seite 221.

So zunachst Handlungsanleitung fir den Ersatz rechtlicher und technischer Instrumente zum
Hochwasserschutz der Raumordnung, in der Bauleitplanung und bei der Zulassung von Einzel-
vorhaben, ARGEBAU, Stand Marz 2008, unter 3.2.1, Seite 15.

Breuer, NuR 2006, 614, 620; Hiinnekens/Arnold, BauR 2006, 1232, 1236; Handlungsanleitung fir
den Ersatz rechtlicher und technischer Instrumente zum Hochwasserschutz der Raumordnung, in

61

62
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Ob und inwieweit § 78 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 WHG neu (§ 31b Abs. 4 WHG alt) auch
bei der Uberplanung vorhandener Bebauung Anwendung findet, wenn dies eine
Modifizierung des Baugebietes zur Folge hat, ist in der Rechtsprechung und Lite-
ratur noch nicht abschlielend geklart. Mit Blick auf den Zweck der Regelung duirfte
folgende Differenzierung zugrunde zu legen sein:

Im Rahmen der Uberplanung von im Zusammenhang bebauten Ortsteilen nach
§ 34 BauGB wird allenfalls dann ein ,neues Baugebiet* geschaffen, wenn damit
eine

o wesentliche Erweiterung oder
e Verdichtung

des vorhandenen Bestandes oder bisher zuldssigen Rahmens einhergeht und das
zur Verfigung stehende Retentionsvolumen deshalb mafRRgebend verringert
wird.®

Eine reine Nutzungsanderung wird aber auch nach der obigen Differenzierung
dann zulassig sein, wenn mit ihr keine Verringerung des Retentionsvolumens ein-
hergeht. In einem Bericht des Ausschusses fur Umwelt, Naturschutz und Reaktor-
sicherheit zum Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung des vorbeugenden
Hochwasserschutzes zur 6ffentlichen Anhérung wird folgendes ausgefihrt:

,In der Anhdrung sei auflerdem von den kommunalen Spitzenverbanden die Auffassung
vertreten worden, dem Regierungsentwurf lasse sich nicht zweifelsfrei entnehmen, ob
die bestandssichernde Uberplanung innerstédtischer Baugebiete und die Umplanung
aufgegebener Hafengebiete und Industriebrachen mit dem Ziel der Umnutzung des
Baubestandes in Uberschwemmungsgebieten noch zuléssig sei. Ferner habe der Deut-
sche Industrie- und Handelstag bezweifelt, ob unbeplante Innenstadtbereiche kiinftig
noch Uberplant werden dirften. Einer ausdriicklichen Regelung bediirfe es nach eigener
Auffassung indessen nicht, weil sich die Zuldssigkeit der Uberplanung bestehender
Bausubstanz mit hinreichender Deutlichkeit aus dem Regierungsentwurf ergebe. Die
Neuregelungen des § 31b Abs. 4 WHG [nun § 78 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und Abs. 2 WHG
neu] stiinden der Uberplanung zusammenhangend bebauter Ortsteile im Sinne des
§ 34 BauGB nicht entgegen. Das Planungsverbot in Satz 1 richte sich vielmehr gegen
die Planung von neuen Baugebieten. Damit seien nur solche Gebiete gemeint, die fest-
gesetzt werden, um erstmals eine zusammenhangende Bebauung zu ermdglichen.
Erstmalige Uberplanung und Umplanung wiirden keine neuen Baugebiete schaffen,
sondern lediglich eine bestimmte Nutzung des Baubestandes festsetzen. Vor diesem
Hintergrund wéren auch kiinftig sowohl erstmalige Uberplanung, z. B. historischer Alt-

der Bauleitplanung und bei der Zulassung von Einzelvorhaben, der ARGEBAU, Stand: 6.3.2008,
S. 16; dazu auch Jeromin//Praml, NVwZ 2009, 1079, 1082.

6 Kotulla stellt sich hingegen auf den Standpunkt, dass weder die Erweiterung noch sonstige Ver-

anderung bereits bestehender Baugebiete von § 31b Abs. 4 Satz 1 WHG umfasst ist. Aufgrund
der Veranderung des Baugebietes wirde sich zwar dessen Ausdehnung modifizieren, dadurch
werde es allerdings nicht zu einem neuen - erstmalig ausgewiesenen - Baugebiet, sondern behal-
te rechtlich den Status eines bereits bestehenden Baugebietes (Kotulla, WHG zwischen Hoch-
wasserschutz, Strategischer Umweltprifung und Forderalismusreform, Komm., 2007, § 31b, Rdnr.
81.). Dieser Meinung ist entgegen zu setzen, dass jede Erweiterung letztlich auch die Ausweisung
eines neuen (Teil-)Baugebietes umfasst und andernfalls eine Umgehung des Schutzzweckes
nicht auszuschliefien ware.
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stadte, als auch Umplanungen zur Brachflachennutzung nach Aufgabe der friheren

s iy 464
Nutzung zulassig.

Was unter den Begriff des neuen Baugebietes i.S.d § 78 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1
WHG neu (§ 31b Abs. 4 WHG alt) fallt, ist letztlich eine Frage des Einzelfalls. Die
Rechtsprechung hat die Aufgabe, die verbleibenden Unsicherheiten bei der Ausle-
gung dieses Tatbestandsmerkmals zu beseitigen.

Beispiele fir die , Ausweisung neuer Baugebiete“

e Die Anderung einer Griinflache in eine Wohnbauflache stellt die Ausweisung eines
neuen Baugebietes dar.

e Die Uberplanung eines ehemaligen Brauereigeb&udes mit einem vorhabenbezoge-
nen Bebauungsplan mit der Zweckbestimmung Einkaufszentrum stellt jedenfalls
dann die Ausweisung eines neuen Baugebietes dar, wenn nicht nur die Art der
Nutzung, sondern auch das MaR der baulichen Nutzung wesentlich erweitert wird.

3.2.2 Ausnahmeregelungen des § 78 Abs. 2 WHG neu

Systematisch handelt es sich bei dem Planungsverbot des § 78 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1
WHG neu (§ 31b Abs. 4 WHG alt) um ein praventives Verbot mit Erlaubnisvorbe-
halt, d. h. auch bei der Erfullung der Ausnahmevoraussetzungen besteht kein An-
spruch auf Dispenserteilung.@5

Die Frage, ob eine Versagung der Erteilung einer Ausnahme rechtmafig war, kann
verwaltungsgerichtlich Gberprift werden, da insoweit die kommunale Planungsho-
heit (Art. 28 Abs. 2 GG) beschrankt wird. Bei den einzelnen Merkmalen handelt es
sich um unbestimmte Rechtsbegriffe ohne Beurteilungsspielraum, die im Grund-
satz der vollstandigen verwaltungsgerichtlichen Kontrolle unterliegen.®® Die zu-
standige Behorde kann die Ausweisung neuer Baugebiete ausnahmsweise zulas-
sen, wenn die Voraussetzungen vorliegen, wobei es sich dabei um ein intendiertes
Ermessen handelt. Die in den Nummern 1 bis 9 des § 78 Abs. 2 WHG neu (§ 31b
Abs. 4 WHG alt) vorgenommene Auflistung der Voraussetzungen verdeutlicht,
dass die ausnahmsweise gestattete Durchbrechung des Bauleitplanungsverbotes
zugunsten der betroffenen Kommunen im Wesentlichen von der Einhaltung eines
auf den aktuellen Hochwasserstandard bezogenen Verschlechterungsverbo-
tes abhangig ist.

Die einzelnen Ausnahmevoraussetzungen missen kumulativ erfillt sein®’. Sie
stehen nicht konkret isoliert nebeneinander, sondern Uberlagern sich teilweise in
der auf Prognosen angewiesenen Bewertung.ﬁ8 Im Genehmigungsverfahren tragt

o4 Bericht des Ausschusses fir Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit zum Entwurf eines Ge-

setzes zur Verbesserung des vorbeugenden Hochwasserschutzes, in Bundestagsdrucksache
15/3510, S. 3

Czychowsky/Reinhardt, a.a.O.,§ 31 b, Rdnr. 59.

Breuer, NuR 2006, 614, 619.

Kotulla, NvVWZ 2006, S. 131, Behrendes, ZfW 2005, S. 207.
Hinnekens/Arnold, BauR 2006, 1232, 1237.

65
66
67
68
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die antragstellende Gemeinde die Darlegungslast fur das Vorliegen der Voraus-
setzungen®’.

Die Prufung der einzelnen Voraussetzungen der Ausnahmeregelung ist auf der
Ebene des Flachennutzungsplanes - bedingt durch dessen Malstablichkeit - nicht
so detailliert mdglich, wie bei einem Bebauungsplan. Fur den Fall, dass ein Paral-
lelverfahren nach § 8 Abs. 3 BauGB durchgefiihrt wird, lie3e sich der parallel auf-
zustellende Bebauungsplan fur die Prifung heranziehen. Stellt zunachst nur der
Flachennutzungsplan ein neues Baugebiet dar, muss die Begriindung zum Fla-
chennutzungsplan eine Prognose zu den Auswirkungen der spateren Bebauungs-
planfestsetzungen des dargestellten Baugebietes anhand der Voraussetzungen
des § 78 Abs. 2 Nr. 1 bis 9 WHG neu (§ 31b Abs. 4 Satz 2 Nr. 1 bis 9 WHG alt)
enthalten. Des Weiteren sollte ein Hinweis zu finden sein, dass im Bebauungs-
planverfahren die Tatbestandsmerkmale des § 78 Abs. 2 Nr. 1 bis 9 WHG neu (§
31b Abs. 4 Satz 2 Nr. 1 bis 9 WHG alt) erneut konkret zu prifen bzw. gegenuber
der Wasserbehorde nachzuweisen sind und dass andernfalls der Bebauungsplan
nicht aufgestellt werden kann.

Generell bietet sich zur Darlegung der Tatbestandsvoraussetzungen der Umwelt-
bericht (§ 2a BauGB) — der grundsatzlich bei allen Bauleitplanen erforderlich ist -
an.

Zustandig fur die Erteilung der Ausnahme ist die Untere Wasserbehorde. Formal
ist die Zustimmung im Bebauungsplanverfahren (ber die Beteiligung der Wasser-
behdrde als Trager o6ffentlicher Belange einzuholen. Materiell handelt es sich um
ein echtes Zustimmungserfordernis im Sinne eines Planungsleitsatzes.”® Die
Gemeinde kann sich also Uber ein ,Nein“ der Unteren Wasserbehdrden nicht im
Rahmen der Abwagung nach § 1 Abs. 7 BauGB hinwegsetzen.

Im Folgenden werden die Ausnahmevoraussetzungen im Einzelnen erlautert.

3.2.2.1 Keine Andere Mdglichkeit der Siedlungsentwicklung

Die Ausnahmevoraussetzung sieht vor, dass neue Baugebiete zugelassen werden
kénnen, wenn keine anderen Mdglichkeiten der Siedlungsentwicklung bestehen
oder geschaffen werden kénnen. Die Voraussetzung ist nur erflllt, wenn eine Sied-
lungsbildung in der Gemeinde ausschlieRlich innerhalb von Uberschwemmungs-
gebieten maoglich ist. Abzustellen ist dabei auf das gesamte Gebiet der Uiberplanten
Gemeinde. Wirtschaftliche Aspekte sollen im Rahmen dieser Entscheidung keine
Berucksichtigung finden.”" Bevor Uberschwemmungsgebiete zur Siedlungsent-
wicklung in Betracht gezogen werden, ist die planende Kommune gehalten, alle
sich ihr bietenden sonstigen Optionen auszuschépfen. Hierzu gehdért neben der
Schlieung noch vorhandener Baullicken auch die Heranziehung von im Vergleich
zu den Uberschwemmungsgebietsarealen nach Zustand und Lage deutlich weni-
ger attraktiver hoher gelegener Gemeindeflachen; und zwar selbst dann, wenn

69
70
71

Czychowsky/Reinhardt, a.a.O., § 31 b, Rdnr. 63; Munk, 5/2005, S. 22.
Hinnekens/Arnold, NVwZ 2006, 1232, 1235.
Hinnekens/Arnold, NVwZ 2006, 1232, 1235.
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deren ErschlieBung mit betrachtlichem finanziellen Aufwand verbunden wire. "
Der Umstand, dass fir die Kommune insbesondere wirtschaftlich wichtige poten-
tielle Investoren ihre Bereitschaft zur dortigen Ansiedlung allein von der Zurverfu-
gungstellung bestimmter Flachen im festgesetzten Uberschwemmungsgebiet ab-
hangig machen, das Angebot anderer in der betreffenden Gemeinde liegender
Grundsticke indes ablehnen, reicht hier nicht aus. Zudem kommt es nicht darauf
an, ob der konkrete Siedlungsbedarf der Gemeinde auf den zur Verfligung stehen-
den Flachen durch Ausweisung eines neuen Baugebietes befriedigt werden kann.

Beispiel

Die Ausnahmevoraussetzung kann vorliegen, wenn

e das gesamte Gemeindegebiet innerhalb von Uberschwemmungsgebieten nach
§ 76 Abs. 2 WHG neu liegt oder

e aus topografischen Griinden eine Siedlungsentwicklung nur innerhalb von Uber-
schwemmungsgebieten in Betracht kommt.

Mit dem BauGB 2007 hat der Gesetzgeber die Innenentwicklung mit dem neuen
§ 13a BauGB-Verfahren - in Abgrenzung zur gezielten Entwicklung auf bisher un-
berthrten AulRenbereichsflachen - starken wollen. Sowohl aus der Intention dieses
Gesetzes aber auch aus Griinden des Hochwasserschutzes im Sinne des § 78
Abs. 2 Nr. 1 WHG neu ist damit zu fragen, ob nicht durch die Wiedernutzbarma-
chung von Flachen, die Nachverdichtung oder andere Maflinahmen der Innenent-
wicklung neue Baugebiete im Ortskern geschaffen werden und somit Uber-
schwemmungsgebiete von weiterer Bebauung freigehalten werden kénnen. Oft-
mals werden folglich beide gesetzgeberischen Ziele - Schutz des AuRenbereiches
und Hochwasserschutz - in die gleiche Richtung gehen. Es kann jedoch auch Falle
geben, in denen sich die jeweiligen Schutzziele widersprechen.

Beispiele

Befindet sich der Ortskern einer Stadt im Uberschwemmungsgebiet, wiirde der Hoch-

wasserschutz im Sinne des § 78 Abs. 1 Satz Nr. 1 WHG neu (§ 31b Abs. 4 Satz 1 Nr. 1

WHG alt) die Ausweisung weiterer Gebiete oder die Uberplanung des vorhandenen Be-

standes innerhalb des bebauten Ortskernes verbieten. In diesem Falle werden sich die

Zwecke des Gesetzes zur Verbesserung des vorbeugenden Hochwasserschutzes - der

Schutz von Leben und Gesundheit - durchsetzen, obwohl mit dem BauGB 2007 die

Nachverdichtung des vorhandenen Bestandes gestarkt wurde.

e Die Voraussetzung des § 78 Abs. 2 Nr. 1 WHG neu (§ 31b Abs. 4 Satz 2 Nr. 1
WHG alt) ist nicht dadurch gegeben, dass im Uberschwemmungsgebiet in Gewés-
sernahe hochwertigere, attraktivere Wohnbebauung realisiert werden kdénnte, als
an anderen Standorten im Gemeindegebiet auRerhalb des Uberschwemmungsge-
bietes.

e Eine Standortalternative besteht ggf. nicht, wenn ein vorhandener Betrieb sich er-
weitern mochte. In diesem Falle wird es haufig so sein, dass die Erweiterung am

72 Kotulla, WHG zwischen Hochwasserschutz, Strategischer Umweltpriifung und Forderalismusre-

form, Komm., 2007, § 31b, Rdnr. 87.

BauGB 2007:

Vorrang der Innen-

entwicklung
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vorhandenen Betriebsstandort vorgenommen werden muss, um den Betriebsablauf

weiterhin zu gewéhrleisten73.

& Handlungsanteilung zum Ersatz rechtlicher und technischer Instrumente zum Hochwasserschutz

in der Raumordnung, in der Bauleitplanung und bei der Zulassung von Einzelvorhaben, der AR-
GEBAU, Stand: 6.3.2008, S. 18.
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Die Ausnahmevoraussetzung fordert ggf. eine Prifung alternativer Standorte. Bei
der Flachennutzungsplanung kann im Hinblick auf diese Alternativenprifung auf
die im Umweltbericht vorgenommene Alternativenprifung zurtickgegriffen werden
(dazu Anlage 1 zum BauGB unter Nr. 2 d). Im Rahmen dieser Alternativenprifung
wird - dhnlich der Alternativenprifung nach § 78 Abs. 2 Nr. 1 WHG neu
(§ 31b Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 WHG alt) - das gesamte Gemeindegebiet betrachtet.
Hingegen wird bei der Aufstellung eines Bebauungsplanes grundsatzlich lediglich
der Geltungsbereich des Bebauungsplanes flir Alternativvorhaben - beispielsweise
einer anderweitigen Anordnung der Gebaude, usw. - in den Blick genommen. An-
ders ist dies, wenn bspw. aus naturschutzfachlicher Sicht - etwa bei der Natura
2000-Vertraglichkeitsprifung - ein weitrdumiger Untersuchungsrahmen zu wahlen
ist, dann kann auch hier ggf. auf diese Untersuchung zuriickgegriffen werden.
Sonst ist die Gemeinde aus materieller - wasserrechtlicher - Sicht auch im Rahmen
des Bebauungsplanverfahrens nun bei neuen Bebauungsplanen von vornherein
gehalten, mit Blick auf § 78 Abs. 2 Nr. 1 WHG neu (§ 31b Abs. 4 Satz 2 Nr. 1 WHG
alt) eine das gesamte Gemeindegebiet umfassende Alternativenpriifung vorzu-
nehmen. Diese dient dann der Darlegung der Voraussetzung des § 78 Abs. 2 Nr. 1
WHG neu (§ 31b Abs. 4 Satz 2 Nr. 1 WHG alt) gegentiber der Wasserbehdrde.

3.2.2.2 Angrenzung an ein bestehendes Baugebiet

Zweite Voraussetzung ist, dass das neu auszuweisende Gebiet unmittelbar an ein
bestehendes Baugebiet angrenzt. Dabei muss es sich nicht um ein bauplanungs-
rechtlich formlich festgesetztes Baugebiet im Sinne der BauNVO handeln™. Das
neue Baugebiet kann auch an einen Innenbereich nach § 34 Abs. 1 oder 2 BauGB
angrenzen. Damit sollen Bauleitplanungen, die neue, selbststindige Siedlungsan-
sétze im Uberschwemmungsgebiet nach § 76 Abs. 2 WHG neu (§ 31b Abs. 2
WHG alt) beinhalten, ausgeschlossen werden.”® Mit einem bestehenden Baugebiet
ist der tatsachlich vorhandene - und nicht der planbedingte - Bestand gemeint.76

3.2.2.3 Keine Gefahrdung von Leben, erhebliche Gesundheits- oder Sach-
schéaden

Die Ausweisung des Baugebietes ist ausnahmsweise maoglich, sofern eine Ge-
fahrdung von Leben, erhebliche Gesundheits- oder Sachschaden nicht zu
erwarten sind.

Fur diese Vorschrift wird die allgemeine Verpflichtung, bei der Aufstellung der Bau-
leitplane die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhaltnis-
se und die Sicherheit der Wohn- und Arbeitsbevdlkerung zu berucksichtigen
(§ 1 Abs. 6 Nr. 1 BauGB), konkretisiert. Dabei ist zum einen die Sicherheit fur die
Grundstlicke und ihre Bewohner im Baugebiet selbst als auch die Sicherheit fir

& Czychowsky/Reinhardt, a.a.O., § 31 b, Rdnr. 65.

Handlungsanleitung der ARGEBAU, Stand: 6.3.2008, S. 18.

Czychowsky/Reinhardt, a.a.0., § 31 b, Rdnr. 65; anders Kotulla, der die Ausweisung in einem
Bebauungsplan, nicht jedoch in einem FNP als ausreichend ansieht..

75
76

Ruckgriff auf bereits
vorgenommene
Alternativenpriifungen

Unmittelbare Nahe zu
bestehendem
Bauaebiet

Sicherheit fir
Grundstiicke und ihre
Bewohner sowie
Ober- und Unterlieger
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Ober- und Unterlieger des Baugebietes in den Blick zu nehmen. Den Anforderun-
gen aus der Nr. 3 wird der Trager der Bauleitplanung im Regelfall nur dann ent-
sprechen kénnen, wenn die vorgesehenen Schadensvermeidungs- oder Scha-
densverminderungsmalRnahmen ungeachtet einer neuen Baugebietsausweisung
so wirkungsvoll sind, dass im Hochwasserfall keine Lebensgefahrdung fiir sich dort
aufhaltende Menschen, sondern allenfalls unwesentliche Gesundheits- oder Sach-
schaden zu erwarten sind. Ob dies erwartet werden darf, hangt davon ab, ob fir
das Nichteintreten der Rechtsgutsgefahrdungen oder -schadigungen eine hinrei-
chende, d.h. begriindete Wahrscheinlichkeit spricht. Konkret muss der Planungs-
trager daflr unter Zugrundelegung der von ihm herbeigefiihrten neuen bauleitpla-
nerischen Situation zumindest Ermittlungen zur Haufigkeit schadenstrachtiger
Uberschwemmungen und den voraussichtlich zu erwartenden Hochwasserstanden
anstellen.”’

3.2.2.4 Keine Beeinflussung des Hochwasserabflusses und der Hohe des
Wasserstandes

In der in § 78 Abs. 2 Nr. 4 WHG neu (§ 31b Abs. 4 Satz 4 Nr. 4 WHG alt) enthalte-
nen Maligabe, dass der Hochwasserabfluss und die Hohe des Wasserstandes
nicht nachteilig beeinflusst werden durfen, liegt fur die Praxis ggf. ein erhebliches
Ausnahmehindernis. Der Begriff des ,Abflusses” umfasst den oberirdischen und
den unterirdischen Abfluss; ob der Abfluss ober- oder unterirdisch erfolgt, ist von
der Infiltration abhangig.”® Es ist somit der dem natiirlichen Gefille folgende, in
Folge naturlicher Ereignisse (z.B. starke Regenfalle, Schneeschmelze, Eisstau,
Rickstau) vom Gewasserbett noch oder nicht mehr aufnehmbare Ablauf des
Hochwassers gemeint. Wasserstand bezeichnet hingegen die Hohe der Wasser-
oberflache Uber einem bestimmten Niveau. Unter Beeinflussung versteht man all-
gemein die durch ein Ereignis bewirkte, zumindest voriibergehende oder zeitweise
Abweichung von den bisherigen Verhéltnissen. Da eine Bebauung in einem Uber-
schwemmungsgebiet regelmafig mit einer Bodenversiegelung verbunden ist, wird
sich diese regelmaRig fir den Hochwasserabfluss als nachteilig erweisen. Die
antragstellende Gemeinde hat insbesondere nachzuweisen, dass die Versicke-
rungsfahigkeit des Bodens trotz der Bebauung durch geeignete Ausgleichsmal3-
nahmen vollstdndig kompensiert wird”®, so dass hohe Anforderungen an diese
MafRnahmen zu stellen sind (vgl. Beispiele sowie Bsp. unter Pkt. 3.2.3.5). Nicht
nachteilig ist die Beeinflussung des Hochwasserabflusses, wenn durch die vorge-
sehene neue bauliche Nutzung des Gebiets kein im Vergleich zu dem bisherigen
Zustand erhdhter Aufwand fur das moglichst schadlose Abfiihren des gesamten
rickgestauten Wassers betrieben werden muss. Mit einer nachteiligen Beeinflus-
sung des Hochwasserabflusses wird regelmafig auch eine entsprechende negati-
ve Einwirkung auf den Wasserstand einhergehen. Dies kann etwa dann der Fall

T Kotulla, a.a.0., § 31 b Rdnr. 89.

Patt et al. 1998: Naturnaher Wasserbau: Entwicklung und Gestaltung von FlieRgewassern. Sprin-
ger Verlag, Berlin Heidelberg.

Czychowsky/Reinhardt, a.a.O., § 31 b, Rdnr. 67.
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sein, wenn das neu ausgewiesene Baugebiet zu seinem eigenen Schutz durch
zusatzliche Deiche, Wehre, usw. geschiitzt werden muss.

Beispiele

Eine Beeinflussung des Hochwasserabflusses und der Hohe des Wasserstandes liegt
vor, wenn

e eine Einengung des Abflussquerschnittes erfolgt oder das geplante Vorhaben ein
Abflusshindernis bildet.

e durch die Planung eines Baugebietes Flachen versiegelt werden, da die fehlende
Versickerung eine Erhéhung des Abflusses bewirkt.

e ErschlieBungsmaflnahmen, die das Regenwasser Uber die Kanalisation unmittelbar
dem Vorfluter zufihren, die Versickerung in der Flache vermindern und somit zu
einem erhohten Abfluss beitragen.

Die Beeinflussung des Hochwasserabflusses und die Hohe des Wasserstandes durch
die baubedingte Flachenversiegelung kann vermindert werden, wenn in einem Bauge-
biet bspw. eine dezentrale Versickerung von Niederschldgen vorgesehen und dadurch
zur Wiederherstellung der natiirlichen Abflussbedingungen beigetragen wird.

3.2.25 Keine Beeintrachtigung der Hochwasserrickhaltung

Gemal § 78 Abs. 2 Nr. 5 WHG neu (§ 31b Abs. 4 Nr. 5 WHG alt) ist nachzuwei-
sen, dass die Hochwasserriuckhaltung nicht beeintrachtigt und der Verlust von
verloren gehendem Ruckhalteraum umfang-, funktions- und zeitgleich ausgegli-
chen wird.

Mit Hochwasserriickhaltung ist die prinzipielle Eigenschaft des Uberschwem-
mungsgebiets gemeint, fir das in ihm auftretende Hochwasser einen Raum zur
Ausbreitung zu bieten, der den Hochwasserabfluss wirksam verlangsamt, damit
der Hochwasserscheitel abflacht und auf diese Weise zu einer Entspannung der
Hochwassersituation insgesamt beitragt. Diese Eigenschaft darf nicht beeintrach-
tigt, also nicht verschlechtert werden. Damit enthalt die Nr. 5 ein absolutes Ver-
schlechterungsverbot. Es geht dabei in erster Linie um natirliche oder naturnahe
Gebiete (z. B. Flussauen), also um solche, die bislang von der zivilisatorischen
Nutzungsstruktur im Wesentlichen unbeeinflusst geblieben sind. Zudem werden
hierunter prinzipiell auch kunstlich geschaffene, zur Aufnahme von Hochwasser
bestimmte Areale (z. B. Hochwasserriickhaltebecken, ufernahe tiefer liegende
Wiesen oder Weideflachen) fallen.®’

Ein etwaiger Verlust von verloren gegangenem Ruckhalteraum muss in jeder Hin-
sicht gleichwertig und gleichzeitig ausgeglichen werden. Er ist nur gelungen,
sofern eine wesentliche Schmalerung der Leistungsfahigkeit des Hochwasserrick-
haltevermégens an dem betroffenen Gewasserabschnitt ausbleibt. BloRe Ersatz-

8 Kotulla, a.2.0., § 31 b Rdnr. 90.

8 Kotulla, a.2.0., § 31 b Rdnr. 92.
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mafBnahmen im Sinne des § 19 Abs. 2 BNatSchG oder die Erhebung einer lander-
seitig regelbaren adaquaten Ersatzzahlung genitigen daher den Ausgleichserfor-
dernissen nicht. Der Ausgleich fUr beseitigten Rickhalteraum hat umfang-, funk-
tions- und zeitgleich zu erfolgen.

Beispiel

Ein umfanggleicher Ausgleich ist beispielsweise dann gegeben, wenn an die Stelle ei-
ner bisher der Hochwasserriickhaltung dienenden ausgedehnten Wiesen- oder Weide-
flache ein in seiner flachenhaften Ausdehnung erheblich kleineres, aber in seiner Riick-
haltefunktion gleichwertiges Hochwasserriickhaltebecken tritt. Es kdnnen aber auch fri-
here Uberschwemmungsgebiete wieder diesem Zweck zugefiihrt werden.

Die Funktionsgleichheit des neu geschaffenen mit derjenigen des weggefallenen
Ruckhalteraums gebietet Zweckidentitat zwischen beiden Rickhalteraumen. Dem-
entsprechend muss der kunftige ebenso wie der weggefallene Ruckhalteraum
seiner Bestimmung nach in erster Linie der Hochwasseraufnahme und
-rickhaltung dienen.

Die Flachen fir MaRnahmen zum Ausgleich sind in den Bauleitplanen so festzu-
setzen bzw. darzustellen, wie es bspw. auch fir die Ausgleichs- und Ersatzmal3-
nahmen der Eingriffsregelung im Bebauungsplan durch die Festsetzungen geman
§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB geschieht. Darliber hinaus ist sicherzustellen, dass die
Durchfiihrung der MaRnahmen vor der Umsetzung der Festsetzungen des Bebau-
ungsplanes - also zumindest zeitgleich - erfolgt. Dies bedeutet, dass unmittelbar
einhergehend mit dem Verlust des einen Rickhalteraums der neue zur Verfiigung
steht. Insoweit kdnnen die Gemeinden sich auch des Instruments einer bedingten
Festsetzung (§ 9 Abs. 2 BauGB) bedienen, d.h. die Baugebietsfestsetzung an die
vorherige Durchfiihrung von MaRnahmen zur Schaffung eines ausreichenden
Rickhaltevolumens knupfen.

Eine solche Ausgleichsverpflichtung kann auch durch einen entsprechenden 6f-
fentlich-rechtlichen Vertrag auf den Vorhabentrager verlagert werden (vgl.
§ 11 Abs. 1 Nr. 1 BauGB). Die Gemeinde hat selbstverstandlich auch die Méglich-
keit, den Ausgleich selber zu realisieren und lediglich die Kosten auf den Vorha-
bentrager umzulegen (vgl. § 11 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 BauGB).

Beispiele

Eine Beeintrachtigung der Hochwasserruckhaltung wird insbesondere durch die Redu-
zierung des Ruckhalteraumes durch Bebauung und Flachenversiegelung bewirkt.

AusgleichsmalRnahmen stellen bspw. dar:

e Bau von zentralen oder dezentralen Rickhaltebecken zur Wiederherstellung von
Rickhalteflachen,

e [IGewasserausbau einerseits zur Abflussverlangsamung (auRerhalb bebauter Ge-
biete), andererseits zur Beschleunigung und zur Senkung der Wasserspiegel (in-
nerhalb bebauter Gebiete),

o Tieferlegung der Auenflachen bzw. Beseitigung von Aufschiittungen zur Vergrofie-
rung der Retentionsraume,

e Rickbau von Stauanlagen und Querbauwerken, Aufweiten des Gewasserbettes.
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3.2.2.6 Keine Beeintrachtigung des bestehenden Hochwasserschutzes

Eine Beeintrachtigung des bestehenden Hochwasserschutzes i. S. d. § 78 Abs. 2 Keine Beeintrachti-
Nr. 6 WHG neu (§ 31 b Abs. 4 Satz 2 Nr. 6 WHG alt) darf durch die Ausweisung gung des bestehen-
des neuen Baugebietes nicht herbeigefiihrt werden. In diese Bewertung sind alle den Hochwasser-
SchutzmaRnahmen einzubeziehen, auf die sich die Ausweisung des Baugebietes schutzes
auswirken kann. Der Schutz vor Hochwasser kann den Erhalt oder die Verbesse-

rung der 6kologischen Strukturen der Gewasser und ihrer Uberflutungsflachen, die

Verhinderung erosionsfordernder MaRnahmen, den Erhalt oder die (Ruck-

)Gewinnung von Riickhalteflachen, die Regelung des Hochwasserabflusses sowie

die Vermeidung und Verminderung von Hochwasserschaden zum Gegenstand

haben. Jede mit der neuen Baugebietsausweisung einhergehende MalRnahme, die

geeignet ist, die Erreichung zumindest einer der genannten hochwasserschuitzen-

den Zielsetzungen und MalRnahmen mehr als bisher nicht nur unerheblich zu be-

hindern, stellt eine unzuldssige Beeintrachtigung im Sinne der Nr. 6 dar. Von kei-

ner Beeintrachtigung des bestehenden Hochwasserschutzes darf daher nur aus-

gegangen werden, wenn der Schutz vor hochwasserbedingten Beeintrachtigungen

durch die Baugebietsausweisung im Vergleich zu dem bisherigen Schutz insge-

samt nicht abgesenkt wird.

3.2.2.7 Keine Auswirkungen auf Unter- bzw. Oberlieger

Zudem durfen keine nachteiligen Auswirkungen auf Oberlieger und Unterlieger zu

erwarten sein. Hier ist zu prifen, ob die wasserrechtlichen Nachbarn (Oberlieger,

Unterlieger) durch die Ausweisung des neuen Baugebietes beeintrachtigt werden.

Es ist zu untersuchen, ob durch das neue Baugebiet ein entsprechender Rickstau

des Hochwassers auf oberliegende Grundstiicke entsteht oder in Folge des Bau-

gebietes die Auswirkungen des Hochwassers bei den Unterliegern verstarkt wer-

den. Auf diese Weise wird verhindert, dass die Baugebietsausweisung lediglich zu

einer Ortlichen Verlagerung der durch Auftreten des Hochwassers entstehenden Oberlieger/
Gefahren und Risiken fiihrt. Angesichts der mit Nr. 7 intendierten Verhinderung der Unterlieger
Risikoverlagerung zu Lasten Dritter muss hier ein weites Verstandnis von
Ober-/Unterlieger zu Grunde gelegt werden. Deshalb wird es so sein, dass der

Terminus ,Oberlieger” begrifflich alle diejenigen Grundstiicke einschlielt, die ge-

messen am Gelandeniveau hoher, die Bezeichnung ,Unterlieger” diejenigen

Grundstlcke, die gemessen am Gelandeniveau tiefer als die von der betreffenden

Bauleitplanung erfassten liegen. Der Bezug auf die Flief3richtung des Gewassers

dirfte nur von untergeordneter Bedeutung sein.® Aus den Wértern ,zu erwarten*

folgt, dass keine tatsdchliche Gewissheit gegeben sein muss, sondern eine Zu-

kunftsprognose, mit einer fur das Nichteintreten nachteiliger Auswirkungen hinrei-

chenden Wahrscheinlichkeit.

8 Kotulla, 2.2.0., § 31 b Rndr. 96.
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Beispiele

Auswirkungen auf den Unterlieger wirken sich durch die baubedingte Verringerung von
Retentionsraumen aus. Die natirlichen Rickhalterdume stehen firr eine Ausuferung des
Flusses nicht mehr zur Verfiigung, die Auenvegetation geht verloren. Die fehlenden na-
tirlichen Uberschwemmungsflachen filhren zu einer Beschleunigung der ablaufenden
Hochwasserwelle, so dass fiir die flussabwarts gelegenen Gemeinden (Unterlieger) die
Hochwassergefahr steigt.

Durch den Bau von kiinstlichen Hindernissen im Gewéasser- oder Uferbereich, kann das
Abflussprofil versperrt werden, so kdnnen treibende Eisschollen bspw. fir die Oberlie-
ger zu einem Ruckstau flihren.

3.2.2.8 Beachtung der Belange der Hochwasservorsorge

§ 78 Abs. 2 Nr. 8 WHG neu (§ 31 b Abs. 4 Satz2 Nr. 8 WHG alt), der vorsieht,
dass die Belange der Hochwasservorsorge zu beachten sind, betrifft den Schutz
der Bewohner des Baugebietes selbst. Fir die zulassigen baulichen Anlagen sind
bauplanungsrechtlich hinreichende Anforderungen festzusetzen, um die Bebauung
gréRtmoglich vor den Uberschwemmungsfolgen zu schiitzen. Zudem darf auch die
vorhandene bauliche Nutzung nicht mehr als bisher gefahrdet werden. Hierbei geht
es letztlich um eine Eliminierung von Hochwassergefahren und die Minimierung
von Hochwasserschaden. Hierunter wird man alle einer hochwasserbedingten
Schadens- und Gefahrvermeidung bzw. -minimierung dienenden Malnahmen
zahlen koénnen.®® Insgesamt dirfte die von der Nr. 8 geforderte Beachtung der
Hochwasservorsorgebelange inhaltlich mit den in den Nr. 3 bis 7 und 9 aufgefiihr-
ten Anforderungen Ubereinstimmen, sodass sich eine eigenstdndige Bedeutung
der Vorschrift wohl nicht begriinden lasst.

Beispiele

Durch bauliche Schutz- und VorsorgemalRnahmen kdnnen Gefahren durch Hochwasser
minimiert werden. Derartige MalRnahmen stellen bspw. dar®:

Hochwasserangepasste Bebauung:

e  Errichtung von Gebduden auf Stelzen,

e Errichtung der Oberkante der Rohdecke tuber HQ 100,

e Gewahrleistung der Gebaudestandsicherheit durch eine ausreichende Gebaudelast
bzw. Wand-/ Sohlendimensionierung zur Vermeidung von Schaden durch Auf-
triebskrafte,

e Verankerung der Gebaudesohle zur Verhinderung des Aufschwimmens eines Ge-
baudes,

e Verwendung wasserbestandiger Materialien,

e Bau der Fundamentunterkante des Gebaudes 1 m tiefer als die zu erwartende Ero-
sionsbasis; bei bestehenden Gebduden Anlage einer nachtraglich vorgesetzten Be-
tonwand zur Vermeidung von Schaden durch Unterspllungen und Setzungen bei
erosionsgefahrdeten Boden.

e ,Schwarze® und ,Weilke Wanne“ bzw. Innendichtung (teurer und schwieriger)

8 Kotulla, a.2.0., § 31 b Rndr. 97.

8 Nach BMVBS, Hochwasserschutzfibel, 1. Aufl., Februar 2006.
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Hochwasserschutzanlagen:

e Hochwasserschutzwénde, -elemente sofern ein ausreichender Schutz gegenulber
eindringendem Grundwasser und Riickstauwasser aus der Kanalisation besteht,

e Einfassung und UmschlieRung des Grundstiicks mit Mauern oder kleinen Erdwallen
sofern nur geringe Wasserstande zu erwarten sind,

e Verwendung von Abdichtungssystemen (z.B. zugeschnittene Einsatzelemente fiir
Eingangs- oder Fensteroffnungen) zum Schutz vor Wassereintritt,

e AbdichtungsmaRnahmen am Gebdude z.B. durch entsprechende AuRenverklei-
dungen (z. B. Zementputz),

e Riickstauanlagen im Kanalnetz.

3.2.2.9 Bauliche Schéaden

§ 78 Abs. 2 Nr. 9 WHG neu (§ 31b Abs. 4 Satz 2 Nr. 9 WHG alt) konkretisiert die
allgemeine Sorgfaltspflicht des § 5 Abs. 2 WHG neu (§ 31a Abs. 2 WHG alt) fiir die
Bauausfuhrung indem geregelt wird, dass die Bauvorhaben so errichtet werden,
dass bei dem Bemessungshochwasser, das der Festsetzung des Uberschwem-
mungsgebietes zugrunde gelegt wurde, keine baulichen Schaden zu erwarten
sind. Ziel der Regelung ist die Verhinderung baulicher Schaden im neuen Pla-
nungsgebiet im Bereich des Bemessungshochwassers nach § 78 Abs. 2 Satz 1 Nr.
1 WHG neu (HQ 100) (§ 31b Abs. 2 Satz 3 WHG alt). Entsprechende Festsetzun-
gen im Bebauungsplan sollen dazu beitragen, dass diese Forderungen erfillt wer-
den koénnen. In Betracht kommt etwa die Festsetzung Uber die Uberbaubaren
Grundsticksflachen oder die Festsetzung der Héhenlage. Die Anforderungen an
eine hochwasserangepasste Ausflihrung sind in die Festsetzungen des Bebau-
ungsplanes aufzunehmen. In diesem Zusammenhang kénnen Hochwasserschutz-
anlagen genauso von Relevanz sein, wie eine hochwasserangepasste Bebauung
(vgl. Beispiele Pkt. 3.2.2.8).

3.2.3 Planungs- und Bauverbote in Uberschwemmungsgebieten mit
Abwéagungsrelevanz fur die Bauleitplanung

3.2.3.1 Uberblick

In der folgenden Tabelle sind die Planungs- und Bauverbote in Uberschwem-
mungsgebieten (faktische Uberschwemmungsgebiete und weitere Uberschwem-
mungsgebiete) mit deren Abwagungsrelevanz fiir die Bauleitplanung zur Ubersicht
dargestellt.

Verhinderung
baulicher Schaden
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Tab. 3-2: Planungs- und Bauverbote in Uberschwemmungsgebieten mit
Abwagungsrelevanz fur die Bauleitplanung

Uberschwemmungsgebiete
(Definition)

Geltungsbereich der Planungs- und
Bauverbote

e Gebiete zwischen oberirdischen Gewas-
sern und Deichen oder Hochufern und
sonstige Gebiete, die bei Hochwasser G-
berschwemmt oder durchflossen oder die
fur Hochwasserentlastung oder Rickhal-
tung beansprucht werden

¢ weder durch Rechtsverordnung noch durch
Bekanntmachung von Karten festzusetzen

Faktische Uberschwemmungsgebiete
gemal § 76 Abs. 1 Satz 1 WHG neu

¢ Erhaltungs-/Wiederherstellungsgebot nach
§ 77 WHG neu

e Berlicksichtigung § 1 Abs. 3, 4, 7 BauGB

¢ Kein Planungsverbot nach § 78 Abs. 1 Satz
1 Nr. 1 WHG neu

¢ Kein Bauverbot bei baulichen Anlagen
nach § 78 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 WHG neu

¢ Keine Verbote fir weitere Mafinahmen
nach § 78 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 bis 9 WHG
neu

¢ Keine Verbote nach § 100b Abs. 1 BbgWG
bei Anlagen

o Gebiete, die Uiber das HQ 100-
Hochwasserereignis hinausgehen und/oder
nicht auf ein bestimmtes Schadenspotenzi-
al abzielen

¢ Festsetzung durch Rechtsverordnung

o Mit Blick auf § 76 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 WHG
neu wohl praktisch keine Bedeutung

o Gegenwartig ist es nicht vorgesehen, in
Brandenburg weitere Uberschwemmungs-
gebiete festzusetzen.

Weitere Uberschwemmungsgebiete
gemal § 100a Abs. 5 BbgWG

e Beriicksichtigung § 1 Abs. 3, 4, 7 BauGB

¢ Erhaltungs-/Wiederherstellungsgebot nach
§ 77 WHG neu

¢ Kein Planungsverbot nach § 78 Abs. 1 Satz
1 Nr. 1 WHG neu - sofern die Gebiete die
Voraussetzungen des § 76 Abs. 2 S. 1
WHG erfiillen, gilt das Planungsverbot

¢ Kein Bauverbot bei baulichen Anlagen
nach § 78 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 WHG neu -
sofern die Gebiete die Voraussetzungen
des § 76 Abs. 2 S. 1 WHG erfillen, gilt das
Bauverbot

o Sofern die Gebiete die Voraussetzungen
des § 76 Abs. 2 S. 1 WHG erfiillen, gelten
auch die Verbote firr weitere Mafinahmen
nach § 78 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 bis 9 WHG
neu

¢ Verbote nach § 100 b Abs. 1 BbgWG

o Ggf. weitere Bauverbote in der jeweiligen
Verordnung (fur bestimmte Anlagen) nach
§ 100a Abs. 5 BbgWG

?

vgl. Ausfuhrungen in
Kap. 3.2.3.2 bis 3.2.3.3
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3.2.3.2 Faktische Uberschwemmungsgebiete

Unabhangig von den nach § 76 Abs. 2 WHG neu (§ 31b Abs. 2 WHG alt) festzu-
setzenden Uberschwemmungsgebieten und den Vorlandern, gibt es noch -im
Sinne eines Auffangtatbestandes - die faktischen Uberschwemmungsgebiete
nach § 76 Abs. 1 Satz 1 WHG neu (§ 31b Abs. 1 WHG alt).

Faktische Uberschwemmungsgebiete nach §76 Abs.1Satz 1 WHG neu
(§ 31b Abs. 1 WHG alt) sind samtliche Gebiete zwischen oberirdischen Gewas-
sern und Deichen oder Hochufern und sonstige Gebiete, die bei Hochwasser
Uberschwemmt oder durchflossen oder die fur die Hochwasserentlastung oder -
rickhaltung beansprucht werden.®® Uberschwemmung bedeutet die Unterwasser-
setzung von Grundstiicken und gegebenenfalls der auf ihnen befindlichen Gegens-
tande. Mit den bei Hochwasser durchflossenen Gebieten sind solche gemeint, die
zwar auch Wasser aufnehmen, aber nur, um es weiterzuleiten. Demgegeniber
handelt es sich bei den zur Hochwasserentlastung oder -riickhaltung beanspruch-
ten Gebieten um solche Flachen, die durch ihre Uberschwemmung dem Hochwas-
ser Auslauf geben und dessen schnellen Abfluss verhindern helfen (Retentionsfla-
chen).® Diese Definition ist folglich sehr weit gefasst und umfasst samtliche Gebie-
te, die bei Hochwasser iberschwemmt werden kénnen. Begrifflich sind faktische
Uberschwemmungsgebiete also nicht durch eine bestimmte statistische Hau-
figkeit oder das Bestehen gewisser nachteiliger Hochwasserfolgen begrenzt.87
Das Gesetz hat mit den Merkmalen ,des bei Hochwasser Uberschwemmten oder
durchflossenen Gebietes” nur eine Mindestanforderung festlegen wollen, d.h. dass
das Gebiet bei irgendeinem Hochwasser Uberschwemmt sein muss.® Die fakti-
schen Uberschwemmungsgebiete kdnnen also weiter reichen, als die Risikogebie-
te nach § 73 Abs. 1 Satz 1 WHG neu, denn auch bei diesen ist es Voraussetzung,
dass nachteilige Hochwasserfolgen wahrscheinlich sind.

Nicht zum faktischen Uberschwemmungsgebiet gehéren hochgelegene Punkte,
die von der Uberschwemmung nicht erreicht werden, sowie Gebiete, deren Uber-
flutung durch Hochwasserschutzeinrichtungen (insbesondere Deiche, aber auch
z.B. Dammbalkensysteme) verhindert wird.®

Die sogenannten faktischen Uberschwemmungsgebiete bediirfen keiner Festset-
zung oder Darstellung in Karten. Die strengen Planungs- und Bauverbote nach

85 Czychowsky/Reinhardt, Kommentar zum WHG, 9. Auflage (2007), § 31 b, Rdnr. 5; Kotulla, Komm.
zum WHG, a.a.O., § 32 a.F., Rdnr. 4.

Kotulla, WHG zwischen Hochwasserschutz , Strategischer Umweltpriifung und Forderalismusre-
form, 2007, § 31b, Rdnr. 8.

Kotulla, NVwZ 2006, 129, 132; Kotulla, Komm. zum WHG, a.a.0., § 32 a.F., Rdnr. 4.; Kotulla,
WHG zwischen Hochwasserschutz , Strategischer Umweltpriifung und Forderalismusreform,
2007, § 31b, Rdnr. 9; Hiinnekens/Arnold, BauR 2006, 1232, 1234.

Knopp, in: Zeitler/Dahme, Komm. zum WHG, 2008, § 31b WHG, Rdnr. 15.

Berendes, ZfW 2005, 197, 205; Knopp, in: Zeitler/Dahme, Komm. zum WHG, 2008, § 31b WHG,
Rdnr. 12; Begriindung des Regierungsentwurfes, BT-Drucks. 15/3510, S. 28.

86
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Samtliche Gebiete, die
bei Hochwasser
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§ 78 Abs. 1 Satz 1 WHG neu (§ 31b Abs. 4 WHG alt) gelten fir diese Gebiete
nicht.

Neben allgemeinen planungsrechtlichen Grundsatzen (vgl. Kap. 2.1.2 und 3.1) ist
in diesen Bereichen jedoch insbesondere der unmittelbar geltende § 77 WHG neu
(§ 31 b Abs. 6 WHG alt) (Erhaltungsgebot) zu beriicksichtigen.®® Nach § 77 WHG
neu sind Uberschwemmungsgebiete in ihrer Funktion als Riickhalteflaichen zu
erhalten (so genannte Bestandsgarantie). Friilhere Uberschwemmungsgebiete,
die als Rickhalteflachen geeignet sind, sollen so weit wie moglich wieder herge-
stellt werden, wenn Ulberwiegende Griinde des Wohls der Allgemeinheit nicht ent-
gegenstehen.

Ein faktisches Uberschwemmungsgebiet kann jedoch in seiner Funktion als Riick-
halteflache eingeschrankt oder ganz aufgehoben werden, wenn dem Erhalt Uber-
wiegende Griinde des Wohls der Allgemeinheit entgegenstehen. Uberwiegende
Allgemeinwohlgriinde sind solche 6ffentlichen Belange, die wegen ihrer zentralen
Bedeutung fiir das jeweilige Gebiet, diejenigen des Hochwasserschutzes an Wich-
tigkeit noch Ubertreffen. Liegen solche Grinde nicht vor, ist es der Gemeinde
verwehrt, faktische Uberschwemmungsgebiete zu Uberplanen. Ob letztlich
Grunde des Wohles der Allgemeinheit vorliegen, Iasst sich nur unter Berlicksichti-
gung der konkreten Umstande des Einzelfalls feststellen. Die jeweils betroffenen
Belange sind gegen- und untereinander abzuwéagen. Die Vorschriften des Wasser-
rechts erhalten mit dem Verlangen nach Uberwiegenden Grinden des Allgemein-
wohls Gewichtungsvorgaben fir die planungsrechtliche Abwéagungsentscheidung.
§ 77 WHG neu (§ 31b Abs. 6 WHG alt) kommt einem bauplanungsrechtlichen Op-
timierungsgebot nahe.®’ Dabei ist einerseits nicht erforderlich, dass das Vorhaben,
zu dessen Vorteil der Retentionsraum beseitigt werden soll, nur an diesem Stand-
ort verwirklicht werden kann. Alternativiosigkeit wird nicht gefordert. Andererseits
miissen die der Erhaltung des faktischen Uberschwemmungsgebietes entgegen-
stehenden Griinde das Bestandsinteresse nicht nur leicht, sondern deutlich tber-
wiegen.92 Die Griinde muissen im Ergebnis so sein, dass sie diejenigen des Hoch-
wasserschutzes an Bedeutung deutlich libertreffen®. Uberschwemmungsgebiete
dirfen nicht schon dann in ihrer Funktion beseitigt werden, wenn andernfalls das
Wohl der Allgemeinheit beeintrachtigt ist, sondern nur dann, wenn einem Erhalt
des Uberschwemmungsgebietes liberwiegende Griinde des Wohls der Allgemein-

%0 Nach einer im Vordringen befindlichen Auffassung gilt die Regelung des § 31 b VI WHG nur fir

die Ausweisung von Baugebieten nicht fiir die Zulassung von privaten Bauvorhaben: BayVGH,
Beschl. v. 26.1.2009 - 1 B 07.151, Rdnr. 5 ff (zitiert nach juris).

Noch zur alten Fassung des § 32 Abs. 2 WHG: BayVGH, Beschl. v. 29.9.2004 - 15 ZB 02.2958 -,
NVwZ-RR 2005, 171; Niedersachsisches OVG, Urt. v. 23.4.2008 - 1 KN 113/06, Rdnr. 42 (zitiert
nach juris); zur neuen Fassung: BayVGH, Urt. v. 30.7.2007 - 15 N 06.741, Rdnr. 35 (zitiert nach
juris); fur die Bedeutung als Optimierungsgebot auch: Paul/Pfeil, NVwZ 2006, 505, 509; Kotulla,
WHG zwischen Hochwasserschutz, Strategischer Umweltprifung und Forderalismusreform,
Komm., 2007, § 31b, Rdnr. 139; dies offen lassend: BayVGH, Urt. v. 27.4.2004, - 26 N 02.2437 -,
NuR 2005, S. 109, BayVGH, Urt. v. 30.7.2007, - 15 N 06.741 -, BauR 2008, S. 101.

Niedersachsisches OVG, Urt.v.23.4.2008 - 1 KN 113/06, Rdnr. 45 (zitiert nach juris)

BayVGH, Urt. v. 25.4.2004 - 26 M 02.2437 -, NuR 2005, 109; BayVGH, Beschl. v. 29.9.2004 - 15
ZB 02.2958 -, DOV 2005, 164, BauR 2005, S. 66.
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heit entgegenstehen®. Damit hat der Gesetzgeber ersichtlich auf die Vorschrift
des § 35 Abs. 1 BauGB Bezug genommen, wo dieser Begriff das deutliche Uber-
gewicht des konkurrierenden Belanges verlangt95. Die Gewichtigkeit des erforderli-
chen Gemeinwohlgrundes muss zudem von dem Ausmalf’ abhangig gemacht wer-
den, in dem das Uberschwemmungsgebiet beseitigt werden soll.

Sofern die Aspekte des Hochwasserschutzes bei der Aufstellung des Bebauungs-
planes sachgerecht behandelt wurden, kann dem Bauvorhaben im Geltungsbe-
reich des Bebauungsplanes nicht erneut das Erhaltungsgebot des § 77 WHG neu
(§ 31 b Abs. 6 WHG alt) entgegengehalten werden.

Wenn Uberwiegende Griinde des Wohls der Allgemeinheit fiir die Neuausweisung
sprechen, sind rechtzeitig die notwendigen Ausgleichsmaflinahmen zu treffen.

Die Ausgleichsmallnahmen missen

e in einem moglichst sachlich-funktionellen Zusammenhang (funktional von
gleicher Qualitat),

¢ in einem raumlichen Bezug zu dem Uberschwemmungsgebiet stehen und

e sie mussen rechtzeitig getroffen werden.

Der Begriff ,notwendige Ausgleichsmalinahme* hat damit nicht zwingend zur Fol-
ge, dass die gleichen Flachen wieder hergestellt werden muissen. Der Ausgleich
muss vielmehr funktional von gleicher Qualitat sein, d.h. der Ausgleich muss ge-
eignet sein, das verloren gegangene Rickhaltevolumen zumindest zeitgleich und
vollstandig zu ersetzen. Eine Ausgleichsmaflinahme erfolgt nur dann ,rechtzeitig®,
wenn auch sichergestellt ist, dass es zu keinem Zeitpunkt zu einer Erhéhung der
Hochwassergefahr kommt. Lassen sich Ausgleichsmalinahmen nicht rechtzeitig in
diesem Sinne durchfilhren, ist die Ausgleichbarkeit gescheitert.*® BloRe Ersatz-
maRnahmen oder Ausgleichszahlungen gentigen nicht, da sich die Hochwassersi-
tuation in dem betroffenen Gewasserabschnitt regelmafig verschlechtern wirde.

Fallbeispiel® - Beseitigung eines Uberschwemmungsgebietes sowie

Schaffung von Ausgleichsflachen

Der Bebauungsplan einer Gemeinde sieht in Innenstadtlage Bauflachen vor, auf denen
ca. 20 Bauplatze fir Einzel- und Doppelhduser geschaffen werden sollten. Das flr inner-
stadtnahe Wohnnutzung vorgesehene Teilbereich A liegt wenige hundert Meter westlich
eines Flusses und war bisher bewusst von Bebauung freigehalten worden. GrofRRe Teile
des Planbereiches waren z. Z. des Planaufstellungs- und Satzungsbeschlusses als fakti-
sches Uberschwemmungsgebiet nach § 76 Abs. 1 Satz 1 WHG neu (§ 31b Abs. 1 WHG
alt) anzusehen. Der Bebauungsplan sieht in einem Teilbereich B (Hochwasserriickhal-
tung) eine Flache vor, die nicht bebaut werden kann. Die Gemeinde verteidigt die Aus-

% BayVGH, Beschl. v. 29.9.2004, a.a.0, NVWZ-RR 2005, 171.

Dazu Battis/Krautzberger/Lohr, BauGB-Kommentar, § 35, Rdnr. 6; zu der Ubertragbarkeit auf § 35
Abs. 6, NdsOVG, a.a.O., juris-Rdnr. 45.

Kotulla, WHG zwischen Hochwasserschutz, Strategischer Umweltpriifung und Foérderalismusre-
form, 2007, § 31 b, Rdnr. 145.
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weisung des Baugebietes unter anderem mit dem Argument, die Beseitigung des fakti-
schen Uberschwemmungsgebietes sei fachlich vertretbar, da der Verlust an Retentions-
flachen durch Schaffung gewasseraufwarts gelegener Retentionsflachen - im Teilbereich
B - kompensiert seien. Es komme deshalb nicht mehr darauf an, ob gewichtige Griinde
des Allgemeinwohls die Planung des Baugebietes in einem faktischen Uberschwem-
mungsgebiet ermdglichen.

Der Bebauungsplan ist rechtswidrig. Er steht im Widerspruch zu § 1 Abs. 7 BauGB
i. V.m.§ 77 WHG neu (§ 31 b Abs. 6 WHG alt).

Allein die Schaffung von Wohnbauflachen in attraktiver Lage rechtfertigt die Ausweisung
von Bauflachen in einem faktischen Uberschwemmungsgebiet nicht. Die Frage, ob dem
Erhalt des Uberschwemmungsgebietes iiberwiegende Griinde entgegenstehen, ist im
Rahmen der planerischen Abwagung sachgerecht zu erfassen. Im vorliegenden Fall wird
zum einen das Uberschwemmungsgebiet in diesem Bereich durch Bauflichen fast voll-
standig in Anspruch genommen. Zum anderen hat die Gemeinde es unterlassen, das In-
teresse am Schaffen von Wohnraum ins Verhaltnis zu setzen zu dem Umfang, in dem
sie dadurch das Uberschwemmungsgebiet beeintréachtigte. AuRerhalb von der Ausnah-
mesituation der Wohnungsnot, kommt die Annahme, der Bedarf an Wohnbauflachen sol-
le sich gegen gesetzliche Uberschwemmungsgebiete durchsetzen kénnen, in aller Regel
erst dann in Betracht, wenn das Fehlen von Wohnraum Auswirkungen hat, welche in
gravierender Weise auf die Allgemeinheit ausstrahlen.®® Im vorliegenden Fall bestand
kein dringender Wohnraumbedarf im Ortsgebiet.99 Die attraktive Lage eines Wohnge-
biets ist insbesondere kein Grund des Allgemeinwonhls, der die Beseitigung eines Uber-
schwemmungsgebiets rechtfertigen kénnte. Eine Anerkennung dieses Grundes wiirde
Sinn und Zweck des § 77 WHG neu (§ 31 b Abs. 6 WHG alt) zuwiderlaufen'®.

Die Kompensation eines Verlustes des Uberschwemmungsgebietes durch Schaffung
von Retentionsflachen an anderer Stelle (hier: gewasseraufwarts) kann die von

§ 77 WHG neu geforderte Abwagung gerade nicht ersetzen. Die Kompensationspflicht
setzt vielmehr erst dann ein, wenn es der planenden Gemeinde gelungen ist, einen aus-
reichenden Allgemeinwohlgrund zu finden und darzutun, weshalb dieser das Interesse

an uneingeschranktem Erhalt des Uberschwemmungsgebietes l'Jberwiegt.101

97
98
99

100
101

Nach NdsOVG, Urt. v. 23.4.2008 - 1 KN 113/06 -.
NdsOVG, a.a.O., Rdnr. 59 (zitiert nach juris).

BayVGH, Urt. v. 27.4.2004, a.a.O., etwas weniger eindeutig NdsOVG, a.a.O., juris-Rdnr. 53 mit
dem Hinweis, die zentrumsnahe Lage eines Wohngebiets konne in Einzel-/Ausnahmefallen zu ei-
ner Verkehrsvermeidung fiihren, deren Gewicht schwerer wiegt als die Beseitigung eines Uber-
schwemmungsgebietes. Bei kleineren Wohngebieten wird dies praktisch allerdings selten der Fall
sein.

So auch NdsOVG, a.a.O., Rdnr. 55 zu § 32 Abs. 2 WHG a.F.

NdsOVG, a.a.O., Rdnr. 56; ahnlich ARGEBAU, Handlungsleitfaden, Ziff. 2.3.4, S. 20 f., Anmer-
kung: Der Begriff ,notwendige Ausgleichsmafinahmen” hatte nicht zwingend zur Folge, dass iden-
tische Flachen wiederhergestellt werden mussten. Allerdings muss der Ausgleich funktional von
gleicher Qualitat sein, d. h. geeignet, das verloren gegangene Riickhaltevolumen zumindest zeit-
gleich und vollstandig zu ersetzen (ARGEBAU, Handlungsleitfaden, a.a.0., zu Ziff. 2.3.4, S. 21).
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Fallbeispiel "% Planung eines Wohngebiets im Hochwassergebiet

Das Plangebiet liegt innerhalb eines fortgeltenden DDR-Hochwassergebietes. Als bauli-
che Nutzung setzt der Bebauungsplan ein Allgemeines Wohngebiet (WA) fest. Dieser
Fall ist bis zum Inkrafttreten des WHG neu bzw. bis 1. Marz 2010 zu betrachten.

Ein solcher Bebauungsplan ist unwirksam. Er ist entgegen § 1 Abs. 3 BauGB nicht erfor-
derlich, da sich das Plangebiet mit dem festgesetzten Hochwassergebiet tUiberschneidet.
Die bauplanerische Erforderlichkeit fehlt einem Bebauungsplan unter anderem, wenn
ihm auf unabsehbare Zeit uniiberwindliche rechtliche (oder tatsachliche) Hindernisse
entgegenstehen. Das ist bei dem angefochtenen Bebauungsplan der Fall, denn in einem
solchen Hochwassergebiet ist es im Grundsatz verboten, Anlagen und Anpflanzungen
zu errichten oder durchzufihren, die nicht der Benutzung, Unterhaltung oder dem Aus-
bau des Gewassers dienen.

Das als Rechtsverordnung nach § 150 BbgWG fortgeltende Hochwassergebiet nach
dem DDR-Recht hatte zwar nicht das Verbot der Ausweisung neuer Baugebiete nach
§ 78 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 WHG neu (§ 31b Abs. 4 Satz 1 WHG alt) zur Folge, wohl aber
ein generelles Bauverbot nach Ubergeleitetem DDR-Wasserrecht. Der Bebauungsplan
verstoft nicht gegen § 78 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 WHG neu. Das Verbot des § 78 Abs. 1
Satz 1 Nr. 1 WHG neu gilt — systematisch - nur fir solche Uberschwemmungsgebiete,
die die zusténdige Landesbehoérde auf der Grundlage von § 76 Abs. 2 WHG neu erlas-
sen hat. Allerdings ist wegen des durch das DDR-Hochwassergebietes ausgelosten ge-
nerellen Bauverbots die nach den Festsetzungen des Bebauungsplans zuldssige Nut-
zung (WA) in rechtskonformer Weise Uberwiegend nicht zu verwirklichen. Ausnahmen
oder Befreiungen sind in einem solchen groRen Umfang nicht anzunehmen.

Unabhangig davon verstdRt der B-Plan gegen § 1 Abs. 7 BauGB. Der Plangeber hat die
Belange des Hochwasserschutzes nicht mit dem ihnen zukommenden Gewicht beriick-
sichtigt. Uberschwemmungsgebiete im Sinn des § 76 WHG neu sind nach § 77 WHG
neu (§ 31 b Abs. 6 WHG alt) in ihrer Funktion als Rickhalteflachen zu erhalten; soweit
dem Uberwiegende Griinde des Wohls der Allgemeinheit entgegenstehen, sind rechtzei-
tig die notwendigen AusgleichsmafRnahmen zu treffen. Der Bebauungsplan widerspricht
der Funktion des bestehenden Hochwassergebietes. Die planende Stadt hat diese Ge-
wichtung bei der Abwagung verfehlt. Die Ausweisung neuen Baulands sollte der De-
ckung eines dringenden Wohnbedarfs dienen. Ein dringender Wohnbedarf besteht,
wenn innerhalb des Gemeindegebiets ein angemessenes Angebot von Wohnungen fehlt
und insoweit ein besonderer Handlungsbedarf besteht. Das Interesse von Kaufern oder
Eigentimern an der planerischen Ausweisung von Wohnbauland im Gebiet des ange-
griffenen Bebauungsplans, war allenfalls ein Indiz fir einen derartigen Wohnbedarf. Al-
lein aufgrund einiger Nachfragen durfte der Stadtrat den Wohnbedurfnissen im Gebiet
der Antragsgegnerin keine héhere Bedeutung beimessen, als den wegen der Regelung
des § 77 WHG neu besonders gewichtigen Belangen des Hochwasserschutzes.

3.2.3.3 Weitere Uberschwemmungsgebiete nach § 100a Abs. 5 BbgWG

Nach § 100a Abs. 5 BbgWG ist das fir die Wasserwirtschaft zustandige Mitglied
der Landesregierung ermachtigt, durch Rechtsverordnung weitere Uberschwem-

1921 Anlehnung an BayVGH, Urt. v. 30.7.2007 - 15 N 06.741 -, ZUR 2007, 597.

Beispiel 2: DDR-
Hochwassergebiet

November 2009

Seite 54


http://www.juris.de/jportal/portal/t/nhm/##�
http://www.juris.de/jportal/portal/t/nrf/page/jurisw.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=1&numberofresults=1&fromdoctodoc=yes&doc.id=BJNR011100957BJNE009700377&doc.part=S&doc.price=0.0#focuspoint�
http://www.juris.de/jportal/portal/t/nrf/page/jurisw.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=1&numberofresults=1&fromdoctodoc=yes&doc.id=BJNR011100957BJNE009700377&doc.part=S&doc.price=0.0#focuspoint�
http://www.juris.de/jportal/portal/t/nrf/page/jurisw.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=1&numberofresults=1&fromdoctodoc=yes&doc.id=BJNR011100957BJNE009700377&doc.part=S&doc.price=0.0#focuspoint�
http://www.juris.de/jportal/portal/t/nrf/page/jurisw.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=1&numberofresults=1&fromdoctodoc=yes&doc.id=BJNR011100957BJNE009700377&doc.part=S&doc.price=0.0#focuspoint�
http://www.juris.de/jportal/portal/t/nxu/page/jurisw.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=1&numberofresults=1&fromdoctodoc=yes&doc.id=BJNR011100957BJNE009700377&doc.part=S&doc.price=0.0#focuspoint�

Arbeitshilfe ,Hochwasserschutz und Bauplanungsrecht*
Hochwasserschutz und Bauleitplanung

mungsgebiete festzusetzen, soweit dies erforderlich ist. Da mit dieser Regelung in
erster Linie die Retentionsflachen gemeint sind, bei denen Hochwasserrisiken
i.S.d. § 73 Abs. 1 WHG neu nicht zu erwarten sind, diese Flachen nunmehr je-
doch auch Uber § 76 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 WHG festzusetzen sind, wird diese Vor-
schrift in Zukunft kaum noch Bedeutung haben. Zudem ist es gegenwartig in Bran-
denburg nicht vorgesehen, solche Gebiete festzusetzen.
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4 Hochwasserschutz bei der Zulassung von Ein-
zelvorhaben

Im vorstehenden Kapitel wurden die Anforderungen an die Bauleitplanung behan-
delt. Im Folgenden werden die Voraussetzungen fir die Zulassung von Einzelvor-
haben betrachtet. Hier wird zwischen der Fallgruppe ,Vorhabenzulassung in fest-
gesetzten Uberschwemmungsgebieten und der derzeit in der Praxis dominieren-
den Fallgruppe ,Vorhabenzulassung in faktischen Uberschwemmungsgebieten®
unterschieden.

4.1 Vorhabenzulassung in festgesetzten Uberschwem-
mungsgebieten

Nach § 78 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 WHG neu ist in festgesetzten Uberschwemmungs-
gebieten die Errichtung oder Erweiterung baulicher Anlagen nach den §§ 30, 33,
34 und 35 BauGB untersagt. In § 78 Abs. 3 Satz 1 WHG neu ist geregelt, dass die
zustandige Behorde abweichend davon die Errichtung oder Erweiterung einer bau-
lichen Anlage unter bestimmten Voraussetzungen genehmigen kann. Die Geneh-
migung darf nur unter bestimmten Voraussetzungen erteilt werden. Die Vorschrift
umfasst alle beplanten und unbeplanten Bereiche, da in § 30 BauGB sowohl die
qualifizierten Bebauungsplane (§ 30 Abs. 1 BauGB), die Bereiche der vorhabenbe-
zogenen Bebauungsplane (§ 30 Abs. 2i. V. m. § 12 BauGB) sowie die einfachen
Bebauungsplane (§ 30 Abs. 3 BauGB) geregelt sind.

Das Genehmigungserfordernis gilt auch fir die Innenbereiche nach § 34 BauGB
und die AuRenbereiche nach § 35 BauGB. Lediglich § 33 BauGB ist nicht genannt.
Zur Erlangung der materiellen Planreife ist es jedoch erforderlich, dass die Fest-
setzungen des kiinftigen Bebauungsplanes mit den Voraussetzungen der Aus-
nahme von den Planungsverboten gemall § 78 Abs. 2 Nr. 1 bis 9 WHG neu
(§ 31b Abs. 4 Satz 2 Nr. 1 bis 9 WHG alt) Gbereinstimmen. Die Zustimmung der

Wasserbeho6rde muss also vorliegen (vgl. Kap. 4.1.2).

§ 100b BbgWa@G ist bei der Errichtung oder Veranderung von Anlagen parallel zu
prifen (vgl. Kap. 4.1.3).

Ab dem 1. Marz 2010 richten sich die Ausnahmevoraussetzungen auch bei den
DDR-Hochwassergebieten nach § 78 Abs. 3 Satz 1 WHG. Vorher richten sie sich
nur nach §§ 36 WG DDRi. V. m. § 53 1. DVO bzw. nach den Entscheidungen des
jeweiligen Rates des Bezirkes und nicht nach § 78 Abs. 3 Satz 1 WHG neu (§ 31b
Abs. 4 Satz 3 WHG alt). § 53 1. DVO zum WG der DDR regelt nur vorhabenbe-
zogene Verbote und keine Planungsverbote. Da die Ausweisung eines Bauge-
bietes in einem fortgeltenden DDR-Hochwassergebiet aber gegen § 1 Abs. 3
BauGB verstoRen wirde (dazu unter 3.1.1), kommen diese Verbote den Pla-
nungsverboten auch bisher sehr nahe.

Genehmigung der
Errichtung bzw. Erweite-
rung baulicher Anlagen in
Uberschwemmungs-
gebieten

Bei DDR-Hochwasser-
gebieten richtet sich die
Zulassung von Vorhaben
nach DDR-Recht
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4.1.1 Allgemeines

Wie bei den Ausnahmevoraussetzungen des § 78 Abs. 2 WHG neu (§ 31b Abs. 4

Satz 2 WHG alt) sind die Voraussetzungen des § 78 Abs. 3 Satz 1 WHG neu ggsrﬁggnseeﬁolzﬁﬁaztﬂzyn_
(§ 31b Abs. 4 Satz 4 WHG alt) kumulativ zu erfiillen. Die Voraussetzungen sind erfullt sein

jedoch weniger umfangreich und auch weniger streng. So ist etwa als Ausnahme

von den Planungsverboten nach §78 Abs.2Nr. 5 WHG neu (§ 31b Abs. 4

Satz 2 Nr. 5 WHG alt) Voraussetzung, dass die Hochwasserriickhaltung nicht

beeintrachtigt wird. Hinsichtlich der Ausnahmeregelungen fiir bauliche Anlagen

nach § 78 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 WHG neu (§ 31b Abs. 4 Satz 4 Nr. 1 WHG alt) ist als

Voraussetzung darzulegen, dass die Hochwasserriickhaltung nicht oder nur

unwesentlich beeintrachtigt wird.

Bei baugenehmigungsfreien Vorhaben entscheidet die zustandige Untere Wasser-
behérde Uber die Genehmigung gegenliber dem Bauherren in der Form eines
Verwaltungsaktes. Bei baugenehmigungspflichtigen Vorhaben ist im Rahmen des
Baugenehmigungsverfahrens ein internes Einvernehmen der Wasserbehoérde ge-
genlber der Bauaufsichtsbehtérde erforderlich (dazu § 56 Abs. 1 Nr. 3,
§ 57 Abs. 3 Nr. 2, § 57 Abs. 1 BbgBO). Die Darlegungs- und Beweislast fiir die
Voraussetzungen obliegt dem Bauherren. Gelingt ihm der Nachweis nicht, muss
dies noch nicht zwingend zur Genehmigungsversagung fir sein Vorhaben fiihren.
Fir diesen Fall sieht § 78 Abs. 3 Satz 1 in seinem Hauptsatz 2 die Méglichkeit zur
Kompensation der fehlenden Erfordernisse durch den Erlass von Nebenbestim-
mungen vor.

Ob den wasserrechtlichen Vorschriften tber die Freihaltung von Uberschwem-
mungsgebieten — und damit auch Uber die Mdglichkeit der Erteilung von Ausnah-
men - drittschitzende Wirkung zukommt, ist derzeit noch nicht abschlielend
geklart."®

4.1.2 Voraussetzungen fir die Genehmigung nach WHG

4121 Unwesentliche Beeintrachtigung der Hochwasserriickhaltung

Voraussetzung fir eine Ausnahmegenehmigung ist nach § 78 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 Genehmigungsanforde-
WHG neu (§ 31b Abs. 4 Satz 4 WHG alt), dass die Hochwasserriickhaltung nicht rung zum Teil schwécher
oder nur unwesentlich beeintrachtigt und der Verlust von verloren gehendem f‘:] bei Planungsverbo-
Ruckhalteraum zeitgleich ausgeglichen wird. Nach dem Wortlaut der Vorausset-

zung muss der durch die Bautatigkeit geopferte Rickhalteraum lediglich zeitgleich,

193 Gegen einen Drittschutz: VG Dresden, Urt. v. 16.6.2009 — 4 K 2574/07, Rdnr. 24 (zitiert nach juris)

und Jeromin/Praml, NVwZ 2009, 1079, 1081 der sich kritisch mit OVG Koblenz, Beschl. v.
19.6.2007 — 1 B 1032/07, nicht verdffentl., auseinandersetzt, welches den Drittschutz bejahte, dies
in der Konstellation, dass von einem Planungsverbot eine Ausnahme erteilt worden ist, der Dritt-
schutz wurde in die Voraussetzung ,keine nachteiligen Auswirkungen auf Oberlieger und Unterlie-
ger zu erwarten sind“ hinein gelesen. Einen Drittschutz ebenfalls eher verneinend: OVG Liine-
burg, Beschl. v. 20.7.2007 — 12 ME 210/07, Rdnr. 14 ff. (zitiert nach juris), unter Verweis auf den
Beschl. des BVerwG, v. 17.8.1972 — 4 B 162.71, Zfw 1973, 11f.
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und nicht wie im Fall des § 78 Abs. 2 Nr. 5 WHG neu (§ 31b Abs. 4 Satz 2 Nr. 5
WHG alt) (vgl. Kap. 3.2.2.5) auch umfang- und funktionsgleich ausgeglichen wer-
den. Wird an Stelle des verloren gegangenen Riickhalteraums ein unzureichender
Ausgleich geschaffen, der weder von seiner Ruckhaltekapazitadt noch von seiner
Ruckhaltefunktion einen angemessenen Ersatz fir die preisgegebene Retentions-
flache bietet, kann von einem Ausgleich binnen dieser Regelung nicht gesprochen
werden.'™ Allerdings ist zu beriicksichtigen, dass eine unwesentliche Beein-
trachtigung der Hochwasserriickhaltung einer Genehmigung nicht entgegen-
steht. Insoweit ist die Voraussetzung schwacher als die des
§ 78 Abs. 2 Nr. 5 WHG neu (§ 31b Abs. 4 Satz 2 Nr. 5 WHG alt) und beinhaltet
damit kein absolutes Verschlechterungsverbot.'®

41.2.2 Keine nachteilige Verdnderung des Wasserstandes und des Ab-
flusses bei Hochwasser

In Bezug auf die Ausnahmeregelung, dass durch das Vorhaben der Wasserstand Entspricht

und der Abfluss bei Hochwasser nicht nachteilig verandert werden diirfen, kann auf § 78 Abs. 2 Nr. 4
die Erlauterungen zu § 78 Abs. 2 Nr. 4 WHG neu (§ 31b Abs. 4 Satz 2 Nr. 4 WHG WHG

alt) verwiesen werden (vgl. Kap. 3.2.2.4). Es ist nicht erkennbar, weswegen der

Gesetzgeber hier die Voraussetzungen vertauscht und diese auch sprachlich et-

was anders gefasst hat. Inhaltliche Anderungen sind damit nicht beabsichtigt ge-

wesen.

4.1.2.3 Keine Beeintrachtigung des Hochwasserschutzes

Der Ausnahmetatbestand, dass durch das Vorhaben der bestehende Hochwasser-

Entspricht
schutz nicht beeintrachtigt werden darf, entspricht der Voraussetzung des §n7§pArk|)(; 2Nr. 6
§ 78 Abs. 2 Nr. 6 WHG neu (§ 31b Abs. 4 Satz 2 Nr. 6 WHG alt) (vgl. Kap. 3.2.2.6). WHG
Diese Vorschrift sichert - wie dort - den bislang erreichten Stand aller Hochwasser-
schutzmafinahmen gegen die Beeintrachtigung durch neue bauliche MaRnahmen.
4124 Hochwasserangepasste Ausfihrung des Vorhabens
Eine weitere Ausnahmevoraussetzung sieht vor, dass das Vorhaben hochwasser- _
Entspricht

angepasst ausgefiihrt werden muss. Diese Regelung entspricht der planungsbe- § 78 Abs. 2 Nr. 9
zogenen Anforderungen des § 78 Abs. 2 Nr. 9 WHG neu (§ 31b Abs. 4 Satz 2 WHG

Nr. 9 WHG alt) (vgl. Kap. 3.2.2.9).

104 Czychowsky/Reinhardt, a.a.O., § 31 b, Rdnr. 78.

105 Kotulla, WHG zwischen Hochwasserschutz, Strategischer Umweltpriifung und Forderalismusre-

form, Komm., 2007, § 31 b, Rdnr,. 114.
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4.1.2.5 Ausgleich nachteiliger Auswirkungen

Alternativ zu dem Vorliegen der Voraussetzungen des § 78 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 bis
4 WHG neu (§ 31b Abs. 4 Satz 4 Nr. 1 bis 4 WHG alt) kann eine Ausnahme erteilt
werden, sofern die nachteiligen Auswirkungen durch Nebenbestimmungen im Sin-
ne des § 36 Abs. 2 VWVfG zur Baugenehmigung ausgeglichen werden kdnnen.
Der Begriff der nachteiligen Auswirkungen ist in diesem Zusammenhang im Sinne
eines weitreichenden Hochwasserschutzes zu verstehen. Sollten die nachteiligen
Auswirkungen entsprechend ausgeglichen werden kdénnen, ist letztlich eine Ge-
nehmigung zu erteilen. Aus verfassungsrechtlicher Sicht - Eingriff in das Eigen-
tumsgrundrecht des Art. 14 Abs. 1 GG - ware in diesem Fall eine Versagung der
Genehmigung problematisch. Insoweit kann festgehalten werden, dass - zum ei-
nen - durch das Vorliegen der Voraussetzungen der Nr. 1 bis 4 - oder - durch
Schaffung eines entsprechenden Ausgleiches durch Nebenbestimmungen die
Genehmigungsvoraussetzungen erfullt werden kénnen. Ein dartber hinausgehen-
des Ermessen auf Nichterteilung der Genehmigung wird kaum bestehen.

4.1.2.6 Allgemeine Zulassung der Errichtung oder Erweiterung baulicher
Anlagen

Im neuen Wasserhaushaltsgesetz hat der Gesetzgeber fir festgesetzte Uber-
schwemmungsgebiete nach § 76 Abs. 2 WHG neu die Mdglichkeit vorgesehen,
dass die Errichtung oder Ereiterung baulicher Anlagen auch allgemein in einer
Rechtsverordnung nach § 76 Abs. 2 WHG neu zugelassen werden kdnnen, wenn
in der Verordnung geregelt ist, dass sie

e in einem gemaR § 78 Abs. 2 WHG neu ausgewiesenen Gebiet nach
§ 30 BauGB den Vorgaben des Bebauungsplanes entsprechen oder

e ihrer Bauart nach so beschaffen sind, dass die Einhaltung der Vorausset-
zungen des § 78 Abs. 3 Satz 1 WHG neu gewahrleistet ist.

Der Bauherr ist gehalten, diese Voraussetzungen an Hand der Rechtsverordnung
selbststéandig zu prifen. Es bedarf keiner Genehmigung der Wasserbehorde, es
genigt eine Anzeige an die zustandige Wasserbehdrde
(§ 78 Abs. 3 Satz 3 WHG neu).

4.1.3 Verbot weiterer Mallnahmen und deren Ausnahmeregelungen

Der Gesetzgeber des neuen Wasserhaushaltsgesetzes hat in
§ 78 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 bis 9 WHG neu von der Mdglichkeit Gebrauch gemacht,
weitere Malinahmen in festgesetzten Uberschwemmungsgebieten zu untersagen.
So sind folgende MalRnahmen nunmehr direkt nach dem Wasserhaushaltsgesetz
verboten:

e die Errichtung von Mauern, Wallen oder ahnlichen Anlagen quer zur
FlieRrichtung des Wassers bei Uberschwemmungen,

Alternativ zu

8§ 78 Abs. 3 Satz 1

Nr. 1 bis 4 WHG:
Ausgleich durch
Nebenbestimmungen

Allgemeine Zulas-

sung in

Rechtsverordnung

Weitere Verbote
nach 8 78 Abs. 1 Nr.

) 3 bis 9 WHG
e das Aufbringen und Ablagern von wassergefahrdenden Stoffen auf dem
Boden, es sei denn, die Stoffe dirfen im Rahmen einer ordnungsgema-
Ren Land- und Forstwirtschaft eingesetzt werden,
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e die nicht nur kurzfristige Ablagerung von Gegenstanden, die den Was-
serabfluss behindern kdnnen oder die fortgeschwemmt werden kdnnen,

° das Erhdhen oder Vertiefen der Erdoberflache,

e das Anlegen von Baum- und Strauchpflanzungen, soweit diese den Zie-
len des versorgenden Hochwasserschutzes gemal § 6 Absatz 1 Satz 1
Nummer 6 WHG neu (Gewahrleistung natirlicher und schadloser Ab-
flussverhaltnisse) und § 75 Absatz 2 WHG neu (Verringerung nachteiliger
Hochwasserfolgen) entgegenstehen,

e die Umwandlung von Grinland in Ackerland,

e die Umwandlung von Auwald in eine andere Nutzungsart.
Diese Verbote gelten nicht fir Malnahmen des Gewasserausbaus, des Baus von
Deichen und Dammen, der Gewasser- und Deichunterhaltung, des Hochwasser-
schutzes sowie fur Handlungen, die fur den Betrieb von zugelassenen Anlagen

oder im Rahmen zugelassener Gewasserbenutzungen erforderlich sind
(§ 78 Abs. 1 Satz 2 WHG neu).

Unter § 78 Abs. 4 WHG neu hat der Gesetzgeber Ausnahmemdglichkeiten von Ausnahmemoglich-

dem Verbot dieser MaRnahmen zugelassen. Diese kénnen dann erteilt werden, 5‘2‘:;&;2” weiteren
wenn

e Belange des Wohls der Allgemeinheit dem nicht entgegenstehen, der
Hochwasserabfluss und die Hochwasserriickhaltung nicht wesentlich be-
eintrachtigt werden und

e eine Gefahrdung von Leben oder erhebliche Gesundheits- oder Sach-
schaden nicht zu befirchten sind oder

e die nachteiligen Wirkungen ausgeglichen werden kdnnen.
Die Zulassung kann — auch nachtréaglich — mit Nebenbestimmungen versehen oder
widerrufen werden. Zudem ist die Mdéglichkeit vorgesehen, dass in einer Rechts-
verordnung zur Festsetzung eines Uberschwemmungsgebietes  nach

§ 76 Abs. 2 WHG neu Mallnahmen nach § 78 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 bis 9 WHG neu
allgemein zugelassen werden kénnen (§ 78 Abs. 4 Satz 3 WHG neu).

4.1.4 Voraussetzungen fir die Genehmigung nach BbgWG

Nach § 100b BbgWG ist — parallel zu den Regelungen in § 78 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3
bis 9 WHG neu - in einem Uberschwemmungsgebiet nach § 100a Abs. 1 BbgWG

o das Erhdhen oder Vertiefen der Erdoberflache,

e das Errichten oder Verandern von Anlagen

¢ das Anlegen von Baum- und Strauchpflanzungen,

e die Umwandlung von Grunland in Ackerland,

e das Lagern von Stoffen, das den Hochwasserabfluss behindern kann
untersagt. Die Wasserbehorde kann Ausnahmen von diesen Verboten genehmi-

gen. Die Genehmigung darf nur erteilt werden, wenn keine Beeintrachtigung des
Hochwasserschutzes zu erwarten ist. Sie kann aus Griinden des Wohls der All-

November 2009 Seite 60



Arbeitshilfe ,Hochwasserschutz und Bauplanungsrecht*
Hochwasserschutz bei der Zulassung von Einzelvorhaben

gemeinheit mit Nebenbestimmungen verbunden werden. Das Verbot der Errich-
tung und Veranderung von Anlagen bezieht sich auf einen umfassenden Anla-
genbegriff. Von diesem Begriff werden auch Anlagen zum Umgang mit wasserge-
fahrdeten Stoffen, wie Heizoéllageranlagen (§ 78 Abs. 5 Satz 1 Nr. 5 WHG neu)
erfasst.'® Das Verbot nach § 100b Abs. 1 Nr. 2 BbgWG setzt also weder ein Vor-
haben nach § 30 BauGB - das insbesondere auf die bodenrechtliche Relevanz
abhebt'”” - noch eine bauliche Anlage nach § 2 Abs. 1 BbgBO voraus.

Unter Berlcksichtigung des WHG alt ist es denkbar, dass § 100b Abs.1 Nr. 2
BbgWG ein Errichtungs- und Veranderungsverbot fur Anlagen enthélt, das von
§ 31b Abs. 4 Satz 3 WHG nicht erfasst wird. Wenn es um bauliche Anlagen i. S. d.
§ 31b Abs. 4 Satz 3 WHG geht, gelten § 100b Abs.1 Nr. 2 BbgWG und § 31b Abs.
4 Satz 3 WHG nebeneinander. '

Diese Diskussion durfte durch die Neuregelungen in § 78 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 bis 9
und § 78 Abs. 4 Satz 1 WHG neu keine praktische Bedeutung mehr haben, da die
Verbotstatbestdnde mit dem neuen WHG umfassend bundesrechtliche einheitlich
geregelt sind. Bei der Errichtung oder Veranderung von Anlagen ist lediglich zu
bertcksichtigen, dass der Landesgesetzgeber — teilweise - etwas strengere Anfor-
derungen an die Erteilung einer Ausnahme stellt, da diese nur erteilt werden kann,
wenn keine Beeintrdchtigungen des Hochwasserschutzes zu erwarten sind
(§ 100 b Abs. 1 Satz 2 BbgWG). Der Landesgesetzgeber wird aber in Kirze diese
Regelungen ohnehin dem geanderten Wasserhaushaltsgesetz anpassen, so dass
abzuwarten ist, ob diese Differenz in Zukunft bestehen bleibt.

4.2 Vorhabenzulassung in faktischen Uberschwem-
mungsgebieten

Bei der Vorhabenzulassung in einem faktischen Uberschwemmungsgebiet ist zu
unterscheiden, ob das Vorhaben im unbeplanten Innenbereich nach § 34 BauGB,
im Aufenbereich nach § 35 BauGB oder in einem Bebauungsplangebiet realisiert
werden soll.

42.1 Unbeplanter Innenbereich

Da die Planungs- und Bauverbote des § 78 Abs. 1 WHG neu, aber auch die Verbo-
te des § 100b BbgWG bei faktischen Uberschwemmungsgebieten nicht anwendbar
sind, ist in erster Linie das Erhaltungs- und Wiederherstellungsgebot aus § 77

106 Begriindung zum Regierungsentwurf zum Gesetz zur Anderung wasserrechtlicher Vorschriften,

Drucks. 4/5052, zu Nr. 110, § 100b BbgWG.

107 Dazu nur: Halama, Berliner Komm. zum BauGB, Loseblattausgabe, Stand April 2008, § 30, Rdnr.
6 ff.

108 Begriindung zum Regierungsentwurf zum Gesetz zur Anderung wasserrechtlicher Vorschriften,

Drucks. 4/5052, zu Nr. 110, § 100b BbgWG.

Umfassender
Anlagenbegriff
in § 100b BbgWG
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WHG neu zu untersuchen. Wenn dieses dem Vorhaben nicht entgegensteht, ist §
34 BauGB zu betrachten.

4211 Erhaltungsgebot

Nach § 77 WHG neu sind Uberschwemmungsgebiete im Sinne des § 76 WHG neu
in ihrer Funktion als Rlckhalteflachen zu erhalten. Im Innenbereich stellt sich je-
doch die Frage, ob das jeweilige faktische Uberschwemmungsgebiet Uberhaupt
noch eine Funktion als Ruckhalteflache hat. Im Regelfall werden nur gréRere Fla-
chen noch einen relevanten Beitrag zum Hochwasserschutz leisten kénnen. Li-
cken in einer bestehenden Bebauung werden keine maligebende Funktion als
Ruckhalteflache haben. Dies bedarf jedoch einer Prifung im Einzelfall. Fir den
Fall, dass § 77 WHG neu tatbestandlich eingreift, d.h. die Bauflache noch eine
Funktion als Riickhalteflache hat, ist zu untersuchen, ob das faktische Uber-
schwemmungsgebiet eingeschrankt werden kann. Dies ist dann der Fall, wenn
dem Erhalt Uberwiegende Grinde des Wohls der Allgemeinheit entgegenstehen.
Wenn Uberwiegende Griinde des Wohls der Allgemeinheit fir die Errichtung des
Bauvorhabens sprechen, sind rechtzeitig die notwendigen AusgleichsmalRnahmen
zu treffen. Dazu im Einzelnen unter 3.2.3.2 (faktische Uberschwemmungsgebiete).

4.2.1.2 Gesunde Wohn- und Arbeitsverhaltnissei. S. d. § 34 BauGB

Sollte § 77 WHG neu schon tatbestandlich nicht einschlagig sein oder dessen Vor-
aussetzungen vorliegen, ist - unabhangig von der wasserrechtlichen Beurteilung —
aus bauplanungsrechtlicher Sicht die Zulassung eines Vorhabens im Wesentlichen
anhand des Tatbestandsmerkmals des Einfligens gemaf § 34 BauGB in die nahe-
re Umgebung zu beurteilen. Das Einfligen ist anhand objektiver stddtebaulicher
Gegebenheiten der naheren Umgebung (Art, Mal® der Nutzung etc.) zu prifen.

Ein Uberschwemmungsgebiet bzw. die wasserrechtliche Beurteilung hinsichtlich
der Gefahrdung eines schadlosen Wasserabflusses kann im Rahmen der Vorha-
benzulassung nach § 34 BauGB nur im Einzelfall die Unzuldssigkeit des Vorha-
bens bewirken, wenn dadurch die gesunden Wohn- und Arbeitsverhaltnisse erheb-
lich beeintrachtigt werden. Dies kann aber nur dann angenommen werden, wenn
im Falle einer Uberschwemmung eine konkrete Gefahr fiir Leib und Leben der
Bewohner oder der Nachbarn besteht, das Gebaude im Falle plotzlich auftretenden
Hochwassers gewissermalien weggespiilt wiirde.'® Ob sich Nachbarn gegen eine
Genehmigung fiir ein weiteres Wohngebaude in einem faktischen Uberschwem-
mungsgebiet mit dem Argument zur Wehr setzen kénnen, durch dieses Vorhaben
nachteilig betroffen zu sein und das Gebot der Rucksichtnahme — welches im Beg-
riff des Einfiigens in § 34 BauGB seine Auspragung erfahren hat — sei verletzt, ist
noch nicht héchstrichterlich entschieden. '™

109 So auch ARGEBAU, Handlungsanleitung, a.a.O., unter 4.2, S. 34.
110

Dagegen: VG Dresden, Urt. v. 16.6.2009 - $ k ,%/$7=/; Rdnr: 38 (zitiert nach juris).

notwendige
AusgleichsmalRnahmen

Wasserrechtlicher Be-
lang; Keine Frage des
Einfligens in die nahere
Umgebung

Eventuell Beeintrachti-
gung der gesunden
Wohn- und Arbeitsver-
haltnisse nach § 34 Abs. 1
Satz 2 BauGB
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SVPNEEE]
Beispiel

Der Bauherr beantragt im Innenbereich (§ 34 BauGB) die Errichtung eines Einfamilien-
hauses in Bungalowbauweise. Die nahere Umgebung weist 1 bis 3-geschossige Bebau-
ung auf; das Vorhaben fligt sich in diesen Rahmen ein. Allerdings ist das Baugebiet als
faktisches Uberschwemmungsgebiet zu qualifizieren.

Das Vorhaben ist - allerdings vorbehaltlich der Prifung des § 77 WHG neu - nur dann
nicht nach § 34 Abs. 1 BauGB genehmigungsfahig, wenn die gesunden Wohnverhaltnis-
se beeintrachtigt sind (§ 34 Abs. 1 Satz 2 BauGB). Es ware zu untersuchen, ob alleine
aus der Bungalowbauweise auf eine Gefahrdung von Leib und Leben der Bewohner ge-
schlossen werden kann. Hierfiir wird es malRgebend auf die zu prognostizierende Uber-
schwemmungshéhe ankommen.

4.2.2 AufRenbereich

Auch im Rahmen des § 35 BauGB ist im Zuge der Prifung der Genehmigungsfa-
higkeit einer baulichen Anlage in einem faktischen Uberschwemmungsgebiet zu-
nachst zu prifen, ob das Vorhaben mit dem Erhaltungs- und Wiederherstellungs-
gebot des § 77 WHG neu vereinbar ist."'? Insoweit kann auf die Ausfihrungen zum
Innenbereich verwiesen werden (vgl. Kap. 4.2.1.1 sowie Kap. 3.2.3.2)).

Darlber hinaus sind die Belange des vorsorgenden Hochwasserschutzes selbst-
verstandlich auch im Aullenbereich - sowohl bei privilegierten, als auch bei nicht
privilegierten Vorhaben - als 6ffentlicher Belang nach § 35 Abs. 3 Satz 1 Nr. 6
BauGB zu bertcksichtigen. Dabei kann man sich im Rahmen der Einzelfallent-
scheidung an den Voraussetzungen des § 78 Abs. 3 WHG neu (§ 31 b Abs. 4 Satz
4 alt) orientieren. Ein Vorhaben gefahrde den Hochwasserschutz dann nicht, wenn
die Voraussetzungen erfillt sind, unter denen es in einem festgesetzten bzw. ei-
nem vorlaufig gesicherten Uberschwemmungsgebiet nach § 78 Abs. 3 WHG neu
(§ 31 b Abs. 4 Satz 4 WHG alt) zugelassen werden diirfte.""

Bei privilegierten Vorhaben im Sinne von § 35 Abs. 1 BauGB durfen Belange des
Hochwasserschutzes nicht entgegenstehen. Bei den nicht privilegierten bzw.
,sonstigen“ Vorhaben ist bereits eine Beeintrachtigung des vorsorgenden Hoch-
wasserschutzes auszuschlieRen. Dieser Belang kann auch den gemal
§ 35 Abs. 4 BauGB ,teilprivilegierten® Vorhaben entgegengehalten werden. Im
Ubrigen sind auch Ziele der Raumordnung gemaR § 35 Abs. 3 Satz2 und
3 BauGB zu beachten.

111 I . . . . . L
Das Fallbeispiel wurde im Rahmen einer Veranstaltung in Dresden von einer Mitarbeiterin einer

unteren Bauaufsichtsbehdrde geschildert.

12 Allerdings ist gegenwartig noch nicht abschlieRend geklart, ob § 77 WHG auf die Vorhabenzulas-

sung Uberhaupt anwendbar ist: § 77 WHG neu (bzw. § 31b Abs. 6 WHG alt) gilt nur fir die Bau-
leitplanung meint noch: BayVGH, Beschl. v. 26.1.2009 - 1 B 07.151, Rdnr. 5 ff. (zitiert nach juris);
§ 77 WHG neu (bzw. § 31b Abs. 6 WHG alt) gilt auch fiir die Vorhabenzulassung meint hingegen:
BayVGH, Beschl. v. 31.8.2009 — 8 ZB 09.1618, Rdnr. 7 (zitiert nach juris).

"3 BayVGH, Beschl. v. 26.1.2009 - 1 B 07.151, Rdnr. 12 (zitiert nach juris).
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14
Beispiel

Der Klager méchte einen bauplanungsrechtlichen Vorbescheid fir den Bau von drei Ein-
familienhausern auf einer AuBenbereichsflache. Die Wasserbehérde nahm in diesem
Verfahren Stellung und teilte mit, dass es sich bei dem Grundstiick um eine Rickhalte-
flache handele, da es an ein Gewasser Il. Ordnung grenze. Vor einigen Jahren (1995)
sei das Grundstlck bereits groBtenteils Uberflutet gewesen. Im Flachennutzungsplan ist
das Grundstuck als landwirtschaftliche Flache im Landschaftsschutzgebiet dargestellt.

Das Vorhaben ist als sonstiges Vorhaben nach § 35 Abs. 2 BauGB bauplanungsrechtlich
nicht zulassig, weil es offentliche Belange beeintrachtigt (§ 35 Abs. 3 BauGB). Es be-
steht bereits ein Widerspruch zu den Darstellungen des Flachennutzungsplanes, wo-
nach es sich um eine landwirtschaftliche Flache mit besonderer Bedeutung fiir den Na-
turhaushalt handelt (§ 35 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 BauGB). Zudem geféhrdet das Vorhaben
auch den Hochwasserschutz, § 35 Abs. 3 Satz 1 Nr. 6 BauGB i. V. m. § 76 Abs. 1 Satz 1
i. V.m.77 WHG neu (§ 31b Abs. 1i. V. m. Abs. 6 Satz 1 WHG alt). Nach der Stellung-
nahme des Wasserwirtschaftsamtes liegt das Vorhaben in einem faktischen Uber-
schwemmungsgebiet und wurde bei einem Hochwasserereignis 1995 gréRtenteils tber-
flutet. Einer Festsetzung des Uberschwemmungsgebietes - wie es § 76 Abs. 2 WHG neu
(§ 31b Abs. 2 WHG alt) vorsieht - bedarf es dazu nicht, da § 76 Abs. 1 Satz 1 WHG neu
(§ 31b Abs. 1 WHG alt) allein darauf abstellt, ob faktisch ein Uberschwemmungsgebiet
vorliegt. Eine Bebauung im Uberschwemmungsgebiet gefahrdet den Hochwasserschutz.
Dementsprechend bestimmt § 77 WHG neu (§ 31b Abs. 6 WHG alt), dass faktische
Uberschwemmungsgebiete nach § 76 Abs. 1 Satz 1 WHG neu in ihrer Funktion als
Rickhalteflachen zu erhalten sind, soweit dem keine Uberwiegenden Griinde des Wohls
der Allgemeinheit entgegenstehen”5. Das private Bauvorhaben des Klagers stellt kei-
nen Uberwiegenden Grund des Wohls der Allgemeinheit dar, der der Freihaltung des
Uberschwemmungsgebiets entgegensteht.

4.2.3 Vorhaben im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes

Auch bei einem Vorhaben im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes —der in
einem faktischen Uberschwemmungsgebiet liegt - sind zunéchst die Vorausset-
zungen des § 77 WHG neu zu prifen (vgl. Kap. 4.2.1.1 sowie Kap. 3.2.3.2). Zu-
dem ist zu untersuchen, ob der Bebauungsplan nicht wegen VerstoRes gegen § 1
Abs. 3 oder 4 BauGB unwirksam ist bzw. aufgehoben werden muss (vgl. Kap.
3.1.1).

Sofern das nicht der Fall ist, ist ein Vorhaben zuléssig, wenn es den Festsetzun-
gen des Bebauungsplans entspricht (§ 30 Abs.1 BauGB) und die Erschlielung
gesichert ist. Aus bauplanungsrechtlicher Sicht sind die Belange des Hochwas-
serschutzes im Rahmen der Prifung nach § 30 BauGB grundsatzlich nur dann von
Bedeutung, wenn sie in den Festsetzungen des Bebauungsplanes Niederschlag
gefunden haben.

14 Nach VG Miinchen, Urt. v. 18.6.2008 - M 9 K 07.4175 -.

15 In diese Richtung auch BayVGH, B.v.31.8.2009 — 8 ZB 09.1618, Rdnr. 7 (zitiert nach juris)
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Soll ein neuer Bebauungsplan aufgestellt werden, ist es nicht zulassig, die strengeren
Planungsverbote des § 78 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 WHG neu (§ 31 b Abs. 4 Satz 1 WHG alt)
dadurch zu umgehen, dass eine Gemeinde zunachst bspw. eine Griunflache in einem
Uberschwemmungsgebiet nach § 76 Abs. 2 WHG neu (§ 31b Abs. 2 WHG alt) ausweist
und dann - entweder durch die Gemeinde selbst oder durch die von ihr abweichende
Bauaufsichtsbehorde - Gber § 78b Abs. 3 Satz 1 WHG neu (§ 31b Abs. 4 Satz 3 WHG
alt) eine Vorhabengenehmigung mit einer Befreiung nach § 31 Abs. 2 BauGB von der
Festsetzung ,Griinflache” erteilt werden soll. Eine solche Befreiung wiirde - selbst wenn Keine Befreiung wegen
die Voraussetzungen des § 78b Abs. 3 Satz 1 WHG neu (§ 31b Abs. 4 Satz 3 WHG alt) Beriihrung der C}rundz[]ge
. . . . . L der Planung, keine
vorliegen sollten - zum einen die Grundziige der Planung beriihren, da eine Anderung stadtebauliche Vertret-
der Art der baulichen Nutzung regelméRig diese Folge hat. Zum anderen wére eine sol- barkeit
che Abweichung auch stadtebaulich nicht vertretbar, denn stédtebaulich vertretbar ist
nur etwas, was - von vornherein - auch so hatte geplant werden diirfen. Dazu auch fol-
gendes Beispiel:

.. 116
Beispiel

Das Landratsamt verfiigt die Beseitigung eines Gartenhauses, welches mit Kochnische
und Toilette ausgestattet ist. Dieses ist zwar baugenehmigungsfrei zu errichten, es liegt
jedoch in einem durch eine Verordnung festgesetzten Uberschwemmungsgebiet. Da-
nach ist es verboten, Anlagen und Anpflanzungen, die nicht der Benutzung, der Unter-
haltung oder dem Ausbau des Gewassers dienen, zu errichten, durchzufiihren oder we-
sentlich zu andern. Das Landratsamt kann unter Ausnahmen und Bedingungen eine Ge-
nehmigung erteilen, wenn und soweit dadurch a) der Wasserabfluss, b) die Hohe des
Wasserstandes oder c) die Wasserriickhaltung nicht beeinflusst werden konnen. Der
Standort des Gebaudes liegt zudem im Geltungsbereich eines Bebauungsplans. Der
Bebauungsplan setzt eine Baugrenze fest. Das Gebaude befindet sich auerhalb der
festgesetzten Baugrenze. Es bedarf deshalb einer Befreiung nach § 31 Abs. 2 BauGB.

Die Beseitigungsverfigung ist rechtmafig. Durch die Errichtung des Gebaudes wird zu-
nachst der Wasserabfluss und die Wasserriickhaltung - diese zwar gering - beeintrach-
tigt. Zudem sind die rechtlichen Voraussetzungen fiir eine Befreiung von den Festset-
zungen des Bebauungsplans nicht erfillt. Im vorliegenden Fall stehen einer Befreiung
zwingende gesetzliche Versagungsgriinde entgegen. Nach § 31 Abs. 2 BauGB kann von
den Festsetzungen des Bebauungsplans befreit werden, wenn die Grundziige der Pla-
nung nicht berthrt werden und (1.) die Griinde des Wohls der Aligemeinheit die Befrei-
ung erfordern oder (2.) die Abweichung stadtebaulich vertretbar ist oder (3.) die Durch-
fihrung des Bebauungsplans zu einer offenbar nicht beabsichtigten Harte fiihren wiirde
und wenn die Abweichung auch unter Wirdigung nachbarlicher Interessen mit den 6f-
fentlichen Belangen vereinbar ist.

Eine Befreiung wirde hier die Grundzlge der Planung beriihren, denn dann wiirde ein
Prazedenzfall geschaffen, der einen ,Lawineneffekt‘ nach sich ziehen kénnte. Als Be-
freiungsgrund kommt hier nur Nr. 2 in Betracht. Stadtebaulich vertretbar ist eine Abwei-
chung, wenn sie Gegenstand einer rechtmafligen Planung sein kann. Dies ist hier aber
nicht der Fall, denn eine Bebauung ist in einem Uberschwemmungsgebiet grundsatzlich
unzulassig.

16 Nach VG Wiirzburg, Urt. v. 27.5.2008 - W 4 K 07.1495 - (zitiert nach juris).
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5 Entschadigungs- und ausgleichsrechtliche
Aspekte des Hochwasserschutzes

Da die in den vorstehenden Kapiteln behandelten hochwasserschutzbedingten Keine Entschadi-
Einschrankungen der baulichen Nutzung von Grundstiicken auch Auswirkungen gungsregelung im
auf die Rechtsstellung des Eigentimers haben kdénnen, sollen in diesem Kapitel WHG und BbgWG
Ausgleichs- und Entschadigungsfragen dargestellt werden. Das Wasserhaushalts-

gesetz enthalt keine Regelung dartber, ob und inwieweit die Planungs- und Bau-

verbote nach § 78 Abs. 1 WHG neu (§ 31b Abs. 4 WHG alt) ausgleichs- oder ent-

schadigungspflichtig sind. Auch das Brandenburgische Wassergesetz verflgt im

Zusammenhang mit dem Hochwasserschutz tber keine eigenstandige Entschadi-

gungsregelung. Ausgehend davon ist deshalb zu klaren, ob nach allgemeinen ent-
schadigungsrechtlichen oder gar schadensrechtlichen Grundsatzen Anspriiche von

Privatpersonen entstehen kénnen.

Dies setzt zunachst eine Einordnung der Planungs- und Bauverbote in das System
des Ausgleichs- und Entschadigungsrechts voraus (vgl. Kap. 5.1). Auf der Grund-
lage dessen werden anschlieBend potentielle Entschadigungskonstellationen -
insbesondere solche des Planungsschadensrechts - naher betrachtet (vgl. Kap.
5.2). Einige Hinweise zu potentiellen Haftungsrisiken der Gemeinden mit Blick auf

die Amtshaftung runden dieses Kapitel ab (Kap. 5.3).

5.1 Einordnung der Planungs- und Bauverbote als Inhalts-
und Schrankenbestimmung des Eigentums

Die Bauplanungs- und Bauverbote nach § 78 Abs. 1 WHG neu (§ 31b Abs. 4 WHG Inhalts- und Schranken-
alt) sowie nach dem erganzenden brandenburgischen Landesrecht sind als In- bestimmung des
halts- und Schrankenbestimmung des Eigentums gemaR Art. 14 Abs. 1 Satz 2 GG Eigentums

und nicht etwa als entschadigungspflichtige Enteignung einzustufen.""’ Dies ist in

der Rechtsprechung grundsatzlich geklart. Das Bundesverwaltungsgericht hat

beispielsweise eine landesrechtliche - hier: rheinland-pfalzische - Regelung, mit

der noch unter Geltung des ,alten WHG* ein Uberschwemmungsgebiet festgesetzt

worden war, als Inhalts- und Schrankenbestimmung qualifiziert und dabei hervor-

gehoben, dass Nutzungseinschrankungen, die durch das hochrangige Gemein-

schaftsgut ,Hochwasserschutz® gerechtfertigt sind, grundsatzlich vom Eigentimer

entschadigungslos hinzunehmen sind.'"® Der Kernsatze dieser Leitentscheidung

des Bundesverwaltungsrechts sind in Anhang VIl wiedergegeben.

So auch Begriindung zum Referentenentwurf des Gesetzes zur Verbesserung des vorbeugenden
Hochwasserschutzes, BR.-Drucks. 268/04, 27; Kotulla, NVwZ 2006, 129 (131 f); Berendes, ZfW
2005, 197, 203.

T8 Vgl nur: BVerwG, Urt. v. 22.7.2004, - 7 CN 1/04 -, BVerwGE 121, S. 283 ff., Rdnr. 21 (zitiert nach

juris).
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Aus dieser eigentumsrechtlichen Einordnung folgt, dass ein Birger keine Enteig-
nungsentschadigung (Art. 14 Abs. 3 GG) beanspruchen kann, wenn sein Grund-
eigentum durch oder aufgrund einer Regelung des vorbeugenden Hochwasser-
schutzes ,verkiirzt* wird.""®

5.2 Entschadigungskonstellationen

Obwohl die Bauplanungs- und Bauverbote nach § 78 Abs. 1 WHG neu
(§ 31b Abs. 4 WHG alt) sowie nach dem erganzenden Landesrecht als Inhalts- und
Schrankenbestimmungen gemaR Art. 14 Abs. 1 Satz 2 GG einzustufen sind, sind
sie ihrer Wirkung nach - und strukturell - mit bauplanungsrechtlichen Eingriffen in
die Bodennutzbarkeit im Sinne der planungsschadensrechtlichen Regelungen
nach den 88 39 bis 44 BauGB vergleichbar.

Das Planungsschadensrecht der §§ 39 bis 44 BauGB kommt als rechtliche Grund-
lage fir Entschadigungsleistungen wegen Eingriffen in bestehende Baurechte
nach den §§ 30, 34 oder 35 BauGB grundsatzlich nicht in Betracht (dazu 5.2.1).
Auch die ungeschriebenen Rechtsgrundsatze des enteignenden bzw. enteig-
nungsgleichen Eingriffs kénnen als Anspruchsgrundlage fiir Entschadigung nicht
herangezogen werden (vgl. 5.2.2). Wahrend in diesen beiden Abschnitten Haf-
tungsszenarien vor allem aus dem Blickwinkel des betroffenen Biirgers gegeniiber
einem staatlichen oder kommunalen Haftungssubjekt dargestellt werden, wird in
einem dritten Abschnitt gezeigt, dass eine zur Anpassung ihrer Bauleitplanung
verpflichtete Gemeinde auch grundsatzlich gegentiber anderen staatlichen Stellen
kein Ruckgriff (,Regress®) nehmen kann (vgl. 5.2.3).

5.2.1 Planungsschadensrecht

5.2.1.1 Planveranlasste Aufwendungen oder planbedingten Boden-
wertminderungen

In den Fallen so genannter Planungsschaden kann aus verfassungsrechtlichen
Grunden eine Entschadigung geboten sein, wenn beispielsweise eine bis dahin
zulassige bauliche Nutzung nach den Festsetzungen des Planes nicht oder nicht
mehr im selben Umfang zulassig ist. Fir die vorliegende Arbeitshilfe sind in diesem
Zusammenhang insbesondere § 39 BauGB (Entschadigung fiir planveranlasste

19 Der von einer das Eigentum ,verkiirzenden* MalRnahme betroffene Biirger - hier: Grundstiicksei-

gentiimer - kann nur dann eine Enteignungsentschadigung verlangen, wenn die ihn treffende
MaRnahme tatsachlich auf gesetzlicher Grundlage als Enteignung zu qualifizieren und auch auf
Enteignung gerichtet ist (Finalitat). Eine Enteignung liegt jedoch nur dann vor, wenn der Gesetz-
geber das Eigentum ganz oder teilweise entzieht. Handelt es sich dagegen nicht um einen ,Ent-
zugsakt®, sondern eine Inhalts- und Schrankenbestimmung, kann der betroffene Birger grund-
satzlich keine Enteignungsentschadigung beanspruchen, wenn diese gesetzlich nicht so vorgese-
hen ist. In diesem Fall bleibt dem betroffenen Burger nichts anderes Ubrig, als sich gegen die ei-
gentumsbeschrankende MalRnahme gerichtlich zur Wehr zu setzen (sogenannter: Primarrechts-
schutz). Er kann den Eingriff aber nicht dulden und zugleich seine Schaden durch Geltendma-
chung einer Eigentumsentschadigung liquidieren.

Keine Enteignungsent-
schadigung

Mogliche Anspruchs-
grundlagen fur
Entschadigung

Planungsschadensrecht,
enteignender bzw. ent-
eignungsgleicher
Eingriff

88 39 ff. BauGB
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Aufwendungen) und § 42 BauGB (Entschadigung fur planungsbedingte Boden-
wertminderungen) von Interesse.

Wird die bauliche Nutzbarkeit eines Grundsticks im Geltungsbereich eines Be- Entschadigung von plan-
bauungsplans'®® durch Anderung, Ergénzung oder Aufhebung des Bebauungs- veranlassten Aufwendun-
plans eingeschrankt, so sind Aufwendungen, die zur Vorbereitung einer kunftig gen (3 39 BauGB)

nicht mehr zulassigen Nutzung erbracht wurden, nach § 39 BauGB zu entschadi-

gen. Erstattungsféahige Aufwendungen kénnen z.B. Kosten fiir die Planung, Bau-

genehmigung oder Bau und Finanzierung sein. Wesentliche Voraussetzung ist

aber, dass die Aufwendungen im berechtigten Vertrauen auf einen rechtswirk-

samen Bebauungsplan getatigt wurden. Die geplante Nutzung muss im Zeitpunkt

der Aufwendungen den Festsetzungen eines rechtsverbindlichen Bebauungsplans

entsprochen haben. ™’

§ 42 Abs. 1 BauGB legt die Grundvoraussetzungen fir eine Entsché\digung122 nach Planbedingte Wertminde-
§ 42 BauGB fest. Danach ist Entschadigung zu leisten, wenn die rechtmaRige rung des Grundstiicks
Aufhebung oder Anderung einer bis dahin zulassigen Nutzung zu einer we- (842 BauGB)

sentlichen Wertminderung des Grundstticks fiihrt.

Bisher ,zulassige bauliche Nutzungen® sind prinzipiell in allen drei Baubereichen

der §§ 29 ff. BauGB (§§ 30 Abs. 1, 34, 35 BauGB) geschiitzt. Voraussetzung ist Voraussetzung:
aber, dass eine Genehmigung fiir die bauliche Nutzung erteilt ist od"er zumindest gzﬂgﬁ%eirg‘?rigggg?der
ein entsprechender Rechtsanspruch besteht. Die ,Aufhebung oder Anderung der spruch
Nutzung® erfolgt in der Regel durch einen Bebauungsplan. § 42 BauGB findet hin-

gegen keine Anwendung bei Nutzungsbeschrankungen auf Grund von MalRnah-

men des Immissions-, Landschafts-, Natur- und Denkmalschutzes.'® Ein
Entschadigungsanspruch nach § 42 BauGB entsteht also nicht, wenn zum Zeit-

punkt der Aufhebung oder Anderung der Nutzung (durch den Bebauungsplan) aus

anderem Rechtsgrund schon kein Genehmigungsanspruch besteht, da dann der

notwendige innere Zusammenhang zwischen der Plananderung bzw. -aufhebung

und dem Entfallen des Baurechts fehlt (,Kausalitat). § 42 BauGB dient der Her-

stellung der VerhaltnismaRigkeit ,bauleitplanerischer Eingriffe”, nicht jedoch dem

Ausgleich von Harten sonstiger Rechtsvorschriften mit Auswirkung auf das Bauen

(wie z.B. Bauordnungsrecht, Denkmalschutzrecht etc.).

120 Streitig ist, ob eine Entschadigung analog § 39 BauGB bei Aufwendungen im Vertrauen auf den

Fortbestand einer nach §§ 34 und 35 BauGB zuldssigen Bodennutzung in Frage kommt. Fir ana-
loge Anwendbarkeit Schenke, DOV 1987, 45; Birk, NVwZ 1984, 1, 5; dagegen Breuer, in: Schréd-
ter, BauGB, 5. Auflage, Miinchen 1992, § 39, Rdnr.40; Bielenberg, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg,
§ 39, Rdnr.17; Gaentzsch, in: Schlichter/Stich, § 39, Rdnr. 4.

121 vgl. BGH NJW 1992, 431, 433.

122 Grundsatzlich steht dem Eigentimer eine angemessene Entschadigung in Geld zu

(§ 42 Abs. 1 BauGB). Bei Aufhebung der zulassigen Nutzung kann gemaR § 42 Abs. 9 BauGB
auch Ubernahme nach § 40 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 BauGB verlangt werden. Entschadigungen fir
Eingriffe in den ausgelibten Gewerbebetrieb kdnnen gemal § 42 Abs. 4 BauGB gesondert ver-
langt werden.

123 BGHZ 99, 262 = NJW 1987, 1320.
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Erfolgt der planerische Eingriff binnen einer Frist von sieben Jahren'* ab Zulas-

sigkeit der Nutzung, so steht dem Grundstlickseigentimer unter den genannten
Voraussetzungen stets eine Entschadigung in Hoéhe der Verkehrswertdifferenz zu,
also der Differenz zwischen dem Wert des Grundstlcks auf Grund der bisher zu-
lassigen Nutzung und seinem Wert nach Aufhebung oder Anderung der Nutzung.
Der Schutz fir bloRe Nutzungsmdoglichkeiten entfallt nach Ablauf von sieben
Jahren ab Zulassigkeit der Nutzung. Soweit der Eigentiimer sein Nutzungsrecht
.ins Werk gesetzt” hat, die Nutzung also tatsachlich auslbt, geniefl3t er nach
§ 42 Abs. 3 BauGB unbefristeten Schutz. Der Entschadigungsanspruch errechnet
sich nach Ablauf von sieben Jahren aus der Differenz zwischen dem Wert des
Grundstucks, der sich auf der Grundlage einer (fiktiven) zulassigen Nutzung ent-
sprechend der ausgelbten Nutzung ergibt, und dem Wert auf Grund der nach der
veranderten Planung zuldssigen Nutzung.125

5.2.1.2 Fallbeispiele fir Entschadigungskonstellationen

Folgende Fallgruppen im Kontext des Hochwasserschutzrechts kommen in Be-
tracht und werden nachfolgend betrachtet:

e Aufhebung bzw. Anderung eines bestehenden Bebauungsplans (Fall-
gruppe 1)

e Der Baugenehmigung eines Vorhabens im unbeplanten Innenbereich
(§ 34 BauGB) stehen die Vorgaben der Bauverbote gemafl § 78 Abs. 1
Nr. 2 WHG neu (§ 31 b Abs. 4 Satz 3 WHG alt) entgegen (Fallgruppe 2)

e Entzug einer ,Rechtsposition” im Aufienbereich (§ 35 BauGB) durch
hochwasserschutzrechtliche Bauverbote (Fallgruppe 3)

5.21.2.1 Fallgruppe 1: Aufhebung bzw. Anderung eines bestehenden

Bebauungsplans

Ausgangfall

Ein bestehender Bebauungsplan muss auf Grund der Anpassungspflicht nach
§ 1 Abs. 4 BauGB (Ziele der Raumordnung und Landesplanung) oder auf der Grundlage
des § 1 Abs. 3 BauGB (Wegfall der Erforderlichkeit der Planung) wegen geanderter Vor-
gaben des Hochwasserschutzes - insbesondere § 78 Abs. 1 WHG neu (§ 31 b WHG alt)
i. V. m. festgesetzten Uberschwemmungsgebieten - aufgehoben oder gedndert werden.
Eine zuvor bauplanungsrechtlich mégliche (aber noch nicht genehmigte und realisierte)
bauliche Nutzung im Umgriff des Bebauungsplans wird z.B. dadurch vereitelt, dass das
Vorhaben nach Anderung oder Aufhebung nach § 34 BauGB oder § 35 BauGB nicht
mehr genehmigungsfahig ist.

124 Vgl. zum Fristerfordernis des § 42 Abs. 2 BauGB, insbesondere zu Fragen des Fristbeginns und

der einschréankenden Auslegung der Vorschrift durch den BGH Dirnberger, BayGTZ 2004, 208 ff.

125 Bielenberg in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg, § 42, Rdnr. 92.

7-Jahres-Frist:
Entschadigung in Hohe
der Verkehrswertdifferenz
auch bei nicht realisierter
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Unbefristeter Schutz
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Im Ausgangsfall besteht kein Anspruch auf Entschadigung aus § 42 BauGB und
§ 39 BauGB. Die Voraussetzungen des § 42 BauGB liegen nicht vor. In der Recht-
sprechung ist geklart, dass von vornherein nur Anderungen der bauplanungsrecht-
lichen - nicht etwa auch der bauordnungsrechtlichen - Zulassigkeit der Nutzung
Gegenstand der Vorschrift sind."® Zwar ist - vordergriindig - eine Anderung oder
Aufhebung der Nutzung durch Bebauungsplan (hier: Anderungsbebauungsplan
oder Aufhebung) erfolgt. Tatsachlich wurde die Mdéglichkeit der baulichen Nutzung
aber nicht erst durch die Anderung oder Aufhebung des Bebauungsplans vereitelt,
sondern bereits durch das wasserhaushaltsrechtliche Bauverbot gemall § 78
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 WHG neu (§ 31 b Abs. 4 Satz 3 WHG alt). Somit fehlt der spe-
zifische und fir § 42 BauGB zwingend erforderliche Zusammenhang (Kausalitat)
zwischen der Entwertung der baurechtlichen Anwartschaft und der Anderung bzw.
Aufhebung des Bebauungsplanes. Die erforderliche Ursache-Wirkung-Beziehung
besteht nur dann, wenn die nachteilige Veranderung der Nutzungsmdglichkeiten
ausschlieRlich auf die Anderung, Ergéanzung und Aufhebung des Bebauungsplanes
zurtckzuflhren ist. War die Nutzungsmaoglichkeit zwar im Bebauungsplan vorge-
sehen, standen oder stehen zum Zeitpunkt der Planaufhebung ihrer Realisierung
aber andere Hindernisse entgegen - etwa solche des Bauordnungs-, Denkmal-
schutz-, Wasser-, aber auch des Privatrechts -, war keine geschutzte Rechtspositi-
on vorhanden, die durch die Anderung, Ergéanzung oder Aufhebung des Bebau-
ungsplanes beeintrachtigt werden konnte'®’. Ein aus baurechtsexternen Griinden
nicht ,ausnutzbarer® Bebauungsplan ist nicht Grundlage fiir Entschadigungsan-
spriche, wenn er mit Blick auf § 1 Abs. 4 BauGB oder des § 1 Abs. 3 BauGB
- zusatzlich bzw. ,nachvollziehend® - aufgehoben wird. Aus diesen Griinden entfallt
auch ein Entschadigungsanspruch aus § 39 BauGB."*

Fallvariante A

Der Sachverhalt entspricht dem Ausgangsfall, das Vorhaben ist aber nach zutreffender
Einschatzung der Wasserbehérde nach § 78 Abs. 3 WHG neu (§ 31 b Abs. 4 Satz 3
WHG alt) genehmigungsfahig. Gleichwohl hebt die Gemeinde den Bebauungsplan auf.

In der Fallvariante A kommt ein Entschadigungsanspruch nach § 42 Abs. 1 BauGB
grundsatzlich in Betracht. Anders als im Ausgangsfall ist hier nicht bereits § 78
Abs. 1 Nr. 2 WHG neu (§ 31 b Abs. 4 Satz 3 WHG alt) das entscheidende Realisie-
rungshindernis, sondern - vorbehaltlich der Ubrigen baurechtlichen und sonstigen
Voraussetzungen fiir eine Baugenehmigung - erst die Aufhebung oder Anderung
des Bebauungsplans. Ein - aber wohl nur theoretisches - Anwendungsfeld fir das
Planungsschadensrecht (insb. § 42 BauGB) besteht somit dort, wo eine Gemeinde
~=uberschielenden“ Hochwasserschutz betreibt, also tUber die zwingenden wasser-
rechtlichen oder raumordnerischen Vorgaben hinausgeht. Dann blieben aber die
anderen Tatbestandsvoraussetzungen des § 42 BauGB - gesicherte ErschlielRung,
7-Jahres-Frist etc. - als nur schwer zu Uberwindende ,Hurden®. In der Praxis

126 V/gl. OLG Karlsruhe, Urt. v. 10.03.1998, - U 2/97 Baul -, Jade, BauGB/BauNVO, Rdnr. 7 zu § 42

BauGB.
2T Jade, a.a.0., Rdnr. 20 zu § 39 mit Rdnr. 5 zu § 42.
128

Vgl. nur Jade, a.a.0., Rdnr. 18 mit 20 zu § 39 BauGB
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kommt hinzu, dass selbst in den Fallen, in denen die Erteilung einer Befreiung von
den Bauverboten im Uberschwemmungsgebiet oder Hochwassergebiet zwar még-
lich erscheint, aber eben nicht - wie in der (fiktiven) Fallvariante A im Sinne einer
Ermessensreduktion - zwingend ist, die ,zulassige” bauliche Nutzung nicht im Sin-
ne des § 42 BauGB ,entzogen® wird.

Fallvariante B

Der Sachverhalt entspricht dem Ausgangsfall, das (nicht genehmigte) Vorhaben ist je-
doch wegen des Bauverbots gemaR § 78 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 WHG neu

(§ 31 b Abs. 4 Satz 3 WHG alt) nicht (mehr) genehmigungsfahig. Die Gemeinde sieht
anders als im Ausgangsfall davon ab, den wirksamen Bebauungsplan aufzuheben oder
zu andern.

In der Fallvariante B fehlt es bereits an dem fiir § 42 BauGB erforderlichen forma-
len entziehenden Planungsakt (Bebauungsplan, andere Satzung). Die ,Entschadi-
gungslicke® im Wasserhaushaltsgesetz oder im Landeswasserrecht kann aber
entgegen der u. a. von Breuer vertretenen Auffassung auch nicht durch erganzen-
de oder entsprechende Heranziehung der §§ 39 ff. BauGB geschlossen werden.
Es besteht gegentber den Grundeigentimern keine Pflicht, dem Planungsscha-
densrecht zu Anwendung zu verhelfen (so genannte eingriffsvollendende Bauleit-
planung).

Auch wenn die Rechtsprechung — soweit ersichtlich — noch keine Gelegenheit hat-
te, zur Frage der Analogiefahigkeit der §§ 39 ff. BauGB und zur Frage, ob eine
Pflicht zur ,eingriffsvollendenden® Planung besteht, Stellung zu nehmen, lasst sich
hierzu Folgendes festhalten: Die Ausgangslage im hier interessierenden Kontext -
dem Hochwasserschutzrecht - unterscheidet sich in ganz entscheidenden Punk-
ten von der typischen Lage, in denen das Planungsschadensrecht dem Betroffe-
nen aus verfassungsrechtlichen Griinden zur Seite steht: Es geht insoweit nicht um
eine gleichsam aus ,freien Stlicken* erfolgende planerische Umsteuerung durch
die Gemeinde, sondern - in den hochwasserschutzrechtlichen Konstellationen - um
aus Grinden des hochrangigen Schutzgutes ,Hochwasserschutz® erforderliche
Bauverbote bzw. Planungsverbote, die gewissermalien extern in den kommuna-
len Handlungsbereich hineingetragen werden. Die Sach- und Interessenlage
unterscheidet sich damit nicht von einer Situation, in der der Betroffene - und die
Gemeinde - mit einer Anderung des Immissionsschutzrechtes, des Bauordnungs-
rechts, der naturschutzrechtlichen ,Kulisse“ oder eines sonstigen Wandels des
rechtlichen Umfeldes konfrontiert wird. In diesen Fallen ist es geradezu fern lie-
gend, dass der Gemeinde eine Pflicht zur ,eingriffsvollendenden Bauleitplanung®
zuwachsen soll.

Vielmehr ist es so, dass die — rechtmaligen - wasserrechtlichen Bau- bzw. Nut-
zungsverbote entweder als grundsatzlich nicht ausgleichspflichtige Inhalts- und
Schrankenbestimmung hingenommen werden mussen (vgl. Kap. 5.1 und Anhang
VII) oder - dies die andere Mdglichkeit - man gelangt zu der Auffassung, dass die-
se Regelungen generell oder zumindest im konkreten Vollzug unverhaltnismaRig
sind. Dann muss sich der Betroffene allerdings im Wege des Primarrechtsschutzes
(Widerspruch, Klage) zur Wehr setzen, d.h. die Genehmigung seines Vorhabens
erstreiten. Eine Entschadigung ,wegen Rechtswidrigkeit‘ kann der Betroffene nicht

Fallvariante:
untberwindbares was-
serrechtliches Genehmi-
gungshindernis, keine
Aufhebung des
Bebauungsplanes

Planungsschadensrecht
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beanspruchen. Die Anwendung des Planschadensrechts zur Korrektur eines als
unbillig oder unverhaltnismaRig empfundenen Ergebnisses bewirkte ansonsten
eine Ruckkehr zu dem vom Bundesverfassungsgericht ausdriicklich verworfenen
Grundsatz des ,Dulde und Liquidiere®. Aus diesem Grunde kommt auch eine ana-
loge Anwendung der §§ 39 ff. BauGB nicht in Betracht.

Fallvariante C
Das Vorhaben ist bereits auf der Grundlage einer Baugenehmigung realisiert worden.
Wie im Ausgangsfall wird der Bebauungsplan aufgehoben.

Fallvariante C |6st keine Entschadigungsanspriiche auf der Grundlage des Pla-
nungsschadensrechts aus. Der Betroffene ist gegen die spatere Rechtsanderung
durch die Baugenehmigung geschitzt. Diese vermittelt - in den Grenzen des lega-
lisierten Genehmigungsumfangs - formellen und materiellen Bestandsschutz. Die-
ser endet erst bei wesentlichen Anderungen der Anlage, einer Nutzungsénderung
oder bei unter engen Voraussetzungen moglichen Aufhebung der Baugenehmi-
gung (8§ 48, 49 VwWVfG Bbg). Die Aufhebung einer Baugenehmigung hat regelma-
Rig Entschadigungsanspriiche (vgl. nur § 49 VI VwVfG Bbg) zur Folge und ist des-
halb in der Praxis selten.

5.2.1.2.2 Fallgruppe 2: unbeplanter Innenbereich

Ausgangsfall

Der Baugenehmigung eines Vorhabens in einem Gebiet nach § 34 BauGB (im Zusam-
menhang bebauter Ortsteil) steht das Bauverbot des § 78 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 WHG neu
(§ 31 b Abs. 4 Satz 3 WHG) entgegen. Eine wasserrechtliche Genehmigung im Einzelfall
gem. § 78 Abs. 3 WHG neu kann nicht erteilt werden. Das Vorhaben war zu einem fri-
heren Zeitpunkt insgesamt genehmigungsfahig.

Fir diese Fallgruppe ist festzuhalten, dass 8 39 BauGB einen rechtsverbindlichen
Bebauungsplan voraussetzt. Die Genehmigungsfahigkeit auf der Grundlage von
§ 34 BauGB reicht nicht aus. § 39 BauGB kann in dieser Fallgruppe nicht entspre-
chend angewandt werden. Gegen diese Analogie spricht, dass der Gesetzgeber
bei seinen zahlreichen Novellierungen des Baugesetzbuches keine Veranlassung
zu einer Anderung des - eindeutigen - Wortlautes der Vorschrift gesehen hat. Das
Vertrauen auf einen Bebauungsplan ist starker geschutzt, als das Vertrauen auf
Planersatztatbestande wie § 34 BauGB.'*

Dagegen unterfallt die nach § 34 BauGB zulassige bauliche Nutzung prinzipiell
dem Tatbestand des § 42 BauGB. Anders als § 39 BauGB ist Anknupfungspunkt
fur diesen Entschadigungstatbestand nicht das Vertrauen auf eine wirksame Bau-
leitplanung, sondern der Eingriff in eine zuléssige Nutzung. Allerdings muss diese
Nutzung - vgl. oben Fallgruppe 1 - nicht nur bauplanungsrechtlich, sondern auch

129 Battis/Krautzberger/Lohr, BauGB-Kommentar, § 39, Rdnr. 7; anderer Ansicht jedoch Breuer in:

Schrodter, BauGB, § 39, Rdnr. 40, Paetow in: BK, § 39 Rdnr. 4; so auch Jade, a.a.O., Rdnr. 10
zu § 39 BauGB.
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nach sonstigem offentlichen Recht zuldssig sein.” Hier steht der baulichen Nut-
zung aber schon das Bauverbot gemal § 78 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 WHG neu (§ 31 b
Abs. 4 Satz 3 WHG alt) entgegen. Zudem erfolgt der Entzug der Nutzung auch
nicht durch Bebauungsplan oder auf anderer formaler bauplanungsrechtlicher
Grundlage. § 42 Abs. 1 BauGB lasst zwar offen, wodurch die Aufhebung der zu-
lassigen Nutzung erfolgt. Es steht aber fest, dass nur Anderungen der baupla-
nungsrechtlichen Zulassigkeit der Nutzung Gegenstand der Vorschrift sind.”" Im
Ergebnis besteht somit kein Entschadigungsanspruch nach planungsschadens-
rechtlichen Vorschriften.

Fallvariante A )
Die Gemeinde nimmt die neuen Erkenntnisse aus friiheren Hochwasserereignissen zum Eilsl\i/t?\slalmne: _
Anlass, das Areal (Innenbereich) zu Uberplanen. Der Bebauungsplan enthalt Festset- baurecﬁtzeitnegr;wes
zungen, die die zuvor nach § 34 BauGB mdgliche - aber ohnehin wegen des Bauverbots Genehmigungshin-
gemaR § 78 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 WHG neu (§ 31 b Abs. 4 Satz 3 WHG alt) nicht geneh- dernis
migungsfahige - bauliche Nutzung von Grundstiicken ausschlie3en.

Das fur den Ausgangsfall (Fallgruppe 1) beschriebene gilt auch fir die Fallvariante

A, in der die Gemeinde ein § 34 BauGB-Gebiet mit einer dem Hochwasserschutz

dienenden Freiflache Uberplant. Allein das Hinzutreten einer Bauleitplanung fihrt

nicht zu planungsschadensrechtlichen Anspriichen, wenn - wie im Fall - ohnehin

ein sonstiges Genehmigungshindernis - § 78 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 WHG neu (§

31 b Abs. 4 WHG alt) - bestand bzw. besteht.

5.2.1.2.3 Fallgruppe 3: AulRenbereich
Ausgangslage Fallgruppe 3:
Ein privilegiertes Vorhaben soll im AufRenbereich (§ 35 BauGB) realisiert werden. Das AuRenbereich
Vorhaben ist nicht mehr genehmigungsfahig, weil das Bauverbot gemaf § 78 Abs. (8 35 BauGB)
1 Satz 1 Nr. 2 BauGB (§ 31 b Abs. 4 Satz 3 WHG alt) und § 35 Abs. 3 Nr. 6 BauGB ent-
gegensteht.

Das Planungsschadensrecht greift in dieser Fallgruppe nicht ein. § 39 BauGB ist _

nach seinem klaren Wortlaut (,Vertrauen auf den Bestand eines rechtsverbindli- geelzﬁvsgasdpursghdeens-
chen Bebauungsplans®) und dem damit bezweckten starkeren Schutz des Vertrau- Planungsschadens-
ens in einen Bebauungsplan nicht anwendbar. Eine entsprechende Anwendung rechts im
scheidet auch mit Blick darauf aus, dass im Geltungsbereich des § 35 BauGB AuBenbereich

- selbst bei privilegierten Vorhaben - keine abstrakt-generelle Aussage Uber ,die*

Zulassigkeit im AuRenbereich mdglich ist."*? Auch ein Entschadigungsanspruch

auf der Grundlage des § 42 BauGB kann bei Auenbereichsgrundsticken nicht

130 Jade, a.a.0., Rdnr. 5 zu § 42 BauGB.
131 Jade, a.a.0., Rdnr. 7 zu § 42 unter Hinweis auf OLG Karlsruhe, Urt. v. 10.3.1998 - U 2/97 Baul. -.

132 Vgl nur Jade, a.a.0.,§ 39 Rdnr. 10 mit § 42, Rdnr. 4; Paetow, in: BK, § 42 Rdnr. 12.
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erwachsen. Zur zuldssigen Nutzung im Sinne des § 42 BauGB gehéren nicht Vor-
haben im AuRenbereich.'*

5.2.2 Entschéadigung wegen ,enteignungsgleichen” bzw. ,enteignen-
den” Eingriffs

Im folgenden Abschnitt wird gezeigt, dass sich ein von den Bauverboten des
Hochwasserschutzrechtes betroffener Blrger grundsatzlich nicht auf die von der
Rechtsprechung entwickelten Anspruchsgrundlagen des enteignungsgleichen
Eingriffes oder des enteignenden Eingriffs berufen kann. Diese auf dem Aufop-
ferungsgedanken beruhenden Anspruchsgrundlagen dienen der Entschadigung
von Beeintrachtigungen des Eigentums.

5221 Enteignungsgleicher Eingriff

Neben der Enteignungsentschadigung und den speziellen Entschadigungsrege-
lungen (etwa: Planungsschadensrecht) bleibt fir den ,enteignungsgleichen Ein-
griff (ebenso wie fir den ,enteignenden Eingriff) nur noch ein schmaler Anwen-
dungsbereich. Das Institut des enteignungsgleichen Eingriffs knlpft dabei an
rechtswidrige Beeintrachtigungen des Eigentums an.

Im Zusammenhang mit dem Hochwasserschutz kommt als AnknUpfungspunkt fur
den Anspruch aus enteignungsgleichem Eingriff lediglich eine Haftung wegen
rechtswidriger Rechtsetzung in Betracht. Die Rechtsprechung ist in diesem Be-
reich allerdings mit der Annahme von Anspriichen aus enteignungsgleichem Ein-
griff sehr zuriickhaltend. Sie gewahrt eine Entschadigung fiir so genanntes ,nor-
matives Unrecht®, also rechtswidrige untergesetzliche Rechtsnormen, nicht aber
fir so genanntes ,legislatives Unrecht”, also rechtswidrige formelle Gesetze und
Vollzugsakte, deren Rechtswidrigkeit ausschlieRlich auf der Rechtswidrigkeit des
formellen Gesetzes beruht (sogenannte ,Beruhensakte*)'. Mit Blick auf diese
verfestigte Rechtsprechung kommt eine Haftung nach den Grundsatzen des ent-
eignungsgleichen Eingriffs fir sdmtliche Konstellationen, in denen es um den Voll-
zug der Vorgaben des § 78 Abs. 1 (§ 31 b WHG alt) oder des entsprechenden
Brandenburgischen Landesrechts geht, von vornherein - als Anwendungsbereich
der Fallgruppe ,legislatives Unrecht oder ,Beruhensakte® - nicht in Betracht. Auch
die Handlungen der Kommunen - insbesondere die aus Griinden des Hochwas-
serschutzes gebotene Umplanung bzw. die Aufhebung von Bebauungsplanen -
scheiden mit Blick auf die Fallgruppe ,Beruhensakte aus dem Anwendungsbe-
reich der Rechtsfigur des enteignungsgleichen Eingriffs aus. Jedenfalls wird in der
Rechtspraxis eine Haftung - selbst wenn die Unmittelbarkeit und Rechtswidrigkeit
im Einzelfall vorliegen sollte - am Vorrang des primdren Rechtsschutzes scheitern.
Die Rechtsprechung legt hier einen sehr strengen Malstab an.

138 Jade, a.a.0., § 42 Rdnr. 4.

134 Dazu BGHZ 100, 136 (145) - Preisgesetz; BGHZ 102, 350 (359) - Waldschaden; BGHZ 111, 349

(352 ff) - Kakaoverordnung.
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5222 Enteignender Eingriff

In samtlichen vorstehend behandelten Fallkonstellationen ware theoretisch auch
an die Haftungsgrundlage des sogenannten enteignenden Eingriffs zu denken.
Nach der Neubestimmung der Dogmatik des Eigentumsgrundrechts hat die Recht-
sprechung zwar an dem Rechtsinstitut des enteignenden Eingriffs grundsétzlich
festgehalten, gewahrt diesem allerdings nur noch einen sehr eingeschrankten An-
wendungsbereich. Gemeint sind hier Falle ,echter Atypik“ durch tatséchliches Ver-
waltungshandeln, also gerade nicht der Bereich des Vollzuges von Rechtsnormen.

Ein Anspruch aus enteignendem Eingriff besteht, wenn eine vermbgenswerte ei-
gentumsrelevante Rechtsposition im Sinne des Art. 14 Abs. 1 GG durch Nebenfol-
gen eines an sich rechtméafRigen Verwaltungshandelns unmittelbar beeintrachtigt
wird und dem Betroffenen dadurch ein Sonderopfer im Sinne einer Gbermafigen
Belastung auferlegt wird.

Ein praktisch relevanter Anwendungsbereich fir diese Fallgruppe im Zusammen-
hang mit dem Hochwasserschutz ist nicht erkennbar.

5.2.3 Regress der Gemeinde

In den vorstehenden beiden Abschnitten wurde gezeigt, dass ein ernsthaftes Haf-
tungsrisiko der die Planungs- und Bauverbote umsetzenden Gemeinden regelma-
Rig nicht besteht. Da gegenwartig allerdings noch nicht alle hier denkbaren Verfah-
renskonstellationen Uberblickt werden kénnen, wird - vorsorglich - auch noch der
Frage nachgegangen, ob eine Gemeinde, die ihrerseits entschadigungspflichtig
geworden ist, gegentber dem Land Brandenburg Ruckgriff nehmen kann (Re-
gress). Eine solche ,Uberleitungsvorschrift* ist im brandenburgischen Raumord-
nungs- und Landesplanungsrecht fiir den Fall der angeordneten Anpassung von
Bauleitplanen an Ziele der Raumordnung vorgesehen.

Art. 12 des Landesplanungsvertrages der Lander Berlin und Brandenburg'®®
sieht Folgendes vor:

.Muss eine Gemeinde einen Dritten gemal §§ 39 bis 44 des Bauge-
setzbuchs entschadigen, weil sie einen rechtswirksamen Bebauungs-
plan auf Grund rechtsverbindlich aufgestellter Ziele der Raumordnung
auf Verlangen nach Absatz 2 geandert oder aufgehoben hat, so ist ihr
vom Land Ersatz zu leisten.”

Der in Bezug genommene Art. 12 Abs. 2 Landesplanungsvertrag sieht vor:

135 Vertrag Uber die Aufgaben und Tragerschaft sowie Grundlagen und Verfahren der gemeinsamen

Landesplanung zwischen den Landern Berlin und Brandenburg (Landesplanungsvertrag) in der
Fassung von 1. Februar 2008, Gesetz- und Verordnungsblatt Brandenburg I, 42; Gesetz- und Ver-
ordnungsblatt Berlin, S. 37.
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,Die Landesregierung kann verlangen, dass die Gemeinden ihre ge-
nehmigten Bauleitplane den Zielen der Raumordnung anpassen.®

Die Regressmoglichkeit des Art. 12 Abs. 5 Landesplanungsvertrag ist somit an
eine ausdruckliche Anordnung der Landesregierung gebunden. Sie greift ihrem
Wortlaut nach somit nicht ein, wenn es an einer ausdricklichen Anordnung der
Landesregierung mit dem Ziel der Anpassung mangelt und die Gemeinde - letztlich
in Erflllung ihrer eigenen Beachtens- und Anpassungspflicht - ihre Bauleitplanung
den geanderten Zielen der Raumordnung anpasst (vgl. § 1 Abs. 4 BauGB).

Eine ahnliche Regelung sieht § 37 Abs. 3 BauGB fiir den Fall vor, dass eine Ge-
meinde einen Bebauungsplan aus Anlass (,infolge®) einer baulichen Malinahme
des Bundes oder des Landes, deren besondere 6ffentliche Zweckbestimmung eine
Einhaltung des Bebauungsplanes nicht zulie3 oder aus Anlass einer Planfeststel-
lung nach § 38 BauGB &ndert. Die gemal § 39 BauGB in Anspruch genommene
Gemeinde kann in diesem Falle einen Freistellungsanspruch gegentber dem Bund
oder dem Land bzw. dem Fachplanungstrdger haben (§§ 37 Abs. 3,
38 Satz 3 BauGB)."*

Daher scheidet eine analoge Anwendung des Art. 12 Abs. 5 Landesplanungsver-
trag praktisch wohl bereits deshalb aus, weil es regelmafig an einem Bedurfnis flr
die Analogiebildung mangels Haftung nach planungsschadensrechtlichen
Grundsatzen (dazu bereits oben) und einer entsprechenden Anordnung des Minis-
teriums fehlen dirfte. Allerdings kann Uber eine direkte oder analoge Anwendung
des § 38 Satz 3 BauGB bzw. des § 37 Abs. 3 BauGB durchaus in denjenigen Fal-
len ernsthaft nachgedacht werden, in denen die Aufhebung des Bebauungsplanes
tatsachlich nicht Folge der gesetzlichen Planungs- oder Bauverbote nach Malga-
be des Bundes- oder Landesrechtes ist, sondern unmittelbar und ausschlief3lich
auf einer bauliche MaRnahme des Bundes oder der Lander im Zusammenhang mit
dem technischen Hochwasserschutz oder gar einer Planfeststellung nach § 68
WHG neu (§ 31 WHG alt) beruht.

Es ist allerdings fraglich, ob es einen tatsachlichen praktischen Anwendungsbe-
reich fur diese Fallkonstellation Uberhaupt gibt: RegelmaRig werden MalRnahmen
des technischen Hochwasserschutzes - etwa die Errichtung eines Deiches oder
einer sonstigen Hochwasserschutzanlage - nicht auf3erhalb von Gebieten vorge-
nommen werden, die ohnehin bereits als gesetzlich geschiitzte Uberschwem-
mungsgebiete gelten.

5.3 Amtshaftung bei rechtswidriger Bauleitplanung
An der ,Schnittstelle* zwischen den Anforderungen des Bauplanungsrechts an eine

sachgerechte Bauleitplanung und den Anforderungen des Hochwasserschutzes
konnen Rechtsfehler unterlaufen, die mdéglicherweise Schadensersatzanspriiche

136 Hierzu Paetow, in: BK, BauGB, Rdnr. 10 zu § 39.

Voraussetzung:
Anordnung der
Landesregierung

Ahnliche Regelung
in § 37 Abs. 3
BauGB

Entsprechende
Anwendung

Amtshaftung:

Haftung fir rechtswid-
rige, schuldhafte
Verletzung von
Amtspflichten
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Betroffener aus Amtshaftung (§ 839 BGB i. V. m. Art. 34 GG) zur Folge haben
kénnen. Einige dieser Fallkonstellationen "’ werden im Folgenden betrachtet.

53.1 Pflichtverletzung der Gemeinde im Rahmen des Aufstellens des
Bebauungsplans/Fehlerhafte Abwagung in der Bauleitplanung

Die im Baugesetzbuch enthaltenen Planungsleitlinien (§ 1 Abs. 6 BauGB) dienen
primar dem Ziel, eine geordnete stadtebauliche Entwicklung zu gewahrleisten. Die
fur die Amtshaftung erforderliche ,Drittgerichtetheit® der Amtspflicht gegenuber
dem einzelnen planungsbetroffenen Biirger fehlt somit grundsétzlich.™® Von die-
sem Grundsatz gibt es allerdings bedeutsame Ausnahmen:

Nach § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauGB hat die Gemeinde bei der Aufstellung des Bebau-

. .. . . . Amtshaftung wegen
ungsplanes im Zuge der Abwagung insbesondere ,die allgemeinen Anforderun- fehlerhafter
gen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhaltnisse und die Sicherheit der Wohn- Abwagung
und Arbeitsbevélkerung® zu berticksichtigen. Dieser Belang bedeutet - erstens -
dass die Planung nicht Gefahrentatbestdnde im Sinne des allgemeinen Polizei-
rechts hervorrufen darf. Die Gemeinde muss somit bereits im Planverfahren ermit-
teln, ob die geplante Nutzung ohne Gefahrdung der Menschen realisiert werden
kann. Die Bauleitplane missen - zweitens - den Kriterien entsprechen, die im Sa-
nierungsrecht in § 136 Abs. 2 Nr. 1 und Abs. 3 Nr. 1a bis g BauGB den Begriff der
gesunden Wohn- und Arbeitsverhaltnisse ausfiillen.” Insoweit darf die Verwirkli-
chung des Bebauungsplanes nicht zu schadlichen Umwelteinwirkungen flihren,
wobei maligeblich auf Luftverunreinigungen, Gerdusche, Erschutterungen, Licht,

Warme, Strahlen und ahnliche Umwelteinwirkungen abzustellen ist (§ 3 Abs. 1 und
2 BImSchG).

Diese Planungsleitlinie bezweckt auch den Schutz derjenigen, die im konkreten Keine Gefahren fir
Plangebiet wohnen oder arbeiten. Diese muissen sich darauf verlassen kdnnen, Leib und Leben
dass ihnen zumindest aus der Beschaffenheit des Grund und Bodens keine Gefah-

ren fir Leben und Gesundheit drohen ™.

Der Gemeinde obliegt deshalb die Pflicht, schon bei Aufstellung der Bauleitplane,
und nicht erst bei Erteilung der Baugenehmigung, die Sicherheit der Wohn- und
Arbeitsbevdlkerung vor Umwelt- und Gesundheitsgefahren zu beriicksichtigen, die
vom Grund und Boden des Plangebiets selbst ausgehen, fur die kinftigen Bewoh-

137 Zu weiteren Haftungskonstellationen ausflhrlich Ewer, NJW 2002, 3497 ff.

138 Zutreffend Staupe, NJ 2002, 505, 507.

139\, Schrédter in: H. Schrodter, BauGB, 7. Auflage (2006), § 1, Rdnr. 93a.

Vom Bundesgerichtshof klargestellt fir den Fall der Uberplanung von Altlastengrundstiicken, vgl.
nur BGH, BGHZ 106, 323, 332; BGHZ 110, 1, 9 f; BGHZ 116, 215, 218; BGH, BGHZ 140, 380 ff,;
in der Zwischenzeit auch auf Berggefahren ubertragen, vgl. BGH, Urt. v. 29.07.1999 - Ill ZR
234/07 -; im Ergebnis auch LG Dusseldorf, Urt. v. 6.3.2002 -- 2b O 68/01 -, Rdnr. 53 ff.

140
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ner nicht vorhersehbar und beherrschbar sind und sich mit planerischen Mitteln
bewaltigen lassen.'

Dabei ,schuldet‘ die Gemeinde aber keine uferlose Uberpriifung des zu bebauen-
den Areals gleichsam ,ins Blaue hinein®, denn was die planende Stelle nicht ,sieht*
und was sie nach den ihr zur Verfigung stehenden Erkenntnisquellen auch nicht
zu ,sehen® braucht, kann und braucht von ihr nicht berlcksichtigt zu wer-

den."**Allerdings ist diese Pflicht im Hinblick auf den Schutz vor allgemeinen Ge-

fahren regelmaBig nur insofern drittgerichtet, als es um die spezifisch vom Grund

und Boden des Uberplanten Gebietes ausgehenden - und nicht blof3 von aufRen auf Drittgerichtetheit
dieses wirkende - Gefahren geht. Eine Haftung wird vom Bundesgerichtshof daher der Amtspflicht

nur far Falle erwogen, in denen die Gemeinde die Pflicht verletzt, schlechthin “un-
bewohnbare” Teile ihres Gebietes zu berplanen.'® Dagegen ist Hochwasser-
schutz — wie § 95 BbgWG Kklarstellt — prinzipiell nicht drittgerichtet, sondern dient
dem Wohl der Allgemeinheit.'*

Eine Amtspflichtverletzung ist dann anzunehmen, wenn Baugebiete ausge- Hohe Anforderun-
wiesen werden, die wegen der ihnen drohenden unmittelbaren Gesundheits- gen an Planungs-
gefahren nicht bewohnbar und die Nutzungsmdglichkeiten ausgeschlossen fehler

oder stark eingeschrankt sind. Plant eine Gemeinde ein Baugebiet bewusst in

ein Uberschwemmungsgebiet hinein, dies jedoch ohne einen Hinweis nach § 9

Abs. 5 Nr. 1 BauGB bzw. eine nachrichtliche Ubernahme bzw. Vermerk'®

nach § 9 Abs. 6a BauGB und ohne eine Berlicksichtigung des Hochwasserbe-

langes in der Abwagung, wird eine Prifung der Amtshaftung nahe liegen. Der

Bundesgerichtshof hat fur den Fall der Ausweisung eines bergschadengefahrdeten

Gebietes als Baugebiet eine Amtshaftung flir moglich gehalten, wenn dies ohne

nahere Sachaufklarung erfolgt ist."*® Diese Rechtsprechung ist tibertragbar.

Wenn eine Gemeinde einen Bebauungsplan in Kraft setzt, obwohl dieser nur unter Nichterfiillung einer
der Auflage genehmigt worden ist, dass erhebliche Baumallinahmen zum Hoch- Genehmigungsauf-
wasserschutz erfolgen, kann sie sich nicht auf den sonst allgemein beim Hoch- lage

wasserschutz geltenden Grundsatz berufen, dass entsprechende MalRnahmen nur

durchgefiihrt werden mussen, falls dies mit zumutbaren finanziellen Mitteln ge-

schehen kann. Die Gemeinde hatte namlich die Mdglichkeit im Hinblick auf etwaige

unverhaltnismalige Ausbaukosten von der Inkraftsetzung des Bebauungsplans

abzusehen. Tut sie dies nicht, besteht eine Amtspflicht der Gemeinde, die zum

' BGHZ 106, 323, 326 ff.: 142, 259, 264 ff.; LG Disseldorf, a.a.0., Rdnr. 53 ff.: OLG Diisseldorf,

Urt. v. 18.12.2002 - 18 U 88/02 -, Rdnr. 70 (zitiert nach juris); de Witt/Krohn, a.a.O., Rdnr. 341.

142 BGHZ 113, 367, 371; BGH, UPR 1992, 438, 439; de Witt/Krohn, a.a.0., Rdnr. 371.
143

Dies hat der Bundesgerichtshof etwa abgelehnt in dem Fall eines Grundstiickseigentiimers in
einem Neubaugebiet, dessen Grundstiick nach einem Starkregenereignis von dem aus den an-
grenzenden Weinbergen zusammenlaufendem Wasser lberstrémt wurde; BGH, BGHZ 140, 380
ff.

144 Darauf weist Ewer, NJW 2002, 3497 (3498) zutreffend hin.

145 Die Erfillung der Kennzeichnungs-/Hinweispflichten nach § 9 Abs. 5 Nr. 1 und Abs. 6a ersetzen

im Ubrigen keine sachgerechte Abwagung.

16 BGH v. 20.7.1999, Az. IIl ZR 234/97, NJW 2000, 427 (428 )
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Hochwasserschutz getroffenen Festsetzungen aus dem Bereich der Wasserwirt-
schaft im Bebauungsplan auch zu vollziehen. ™’

Bei der Fallgruppe des aufgrund natirlicher Ursachen (wieder) ansteigenden Keine Gleichstellung
Grundwassers zeigen sich signifikante Unterschiede zu den Hochwasserkonstel- mit Fallgruppe , aus na-
lationen. In den Keller ,driickendes* Grundwasser erreicht nicht den hohen Grad tirlichen Grinden auf-

steigendes Grundwas-
ser”

an ,Umwelt- und Gesundheitsgefahr®, der fiir Altlasten, Berggefahren'® oder

Hochwasserereignisse typisch ist. Nach der hierzu vorliegenden Rechtsprechung
ist es zudem allein Aufgabe des Bauherrn, sich vor Errichtung eines Gebaudes
Uber den hdchstmdglichen Grundwasserstand zu informieren, er tragt das so ge-
nannte ,Baugrundrisiko“.’*® Ein Grundwasseranstieg ist zudem beherrschbar,

selbst wenn dies bautechnisch schwierig und unter hohen Kosten der Fall ist. '

5.3.2 Mangelnde Kennzeichnung im Bebauungsplan

Grundsatzlich besteht eine Verpflichtung der planenden Gemeinde zur Kenn-
zeichnung von Flachen, bei denen besondere bauliche Vorkehrungen oder Si-
cherungsmafRnahmen erforderlich sind (§ 9 Abs. 5 Nr. 1 BauGB) bzw. zur nach-
richtlichen Ubernahme von bereits festgesetzten Uberschwemmungsgebieten bzw.
Vermerk von kiinftig vorlaufig zu sichernden Uberschwemmungsgebieten bzw.
Uberschwemmungsgefahrdeter Gebiete (§ 9 Abs. 6 a BauGB).

Allerdings bezweckt diese Kennzeichnungs- und Ubernahmepflichten fir sich ge- Kennzeichnungs-
nommen - aul’er wiederum bei Gesundheitsgefahren - nicht den Schutz des Bau- pflichten nicht
herrn."®" Denn diese Sollvorschrift dient ebenso wenig wie die allgemeine Bauleit- drittgerichtet
planung dazu, den Grundstiickseigentimern typische Baugrundrisiken abzuneh-

men, sondern eine geordnete stadtebauliche Entwicklung im Allgemeinen o6ffentli-

chem Interesse zu gewéhrleisten.152 Es fehlt insoweit die Drittgerichtetheit und

zudem regelmafRig auch die Kausalitit (Schadensursachlichkeit)'>.

il OLG Miinchen, Urt. v. 6.11.1997 - 1 U 3928/95 - OLGR Miinchen 1998, 372.

So jedenfalls LG Dusseldorf, a.a.0., Rdnr. 59; bestatigt von OLG Dusseldorf, Urt. v. 18.12.2002
- 18 U 88/02 - und BGH, Beschl. v. 29.04.2004 - Ill ZR 31/03 -.

VG Stade und NdsOVG; BayVGH, Beschl. v. 18.02.2004 - 2 NE 03.2379 -, Rdnr. 11 (zitiert nach
juris); LG Dusseldorf, a.a.0., Rdnr. 60; OLG Dusseldorf, Urt. v. 8.6.2004 - 1-20 U 4/04 -, Rdnr. 23
f. (zitiert nach juris).

So ausdricklich LG Diisseldorf, a.a.0., Rdnr. 59 und 67; OLG Dusseldorf, Urt. v. 08.06.2004 - I-
20 U 4/04 -, Rdnr. 23 (zitiert nach juris).

BGH NJW 1991, S. 2701, S. 2702; de Witt/Krohn, a.a.0., Rdnr. 367.

BGH NJW 1991, S. 2701, S. 2702; LG Dusseldorf, Urt. v. 6.3.2002 - 2b O 68/01 -, Rdnr. 65 (zitiert
nach juris).

148

149

150

151
152

153 So im Ergebnis auch Spannowsky/Baumann, in: Spannowsky/Uechtritz, BauGB-Kommentar, 1.

Auflage (2009), Rdnr. 166.
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Auszug WHG 2005

Wasserhaushaltsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. August 2002 (BGBI. |
S. 3245), zuletzt geandert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 10. Mai 2007 (BGBI. | S. 666)

Vierter Abschnitt
Hochwasserschutz
8 31a Grundséatze des Hochwasserschutzes

(1) Oberirdische Gewasser sind so zu bewirtschaften, dass so weit wie mdglich

Hochwasser zurlickgehalten, der schadlose Wasserabfluss gewahrleistet und der Ent-
stehung von Hochwasserschéden vorgebeugt wird. Gebiete, die bei Hochwasser uber-
schwemmt werden kénnen oder deren Uberschwemmung dazu dient, Hochwasserscha-
den zu mindern, sind nach Maf3gabe der Vorschriften dieses Abschnitts zu schitzen.

(2) Jede Person, die durch Hochwasser betroffen sein kann, ist im Rahmen des ihr M6g-
lichen und Zumutbaren verpflichtet, geeignete VorsorgemalRhahmen zum Schutz vor
Hochwassergefahren und zur Schadensminderung zu treffen, insbesondere die Nutzung
von Grundstucken den mdglichen Gefahrdungen von Mensch, Umwelt oder Sachwerten
durch Hochwasser anzupassen.

(3) Durch Landesrecht wird geregelt, wie die zustéandigen staatlichen Stellen und die Be-
volkerung in den betroffenen Gebieten Uiber Hochwassergefahren, geeignete Vorsorge-
maflnahmen und Verhaltensregeln informiert und vor zu erwartendem Hochwasser
rechtzeitig gewarnt werden.

§ 31b Uberschwemmungsgebiete

(1) Uberschwemmungsgebiete sind Gebiete zwischen oberirdischen Gewéassern und
Deichen oder Hochufern und sonstige Gebiete, die bei Hochwasser Uberschwemmt oder
durchflossen oder die fir Hochwasserentlastung oder Riickhaltung beansprucht werden.

(2) Durch Landesrecht werden die Gewasser oder Gewasserabschnitte bestimmt, bei
denen durch Hochwasser nicht nur geringfligige Schaden entstanden oder zu erwarten
sind. Durch Landesrecht wird auch geregelt, dass die Offentlichkeit iiber diese Gewéasser
zu informieren ist und dass die Bestimmung der Gewasser nach Satz 1 an neue Er-
kenntnisse angepasst wird. Fur die in Satz 1 bestimmten Gewasser werden durch Lan-
desrecht spatestens bis zum 10. Mai 2012 als Uberschwemmungsgebiete mindestens
die Gebiete festgesetzt, in denen ein Hochwasserereignis statistisch einmal in 100 Jah-
ren zu erwarten ist (Bemessungshochwasser). Die Festsetzungsfrist endet am 10. Mai
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2010 fir die Uberschwemmungsgebiete, in denen ein hohes Schadenspotential bei U-
berschwemmungen besteht, insbesondere Siedlungsgebiete. Durch Landesrecht wird
auch bestimmt, wie bei der Festsetzung von Uberschwemmungsgebieten nach den Sét-
zen 3 und 4 die Offentlichkeit zu informieren und zu beteiligen ist. Die Lander erlassen fiir
die Uberschwemmungsgebiete die dem Schutz vor Hochwassergefahren dienenden Vor-
schriften, soweit dies erforderlich ist:

1. zum Erhalt oder zur Verbesserung der dkologischen Strukturen der Gewas-
ser und ihrer Uberflutungsflachen,

2. zur Verhinderung erosionsférdernder MaRnahmen,

3. zum Erhalt oder zur Gewinnung, insbesondere Rickgewinnung von Ruckhal-
teflachen,

4. zur Regelung des Hochwasserabflusses oder
5. zur Vermeidung und Verminderung von Schaden durch Hochwasser.

Insbesondere wird durch Landesrecht geregelt:

1. der Umgang mit wassergefahrdenden Stoffen einschlie3lich der hochwas-
sersicheren Errichtung neuer und Nachriistung vorhandener Olheizungsanla-
gen; das Verbot der Errichtung neuer Olheizungsanlagen, soweit zur Scha-
densvermeidung erforderlich,

2. wie Stérungen der Wasserversorgung und der Abwasserbeseitigung so weit
wie mdglich vermieden werden,

3. die behdordliche Zulassung von Maflinahmen, die den Wasserabfluss erheb-
lich verandern kénnen, wie die Erhéhung oder Vertiefung der Erdoberflache.

Werden bei der Rickgewinnung von Ruckhalteflachen Anordnungen getroffen, die er-
héhte Anforderungen an die ordnungsgemaliie land- oder forstwirtschaftliche Nutzung ei-
nes Grundstiicks festsetzen, so gilt § 19 Abs. 4 Satz 1 und 3 entsprechend.

(3) In den nach Absatz 2 Satz 3 und 4 festgesetzten Uberschwemmungsgebieten wird fiir
landwirtschaftlich genutzte und sonstige Flachen durch Landesrecht geregelt, wie mdgli-
che Erosionen oder erheblich nachteilige Auswirkungen auf Gewasser insbhesondere
durch Schadstoffeintrage zu vermeiden oder zu verringern sind.

(4) In Uberschwemmungsgebieten nach Absatz 2 Satz 3 und 4 dirfen durch Bauleitplane
keine neuen Baugebiete ausgewiesen werden; ausgenommen sind Bauleitplane fir Ha-
fen und Werften. Die zustandige Behdrde kann die Ausweisung neuer Baugebiete aus-
nahmsweise zulassen, wenn

1. keine anderen Mdglichkeiten der Siedlungsentwicklung bestehen oder ge-
schaffen werden kdnnen,

2. das neu auszuweisende Gebiet unmittelbar an ein bestehendes Baugebiet
angrenzt,

3. eine Gefadhrdung von Leben, erhebliche Gesundheits- oder Sachschaden
nicht zu erwarten sind,
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4.d er Hochwasserabfluss und die Hohe des Wasserstandes nicht nachteilig
beeinflusst werden,

5. die Hochwasserriickhaltung nicht beeintréachtigt und der Verlust von verloren
gehendem Rickhalteraum umfang-, funktions- und zeitgleich ausgeglichen
wird,

6. der bestehende Hochwasserschutz nicht beeintrachtigt wird,

7. keine nachteiligen Auswirkungen auf Oberlieger und Unterlieger zu erwarten
sind,

8. die Belange der Hochwasservorsorge beachtet sind und

9. die Bauvorhaben so errichtet werden, dass bei dem Bemessungshochwas-
ser, das der Festsetzung des Uberschwemmungsgebietes zu Grunde gelegt
wurde, keine baulichen Schaden zu erwarten sind.

Die Errichtung und die Erweiterung einer baulichen Anlage nach den 88 30, 34 und 35
des Baugesetzbuchs in Uberschwemmungsgebieten nach Absatz 2 Satz 3 und 4 bediir-
fen der Genehmigung durch die zustandige Behdrde. Die Genehmigung darf nur erteilt
werden, wenn im Einzelfall das Vorhaben

1. die Hochwasserriickhaltung nicht oder nur unwesentlich beeintréchtigt und
der Verlust von verloren gehendem Rickhalteraum zeitgleich ausgeglichen
wird,

2. den Wasserstand und den Abfluss bei Hochwasser nicht nachteilig veran-
dert,

3. den bestehenden Hochwasserschutz nicht beeintrachtigt und

4. hochwasserangepasst ausgefiihrt wird oder wenn die nachteiligen Auswir-
kungen durch Auflagen oder Bedingungen ausgeglichen werden kénnen.

(5) Durch Landesrecht wird geregelt, dass noch nicht nach Absatz 2 Satz 3 und 4 festge-
setzte Uberschwemmungsgebiete zu ermitteln, in Kartenform darzustellen und vorléaufig
zu sichern sind. Fir nach Satz 1 ermittelte, in Kartenform dargestellte und vorlaufig gesi-
cherte Gebiete gelten die Absétze 2 bis 4 entsprechend.

(6) Uberschwemmungsgebiete nach den Absatzen 1, 2 und 5 sind in ihrer Funktion als
Ruckhalteflachen zu erhalten; soweit dem Uberwiegende Griinde des Wohls der Allge-
meinheit entgegenstehen, sind rechtzeitig die notwendigen Ausgleichsmalinahmen zu
treffen. Frihere Uberschwemmungsgebiete, die als Riickhalteflachen geeignet sind, sol-
len so weit wie moglich wieder hergestellt werden, wenn Uberwiegende Griinde des
Wohls der Allgemeinheit nicht entgegenstehen.

§ 31c Uberschwemmungsgefahrdete Gebiete

(1) Uberschwemmungsgefahrdete Gebiete sind Gebiete, die Uberschwemmungsgebiete
im Sinne des § 31b Abs. 1 sind, aber keiner Festsetzung nach § 31b Abs. 2 Satz 3 und 4
bedirfen oder die bei Versagen von offentlichen Hochwasserschutzeinrichtungen, insbe-
sondere Deichen Uberschwemmt werden kdnnen. Durch Landesrecht wird geregelt, dass
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die Gebiete nach Satz 1, in denen durch Uberschwemmungen erhebliche Beeintrachti-
gungen des Wohls der Allgemeinheit entstehen kénnen, zu ermitteln und in Kartenform
darzustellen sind.

(2) Durch Landesrecht werden fir die Uberschwemmungsgefahrdeten Gebiete die not-
wendigen MalRnahmen zur Vermeidung oder Verminderung von erheblichen Beeintrach-
tigungen des Wohls der Allgemeinheit durch Uberschwemmung geregelt.

§ 31d Hochwasserschutzplane

(1) Durch Landesrecht wird bestimmt, dass Plane fur einen moglichst schadlosen Was-
serabfluss, den technischen Hochwasserschutz und die Gewinnung, insbesondere
Ruckgewinnung von Ruckhalteflachen sowie weitere dem Hochwasserschutz dienende
Maflnahmen (Hochwasserschutzplane) aufzustellen sind, soweit dies erforderlich ist. Die
Hochwasserschutzpléne dienen dem Ziel, die Gefahren, die mindestens von einem sta-
tistisch einmal in 100 Jahren zu erwartenden Hochwasser ausgehen, so weit wie mdglich
und verhéltnismaRig zu minimieren. In die Hochwasserschutzpldne sind insbesondere
MaRnahmen zum Erhalt oder zur Rickgewinnung von Ruckhalteflachen, zu deren Flu-
tung und Entleerung nach den Anforderungen des optimierten Hochwasserabflusses in
Flussgebietseinheiten, zur Rickverlegung von Deichen, zum Erhalt oder zur Wiederher-
stellung von Auen sowie zur Riickhaltung von Niederschlagswasser aufzunehmen.

(2) Durch Landesrecht wird geregelt, dass die Hochwasserschutzpléane zu veréffentlichen
und zu aktualisieren sind.

(3) Die Lander stellen die Hochwasserschutzpléne spatestens bis zum 10. Mai 2009 auf.
Die Aufstellung von Hochwasserschutzplanen ist nicht erforderlich, wenn bestehende
Plane zur Verbesserung des Hochwasserschutzes den Anforderungen nach Absatz 1
entsprechen.

(4) Das Verfahren zur Aufstellung der Hochwasserschutzplane muss den Anforderungen
des Gesetzes Uber die Umweltvertraglichkeitspriifung an die Strategische Umweltpriifung
entsprechen.

§ 32 Kooperation in den Flussgebietseinheiten

(1) Durch Landesrecht wird die Zusammenarbeit beim Hochwasserschutz in den Fluss-
gebietseinheiten mit den betroffenen Landern und Staaten geregelt, insbesondere die
Abstimmung der Hochwasserschutzplane und der SchutzmaRnahmen. Es kénnen auch
grenziberschreitend gemeinsame Hochwasserschutzpléne erstellt werden. § 1b Abs. 2
Nr. 1, 3 und 4 gilt entsprechend mit der MalRgabe, dass Nummer 3 auch auf die Behor-
den der Mitgliedstaaten der Européaischen Union anzuwenden ist.

(2) Ist im Rahmen der Zusammenarbeit nach Absatz 1 eine Einigung Uber eine Mal3-
nahme des Hochwasserschutzes nicht zu erreichen, so vermittelt die Bundesregierung
auf Antrag eines Landes zwischen den beteiligten Landern.
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Anhang Il

Auszug WHG 2009

Abschnitt 6
Hochwasserschutz
8 72 Hochwasser

Hochwasser ist die zeitlich begrenzte Uberschwemmung von normalerweise nicht mit
Wasser bedecktem Land durch oberirdische Gewasser oder durch in Kiistengebiete ein-
dringendes Meerwasser.

§ 73 Bewertung von Hochwasserrisiken, Risikogebiete

(1) Die zusténdigen Behorden bewerten das Hochwasserrisiko und bestimmen danach
die Gebiete mit signifikantem Hochwasserrisiko (Risikogebiete). Hochwasserrisiko ist die
Kombination der Wahrscheinlichkeit des Eintritts eines Hochwasserereignisses mit den
moglichen nachteiligen Hochwasserfolgen fir die menschliche Gesundheit, die Umwelt,
das Kulturerbe, wirtschaftliche Tatigkeiten und erhebliche Sachwerte.

(2) Die Risikobewertung muss den Anforderungen nach Artikel 4 Absatz 2 der Richtlinie
2007/60/EG des Europaischen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 2007 lber
die Bewertung und das Management von Hochwasserrisiken (ABI. L 288 vom 6.11.2007,
S. 27) entsprechen.

(3) Die Bewertung der Hochwasserrisiken und die Bestimmung der Risikogebiete erfol-
gen fir jede Flussgebietseinheit. Die Lander kdnnen bestimmte Kiustengebiete, einzelne
Einzugsgebiete oder Teileinzugsgebiete zur Bewertung der Risiken und zur Bestimmung
der Risikogebiete statt der Flussgebietseinheit einer anderen Bewirtschaftungseinheit
zuordnen.

(4) Die zusténdigen Behorden tauschen fiir die Risikobewertung bedeutsame Informatio-
nen mit den zustandigen Behdrden anderer Lander und Mitgliedstaaten der Européi-
schen Union aus, in deren Hoheitsgebiet die nach Absatz 3 maRgebenden Bewirtschaf-
tungseinheiten auch liegen. Fir die Bestimmung der Risikogebiete gilt 8 7 Absatz 2 und 3
entsprechend.

(5) Die Hochwasserrisiken sind bis zum 22. Dezember 2011 zu bewerten. Die Bewertung
ist nicht erforderlich, wenn die zustéandigen Behorden vor dem 22. Dezember 2010

1. nach Durchfiihrung einer Bewertung des Hochwasserrisikos festgestellt ha-
ben, dass ein mdogliches signifikantes Risiko flir ein Gebiet besteht oder als
wabhrscheinlich gelten kann und eine entsprechende Zuordnung des Gebietes
erfolgt ist oder
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2. Gefahrenkarten und Risikokarten gemal § 74 sowie Risikomanagementpla-
ne geman 8 75 erstellt oder ihre Erstellung beschlossen haben.

(6) Die Risikobewertung und die Bestimmung der Risikogebiete nach Absatz 1 sowie die
Entscheidungen und Mafl3nahmen nach Absatz 5 Satz 2 sind bis zum 22. Dezember
2018 und danach alle sechs Jahre zu Uberprifen und erforderlichenfalls zu aktualisieren.
Dabei ist den voraussichtlichen Auswirkungen des Klimawandels auf das Hochwasserri-
siko Rechnung zu tragen.

8 74 Gefahrenkarten und Risikokarten

(1) Die zustandigen Behorden erstellen fiir die Risikogebiete in den nach § 73 Absatz 3
mafgebenden Bewirtschaftungseinheiten Gefahrenkarten und Risikokarten in dem Malf3-
stab, der hierfuir am besten geeignet ist.

(2) Gefahrenkarten erfassen die Gebiete, die bei folgenden Hochwasserereignissen
Uberflutet werden:

1. Hochwasser mit niedriger Wahrscheinlichkeit oder bei Extremereignissen,

2. Hochwasser mit mittlerer Wahrscheinlichkeit (voraussichtliches Wiederkehr-
intervall mindestens 100 Jahre),

3. soweit erforderlich, Hochwasser mit hoher Wahrscheinlichkeit.

Die Erstellung von Gefahrenkarten fir ausreichend geschitzte Kiistengebiete kann auf
Gebiete nach Satz 1 Nummer 1 beschrankt werden.

(3) Gefahrenkarten miissen jeweils fur die Gebiete nach Absatz 2 Satz 1 Angaben ent-
halten

1. zum Ausmalf der Uberflutung,
2. zur Wassertiefe oder, soweit erforderlich, zum Wasserstand,

3. soweit erforderlich, zur FlieBgeschwindigkeit oder zum fiir die Risikobewer-
tung bedeutsamen Wasserabfluss.

(4) Risikokarten erfassen mdgliche nachteilige Folgen der in Absatz 2 Satz 1 genannten
Hochwasserereignisse. Sie missen die nach Artikel 6 Absatz 5 der Richtlinie
2007/60/EG erforderlichen Angaben enthalten.

(5) Die zustandigen Behorden haben vor der Erstellung von Gefahrenkarten und Risiko-
karten fur Risikogebiete, die auch auf dem Gebiet anderer Lander oder anderer Mitglied-
staaten der Europaischen Union liegen, mit deren zustdndigen Behdrden Informationen
auszutauschen. Fir den Informationsaustausch mit anderen Staaten gilt 8 7 Absatz 3
Nummer 2 entsprechend.

(6) Die Gefahrenkarten und Risikokarten sind bis zum 22. Dezember 2013 zu erstellen.
Satz 1 gilt nicht, wenn bis zum 22. Dezember 2010 vergleichbare Karten vorliegen, deren
Informationsgehalt den Anforderungen der Abséatze 2 bis 4 entspricht. Alle Karten sind
bis zum 22. Dezember 2019 und danach alle sechs Jahre zu tberprifen und erforderli-
chenfalls zu aktualisieren. Dabei umfasst die Uberpriifung der Karten nach Satz 2 zum
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22. Dezember 2019 auch ihre Ubereinstimmung mit den Anforderungen der Abséatze 2
und 4.

§ 75 Risikomanagementplane

(1) Die zustandigen Behorden stellen fiir die Risikogebiete auf der Grundlage der Gefah-
renkarten und Risikokarten Risikomanagementplane nach den Vorschriften der Absatze
2 bis 6 auf. § 7 Absatz 4 Satz 1 gilt entsprechend.

(2) Risikomanagementplane dienen dazu, die nachteiligen Folgen, die an oberirdischen
Gewassern mindestens von einem Hochwasser mit mittlerer Wahrscheinlichkeit und
beim Schutz von Kistengebieten mindestens von einem Extremereignis ausgehen, zu
verringern, soweit dies mdglich und verhaltnisméaRig ist. Die Plane legen fur die Risiko-
gebiete angemessene Ziele fir das Risikomanagement fest, insbesondere zur Verringe-
rung moglicher nachteiliger Hochwasserfolgen fur die in § 73 Absatz 1 Satz 2 genannten
Schutzguter und, soweit erforderlich, fur nichtbauliche MaRnahmen der Hochwasservor-
sorge und fir die Verminderung der Hochwasserwahrscheinlichkeit.

(3) In die Risikomanagementpléne sind zur Erreichung der nach Absatz 2 festgelegten
Ziele Malnahmen aufzunehmen. Risikomanagementplane missen mindestens die im
Anhang der Richtlinie 2007/60/EG genannten Angaben enthalten und die Anforderungen
nach Artikel 7 Absatz 3 Satz 2 bis 4 dieser Richtlinie erfullen.

(4) Risikomanagementpléane durfen keine Mal3hahmen enthalten, die das Hochwasserri-
siko fur andere La&nder und Staaten im selben Einzugsgebiet oder Teileinzugsgebiet er-
heblich erhéhen. Satz 1 gilt nicht, wenn die MaBhahmen mit dem betroffenen Land oder
Staat koordiniert worden sind und im Rahmen des § 80 eine einvernehmliche Losung ge-
funden worden ist.

(5) Liegen die nach § 73 Absatz 3 mal3gebenden Bewirtschaftungseinheiten vollstandig
auf deutschem Hoheitsgebiet, ist ein einziger Risikomanagementplan oder sind mehrere
auf der Ebene der Flussgebietseinheit koordinierte Risikomanagementplane zu erstellen.
Fur die Koordinierung der Risikomanagementplane mit anderen Staaten gilt § 7 Absatz 3
entsprechend mit dem Ziel, einen einzigen Risikomanagementplan oder mehrere auf der
Ebene der Flussgebietseinheit koordinierte Plane zu erstellen. Gelingt dies nicht, so ist
auf eine mdglichst weitgehende Koordinierung nach Satz 2 hinzuwirken.

(6) Die Risikomanagementpléane sind bis zum 22. Dezember 2015 zu erstellen. Satz 1 gilt
nicht, wenn bis zum 22. Dezember 2010 vergleichbare Plane vorliegen, deren Informati-
onsgehalt den Anforderungen der Absétze 2 bis 4 entspricht. Alle Plane sind bis zum 22.
Dezember 2021 und danach alle sechs Jahre unter Berlicksichtigung der voraussichtli-
chen Auswirkungen des Klimawandels auf das Hochwasserrisiko zu tberprifen und er-
forderlichenfalls zu aktualisieren. Dabei umfasst die Uberpriifung der vergleichbaren Pla-
ne im Sinne von Satz 2 zum 22. Dezember 2021 auch ihre Ubereinstimmung mit den An-
forderungen der Absétze 2 bis 4.
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§ 76 Uberschwemmungsgebiete an oberirdischen Gewéassern

(1) Uberschwemmungsgebiete sind Gebiete zwischen oberirdischen Gewéassern und
Deichen oder Hochufern und sonstige Gebiete, die bei Hochwasser Uberschwemmt oder
durchflossen oder die fir Hochwasserentlastung oder Riickhaltung beansprucht werden.
Dies gilt nicht fir Gebiete, die Uberwiegend von den Gezeiten beeinflusst sind, soweit
durch Landesrecht nichts anderes bestimmt ist.

(2) Die Landesregierung setzt durch Rechtsverordnung

1. innerhalb der Risikogebiete oder der nach § 73 Absatz 5 Satz 2 Nummer 1
zugeordneten Gebiete mindestens die Gebiete, in denen ein Hochwasserereig-
nis statistisch einmal in 100 Jahren zu erwarten ist, und

2. die zur Hochwasserentlastung und Rickhaltung beanspruchten Gebiete

als Uberschwemmungsgebiete fest. Gebiete nach Satz 1 Nummer 1 sind bis zum 22.
Dezember 2013 festzusetzen. Die Festsetzungen sind an neue Erkenntnisse anzupas-
sen. Die Landesregierung kann die Erméchtigung nach Satz 1 durch Rechtsverordnung
auf andere Landesbehérden tbertragen.

(3) Noch nicht nach Absatz 2 festgesetzte Uberschwemmungsgebiete sind zu ermitteln,
in Kartenform darzustellen und vorlaufig zu sichern.

(4) Die Offentlichkeit ist Uiber die vorgesehene Festsetzung von Uberschwemmungsge-
bieten zu informieren; ihr ist Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Sie ist Uber die
festgesetzten und vorlaufig gesicherten Gebiete einschlie3lich der in ihnen geltenden
Schutzbestimmungen sowie Uber die MalRBnahmen zur Vermeidung von nachteiligen
Hochwasserfolgen zu informieren.

§ 77 Ruckhalteflachen

Uberschwemmungsgebiete im Sinne des § 76 sind in ihrer Funktion als Riickhalteflachen
zu erhalten. Soweit Uberwiegende Griinde des Wohls der Allgemeinheit dem entgegen-
stehen, sind rechtzeitig die notwendigen AusgleichsmaRnahmen zu treffen. Friihere U-
berschwemmungsgebiete, die als Ruckhalteflachen geeignet sind, sollen so weit wie
moglich wiederhergestellt werden, wenn Uberwiegende Griinde des Wohls der Allge-
meinheit dem nicht entgegenstehen.

§ 78 Besondere Schutzvorschriften fur festgesetzte Uberschwemmungsgebiete

(1) In festgesetzten Uberschwemmungsgebieten ist untersagt:

1. die Ausweisung von neuen Baugebieten in Bauleitplanen oder sonstigen
Satzungen nach dem Baugesetzbuch, ausgenommen Bauleitplane fur Hafen
und Werften,

2. die Errichtung oder Erweiterung baulicher Anlagen nach den 88 30, 33, 34
und 35 des Baugesetzbuchs,

3. die Errichtung von Mauern, Wallen oder &hnlichen Anlagen quer zur Fliel3-
richtung des Wassers bei Uberschwemmungen,

Seite VIII



Arbeitshilfe ,Hochwasserschutz und Bauplanungsrecht*
Anhang

4. das Aufbringen und Ablagern von wassergeféahrdenden Stoffen auf dem Bo-
den, es sei denn, die Stoffe dirfen im Rahmen einer ordnungsgemafien Land
und Forstwirtschaft eingesetzt werden,

5. die nicht nur kurzfristige Ablagerung von Gegenstanden, die den Wasserab-
fluss behindern kdnnen oder die fortgeschwemmt werden kénnen,

6. das Erhdohen oder Vertiefen der Erdoberflache,

7. das Anlegen von Baum- und Strauchpflanzungen, soweit diese den Zielen
des vorsorgenden Hochwasserschutzes gemaf § 6 Absatz 1 Satz 1 Nummer 6
und § 75 Absatz 2 entgegenstehen,

8. die Umwandlung von Grinland in Ackerland,
9. die Umwandlung von Auwald in eine andere Nutzungsart.

Satz 1 gilt nicht fir MaRnahmen des Gewasserausbaus, des Baus von Deichen und
Dammen, der Gewdasser und Deichunterhaltung, des Hochwasserschutzes sowie fur
Handlungen, die fur den Betrieb von zugelassenen Anlagen oder im Rahmen zugelasse-
ner Gewdasserbenutzungen erforderlich sind.

(2) Die zustandige Behorde kann abweichend von Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 die Aus-
weisung neuer Baugebiete ausnahmsweise zulassen, wenn

1. keine anderen Mdglichkeiten der Siedlungsentwicklung bestehen oder ge-
schaffen werden kénnen,

2. das neu auszuweisende Gebiet unmittelbar an ein bestehendes Baugebiet
angrenzt,

3. eine Gefahrdung von Leben oder erhebliche Gesundheits- oder Sachscha-
den nicht zu erwarten sind,

4. der Hochwasserabfluss und die Hohe des Wasserstandes nicht nachteilig
beeinflusst werden,

5. die Hochwasserruickhaltung nicht beeintréchtigt und der Verlust von verloren
gehendem Rickhalteraum umfang-, funktions- und zeitgleich ausgeglichen
wird,

6. der bestehende Hochwasserschutz nicht beeintrachtigt wird,

7. keine nachteiligen Auswirkungen auf Oberlieger und Unterlieger zu erwarten
sind,

8. die Belange der Hochwasservorsorge beachtet sind und

9. die Bauvorhaben so errichtet werden, dass bei dem Bemessungshochwas-
ser, das der Festsetzung des Uberschwemmungsgebietes zugrunde liegt, keine
baulichen Schaden zu erwarten sind.

(3) Die zustandige Behodrde kann abweichend von Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 die Errich-
tung oder Erweiterung einer baulichen Anlage genehmigen, wenn im Einzelfall das Vor-
haben
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1. die Hochwasserriickhaltung nicht oder nur unwesentlich beeintréchtigt und
der Verlust von verloren gehendem Rickhalteraum zeitgleich ausgeglichen
wird,

2. den Wasserstand und den Abfluss bei Hochwasser nicht nachteilig veran-
dert,

3. den bestehenden Hochwasserschutz nicht beeintrachtigt und
4. hochwasserangepasst ausgefuhrt wird

oder wenn die nachteiligen Auswirkungen durch Nebenbestimmungen ausgeglichen
werden kdnnen. Bei der Festsetzung nach § 76 Absatz 2 kann die Errichtung oder Erwei-
terung baulicher Anlagen auch allgemein zugelassen werden, wenn sie

1. in gemal Absatz 2 neu ausgewiesenen Gebieten nach § 30 des Baugesetz-
buchs den Vorgaben des Bebauungsplans entsprechen oder

2. ihrer Bauart nach so beschaffen sind, dass die Einhaltung der Voraussetzun-
gen des Satzes 1 gewabhrleistet ist.

In den Fallen des Satzes 2 bedarf das Vorhaben einer Anzeige.

(4) Die zustandige Behdrde kann MalRnahmen nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 bis 9 zu-
lassen, wenn

1. Belange des Wohls der Allgemeinheit dem nicht entgegenstehen, der Hoch-
wasserabfluss und die Hochwasserriickhaltung nicht wesentlich beeintrachtigt
werden und

2. eine Gefahrdung von Leben oder erhebliche Gesundheits- oder Sachscha-
den nicht zu beflrchten sind

oder die nachteiligen Auswirkungen ausgeglichen werden kdnnen. Die Zulassung kann,
auch nachtraglich, mit Nebenbestimmungen versehen oder widerrufen werden. In der
Rechtsverordnung nach 8§ 76 Absatz 2 kbnnen MalRnahmen nach Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 3 bis 9 auch allgemein zugelassen werden.

(5) In der Rechtsverordnung nach § 76 Absatz 2 sind weitere Mal3nahmen zu bestimmen
oder Vorschriften zu erlassen, soweit dies erforderlich ist

1. zum Erhalt oder zur Verbesserung der dkologischen Strukturen der Gewas-
ser und ihrer Uberflutungsflachen,

2. zur Vermeidung oder Verringerung von Erosion oder von erheblich nachteili-
gen Auswirkungen auf Gewasser, die insbesondere von landwirtschaftlich ge-
nutzten Flachen ausgehen,

3. zum Erhalt oder zur Gewinnung, insbesondere Rickgewinnung von Ruckhal-
teflachen,

4. zur Regelung des Hochwasserabflusses,

5. zum hochwasserangepassten Umgang mit wassergefahrdenden Stoffen,
einschlie3lich der hochwassersicheren Errichtung neuer und Nachriistung vor-
handener Heizdlverbraucheranlagen sowie des Verbots der Errichtung neuer
Heizolverbraucheranlagen,

Seite X



Arbeitshilfe ,Hochwasserschutz und Bauplanungsrecht*
Anhang

6. zur Vermeidung von Stérungen der Wasserversorgung und der Abwasserbe-
seitigung.

Werden bei der Ruckgewinnung von Rickhalteflachen Anordnungen getroffen,
die erhdhte Anforderungen an die ordnungsgemalfie land- oder forstwirtschaftli-
che Nutzung eines Grundstiicks festsetzen, so gilt § 52 Absatz 5 entsprechend.

(6) Fur nach 8 76 Absatz 3 ermittelte, in Kartenform dargestellte und vorlaufig gesicherte
Gebiete gelten die Absatze 1 bis 5 entsprechend.
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Anhang llI

Textsynopse Hochwasserschutz im WHG 2005/2009

WHG 2005

WHG 2009

§ 3la Grundsatze des Hochwasserschutzes

(1) Oberirdische Gewasser sind so zu bewirtschaften, dass
so weit wie moglich

Hochwasser zurtickgehalten, der schadlose Wasserabfluss
gewahrleistet und der Entstehung von Hochwasserschaden
vorgebeugt wird. Gebiete, die bei Hochwasser liber-
schwemmt werden konnen oder deren Uberschwemmung
dazu dient, Hochwasserschaden zu mindern, sind nach
MafRgabe der Vorschriften dieses Abschnitts zu schitzen.

(2) Jede Person, die durch Hochwasser betroffen sein kann,
istim Rahmen des ihr Moglichen und Zumutbaren verpflich-
tet, geeignete Vorsorgemafnahmen zum Schutz vor Hoch-
wassergefahren und zur Schadensminderung zu treffen,
insbesondere die Nutzung von Grundstiicken den moglichen
Gefahrdungen von Mensch, Umwelt oder Sachwerten durch
Hochwasser anzupassen.

(3) Durch Landesrecht wird geregelt, wie die zustandigen
staatlichen Stellen und die Bevélkerung in den betroffenen
Gebieten uber Hochwassergefahren, geeignete Vorsorge-
maRnahmen und Verhaltensregeln informiert und vor zu
erwartendem Hochwasser rechtzeitig gewarnt werden.

8§ 5 Allgemeine Sorgfaltspflichten

(1) Jede Person ist verpflichtet, bei MaRnahmen, mit denen
Einwirkungen auf ein Gewasser verbunden sein kdnnen, die
nach den Umstanden erforderliche Sorgfalt anzuwenden, um

1. eine nachteilige Veranderung der Gewéassereigenschaften
zu vermeiden,

2. eine mit Riucksicht auf den Wasserhaushalt gebotene
sparsame Verwendung des Wassers sicherzustellen,

3. die Leistungsfahigkeit des Wasserhaushalts zu erhalten
und

4. eine VergréRerung und Beschleunigung des Wasserab-
flusses zu vermeiden.

(2) Jede Person, die durch Hochwasser betroffen sein kann,
istim Rahmen des ihr Moglichen und Zumutbaren verpflich-
tet, geeignete VorsorgemalRnahmen zum Schutz vor nachtei-
ligen Hochwasserfolgen und zur Schadensminderung zu
treffen, insbesondere die Nutzung von Grundstiicken den
maoglichen nachteiligen Folgen fiir Mensch, Umwelt oder
Sachwerte durch Hochwasser anzupassen.

§ 31b Uberschwemmungsgebiete

(1) Uberschwemmungsgebiete sind Gebiete zwischen ober-
irdischen Gewassern und Deichen oder Hochufern und
sonstige Gebiete, die bei Hochwasser tiberschwemmt oder
durchflossen oder die fir Hochwasserentlastung oder Riick-
haltung beansprucht werden.

(2) Durch Landesrecht werden die Gewasser oder Gewas-
serabschnitte bestimmt, bei denen durch Hochwasser nicht
nur geringfligige Schaden entstanden oder zu erwarten sind.
Durch Landesrecht wird auch geregelt, dass die Offentlich-
keit Uber diese Gewasser zu informieren ist und dass die
Bestimmung der Gewasser nach Satz 1 an neue Erkenntnis-
se angepasst wird. Fur die in Satz 1 bestimmten Gewasser
werden durch Landesrecht spatestens bis zum 10. Mai 2012
als Uberschwemmungsgebiete mindestens die Gebiete
festgesetzt, in denen ein Hochwasserereignis statistisch
einmal in 100 Jahren zu erwarten ist (Bemessungshochwas-
ser). Die Festsetzungsfrist endet am 10. Mai 2010 fur die
Uberschwemmungsgebiete, in denen ein hohes Schadens-
potential bei Uberschwemmungen besteht, insbesondere
Siedlungsgebiete. Durch Landesrecht wird auch bestimmt,
wie bei der Festsetzung von Uberschwemmungsgebieten
nach den Séatzen 3 und 4 die Offentlichkeit zu informieren
und zu beteiligen ist. Die Lander erlassen fiir die Uber-
schwemmungsgebiete die dem Schutz vor Hochwasserge-
fahren dienenden Vorschriften, soweit dies erforderlich ist:

1. zum Erhalt oder zur Verbesserung der 6kologischen
Strukturen der Gewésser und ihrer Uberflutungsflachen,

2. zur Verhinderung erosionsférdernder MaBnahmen,

3. zum Erhalt oder zur Gewinnung, insbesondere Riickge-
winnung von Rickhalteflachen,

4. zur Regelung des Hochwasserabflusses oder

5. zur Vermeidung und Verminderung von Schéden durch
Hochwasser.

§ 76 Uberschwemmungsgebiete an oberirdischen Ge-
wassern

(1) Uberschwemmungsgebiete sind Gebiete zwischen ober-
irdischen Gewéssern und Deichen oder Hochufern und
sonstige Gebiete, die bei Hochwasser Giberschwemmt oder
durchflossen oder die fur Hochwasserentlastung oder Riick-
haltung beansprucht werden. Dies gilt nicht fur Gebiete, die
Uberwiegend von den Gezeiten beeinflusst sind, soweit
durch Landesrecht nichts anderes bestimmt ist.

(2) Die Landesregierung setzt durch Rechtsverordnung

1. innerhalb der Risikogebiete oder der nach § 73 Absatz 5
Satz 2 Nummer 1 zugeordneten Gebiete mindestens die
Gebiete, in denen ein Hochwasserereignis statistisch einmal
in 100 Jahren zu erwarten ist, und

2. die zur Hochwasserentlastung und Rickhaltung bean-
spruchten Gebiete

als Uberschwemmungsgebiete fest. Gebiete nach Satz 1
Nummer 1 sind bis zum 22. Dezember 2013 festzusetzen.
Die Festsetzungen sind an neue Erkenntnisse anzupassen.
Die Landesregierung kann die Erméchtigung nach Satz 1
durch Rechtsverordnung auf andere Landesbehdrden tber-
tragen.

(3) Noch nicht nach Absatz 2 festgesetzte Uberschwem-
mungsgebiete sind zu ermitteln, in Kartenform darzustellen
und vorlaufig zu sichern.

(4) Die Offentlichkeit ist Uiber die vorgesehene Festsetzung
von Uberschwemmungsgebieten zu informieren; ihr ist Gele-
genheit zur Stellungnahme zu geben. Sie ist Uber die festge-
setzten und vorlaufig gesicherten Gebiete einschlie3lich der
in ihnen geltenden Schutzbestimmungen sowie Uber die
MaRnahmen zur Vermeidung von nachteiligen Hochwasser-
folgen zu informieren.
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Insbesondere wird durch Landesrecht geregelt:

1. der Umgang mit wassergefahrdenden Stoffen einschliel3-
lich der hochwassersicheren Errichtung neuer und Nachrus-
tung vorhandener Olheizungsanlagen; das Verbot der Errich-
tung neuer Olheizungsanlagen, soweit zur Schadensvermei-
dung erforderlich,

2. wie Stoérungen der Wasserversorgung und der Abwasser-
beseitigung so weit wie moglich vermieden werden,

3. die behordliche Zulassung von Malnahmen, die den
Wasserabfluss erheblich verandern kénnen, wie die Erho-
hung oder Vertiefung der Erdoberflache.

Werden bei der Riickgewinnung von Ruckhalteflachen An-
ordnungen getroffen, die erhdhte Anforderungen an die
ordnungsgemalie land- oder forstwirtschaftliche Nutzung
eines Grundstlicks festsetzen, so gilt § 19 Abs. 4 Satz 1 und
3 entsprechend.

(3) In den nach Absatz 2 Satz 3 und 4 festgesetzten Uber-
schwemmungsgebieten wird fur landwirtschaftlich genutzte
und sonstige Flachen durch Landesrecht geregelt, wie mdg-
liche Erosionen oder erheblich nachteilige Auswirkungen auf
Gewasser inshesondere durch Schadstoffeintrage zu ver-
meiden oder zu verringern sind.

(4) In Uberschwemmungsgebieten nach Absatz 2 Satz 3 und
4 durfen durch Bauleitplane keine neuen Baugebiete ausge-
wiesen werden; ausgenommen sind Bauleitplane fur Hafen
und Werften. Die zustandige Behorde kann die Ausweisung
neuer Baugebiete ausnahmsweise zulassen, wenn

1. keine anderen Mdglichkeiten der Siedlungsentwicklung
bestehen oder geschaffen werden kénnen,

2. das neu auszuweisende Gebiet unmittelbar an ein beste-
hendes Baugebiet angrenzt,

3. eine Gefahrdung von Leben, erhebliche Gesundheits-
oder Sachschéden nicht zu erwarten sind,

4.d er Hochwasserabfluss und die Hhe des Wasserstandes
nicht nachteilig beeinflusst werden,

5. die Hochwasserriickhaltung nicht beeintrachtigt und der
Verlust von verloren gehendem Ruckhalteraum umfang-,
funktions- und zeitgleich ausgeglichen wird,

6. der bestehende Hochwasserschutz nicht beeintréchtigt
wird,

7. keine nachteiligen Auswirkungen auf Oberlieger und
Unterlieger zu erwarten sind,

8. die Belange der Hochwasservorsorge beachtet sind und
9. die Bauvorhaben so errichtet werden, dass bei dem Be-
messungshochwasser, das der Festsetzung des Uber-
schwemmungsgebietes zu Grunde gelegt wurde, keine
baulichen Schéaden zu erwarten sind.

Die Errichtung und die Erweiterung einer baulichen Anlage
nach den 88 30, 34 und 35 des Baugesetzbuchs in Uber-
schwemmungsgebieten nach Absatz 2 Satz 3 und 4 bedir-
fen der Genehmigung durch die zusténdige Behérde. Die
Genehmigung darf nur erteilt werden, wenn im Einzelfall das
Vorhaben

1. die Hochwasserriickhaltung nicht oder nur unwesentlich
beeintrachtigt und der Verlust von verloren gehendem Riick-
halteraum zeitgleich ausgeglichen wird,

2. den Wasserstand und den Abfluss bei Hochwasser nicht
nachteilig veréndert,

3. den bestehenden Hochwasserschutz nicht beeintrachtigt
und

4. hochwasserangepasst ausgefiihrt wird oder wenn die
nachteiligen Auswirkungen durch Auflagen oder Bedingun-
gen ausgeglichen werden kénnen.

§ 78 Besondere Schutzvorschriften fur festgesetzte
Uberschwemmungsgebiete

(1) In festgesetzten Uberschwemmungsgebieten ist unter-
sagt:

1. die Ausweisung von neuen Baugebieten in Bauleitplanen
oder sonstigen Satzungen nach dem Baugesetzbuch, aus-
genommen Bauleitplane fur Hafen und Werften,

2. die Errichtung oder Erweiterung baulicher Anlagen nach
den 88 30, 33, 34 und 35 des Baugesetzbuchs,

3. die Errichtung von Mauern, Wallen oder &hnlichen Anla-
gen quer zur FlieRrichtung des Wassers bei Uberschwem-
mungen,

4. das Aufbringen und Ablagern von wassergeféahrdenden
Stoffen auf dem Boden, es sei denn, die Stoffe diirfen im
Rahmen einer ordnungsgeméfen Land und Forstwirtschaft
eingesetzt werden,

5. die nicht nur kurzfristige Ablagerung von Gegenstanden,
die den Wasserabfluss behindern kénnen oder die fortge-
schwemmt werden kénnen,

6. das Erhdhen oder Vertiefen der Erdoberflache,

7. das Anlegen von Baum- und Strauchpflanzungen, soweit
diese den Zielen des vorsorgenden Hochwasserschutzes
gemal § 6 Absatz 1 Satz 1 Nummer 6 und § 75 Absatz 2
entgegenstehen,

8. die Umwandlung von Griunland in Ackerland,

9. die Umwandlung von Auwald in eine andere Nutzungsart.
Satz 1 gilt nicht fur MaBnahmen des Gewasserausbaus, des
Baus von Deichen und Dammen, der Gewasser und Deich-
unterhaltung, des Hochwasserschutzes sowie fur Handlun-
gen, die fur den Betrieb von zugelassenen Anlagen oder im
Rahmen zugelassener Gewasserbenutzungen erforderlich
sind.

(2) Die zustandige Behérde kann abweichend von Absatz 1
Satz 1 Nummer 1 die Ausweisung neuer Baugebiete aus-
nahmsweise zulassen, wenn

1. keine anderen Mdglichkeiten der Siedlungsentwicklung
bestehen oder geschaffen werden kénnen,

2. das neu auszuweisende Gebiet unmittelbar an ein beste-
hendes Baugebiet angrenzt,

3. eine Gefahrdung von Leben oder erhebliche Gesundheits-
oder Sachschaden nicht zu erwarten sind,
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(5) Durch Landesrecht wird geregelt, dass noch nicht nach
Absatz 2 Satz 3 und 4 festgesetzte Uberschwemmungsge-
biete zu ermitteln, in Kartenform darzustellen und vorlaufig
zu sichern sind. Fur nach Satz 1 ermittelte, in Kartenform
dargestellte und vorlaufig gesicherte Gebiete gelten die
Abséatze 2 bis 4 entsprechend.

4. der Hochwasserabfluss und die Hohe des Wasserstandes
nicht nachteilig beeinflusst werden,

5. die Hochwasserriickhaltung nicht beeintrachtigt und der
Verlust von verloren gehendem Riickhalteraum umfang-,
funktions- und zeitgleich ausgeglichen wird,

6. der bestehende Hochwasserschutz nicht beeintrachtigt
wird,

7. keine nachteiligen Auswirkungen auf Oberlieger und
Unterlieger zu erwarten sind,

8. die Belange der Hochwasservorsorge beachtet sind und

9. die Bauvorhaben so errichtet werden, dass bei dem Be-
messungshochwasser, das der Festsetzung des Uber-
schwemmungsgebietes zugrunde liegt, keine baulichen
Schaden zu erwarten sind.

(3) Die zustéandige Behoérde kann abweichend von Absatz 1
Satz 1 Nummer 2 die Errichtung oder Erweiterung einer
baulichen Anlage genehmigen, wenn im Einzelfall das Vor-
haben

1. die Hochwasserruckhaltung nicht oder nur unwesentlich
beeintréchtigt und der Verlust von verloren gehendem Ruick-
halteraum zeitgleich ausgeglichen wird,

2. den Wasserstand und den Abfluss bei Hochwasser nicht
nachteilig verandert,

3. den bestehenden Hochwasserschutz nicht beeintrachtigt
und

4. hochwasserangepasst ausgefuhrt wird

oder wenn die nachteiligen Auswirkungen durch Nebenbe-

stimmungen ausgeglichen werden kdnnen. Bei der Festset-
zung nach § 76 Absatz 2 kann die Errichtung oder Erweite-
rung baulicher Anlagen auch allgemein zugelassen werden,
wenn sie

1. in gemaf Absatz 2 neu ausgewiesenen Gebieten nach §
30 des Baugesetzbuchs den Vorgaben des Bebauungsplans
entsprechen oder

2. ihrer Bauart nach so beschaffen sind, dass die Einhaltung
der Voraussetzungen des Satzes 1 gewéhrleistet ist.

In den Féllen des Satzes 2 bedarf das Vorhaben einer An-
zeige.

(4) Die zusténdige Behotrde kann MafRnahmen nach Absatz
1 Satz 1 Nummer 3 bis 9 zulassen, wenn

1. Belange des Wohls der Allgemeinheit dem nicht entge-
genstehen, der Hochwasserabfluss und die Hochwasser-
rickhaltung nicht wesentlich beeintréchtigt werden und

2. eine Gefahrdung von Leben oder erhebliche Gesundheits-
oder Sachschaden nicht zu befurchten sind

oder die nachteiligen Auswirkungen ausgeglichen werden
kénnen. Die Zulassung kann, auch nachtréglich, mit Neben-
bestimmungen versehen oder widerrufen werden. In der
Rechtsverordnung nach § 76 Absatz 2 kdnnen Mal3nahmen
nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 bis 9 auch allgemein zuge-
lassen werden.

(5) In der Rechtsverordnung nach § 76 Absatz 2 sind weitere
MaRnahmen zu bestimmen oder Vorschriften zu erlassen,
soweit dies erforderlich ist

1. zum Erhalt oder zur Verbesserung der dkologischen
Strukturen der Gewasser und ihrer Uberflutungsflachen,

2. zur Vermeidung oder Verringerung von Erosion oder von
erheblich nachteiligen Auswirkungen auf Gewasser, die
insbesondere von landwirtschaftlich genutzten Flachen
ausgehen,

3. zum Erhalt oder zur Gewinnung, insbesondere Riickge-
winnung von Riickhalteflachen,
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(6) Uberschwemmungsgebiete nach den Abséatzen 1, 2 und
5 sind in ihrer Funktion als Riickhalteflachen zu erhalten;
soweit dem Uberwiegende Griinde des Wohis der Alige-
meinheit entgegenstehen, sind rechtzeitig die notwendigen
AusgleichsmaRnahmen zu treffen. Friihere Uberschwem-
mungsgebiete, die als Rickhalteflachen geeignet sind, sollen
so weit wie mdglich wieder hergestellt werden, wenn Uber-
wiegende Griinde des Wohls der Allgemeinheit nicht entge-
genstehen.

4. zur Regelung des Hochwasserabflusses,

5. zum hochwasserangepassten Umgang mit wassergefahr-
denden Stoffen, einschlieRlich der hochwassersicheren
Errichtung neuer und Nachristung vorhandener Heizo6l-
verbraucheranlagen sowie des Verbots der Errichtung neuer
Heizolverbraucheranlagen,

6. zur Vermeidung von Stérungen der Wasserversorgung
und der Abwasserbeseitigung.

Werden bei der Riickgewinnung von Ruckhalteflachen An-
ordnungen getroffen, die erhdhte Anforderungen an die
ordnungsgemaliie land- oder forstwirtschaftliche Nutzung
eines Grundsticks festsetzen, so gilt § 52 Absatz 5 entspre-
chend.

(6) Fur nach § 76 Absatz 3 ermittelte, in Kartenform darge-
stellte und vorlaufig gesicherte Gebiete gelten die Absatze 1
bis 5 entsprechend.

8§ 77 Ruckhalteflachen

Uberschwemmungsgebiete im Sinne des § 76 sind in ihrer
Funktion als Riickhalteflachen zu erhalten. Soweit tiberwie-
gende Griinde des Wohls der Allgemeinheit dem entgegen-
stehen, sind rechtzeitig die notwendigen Ausgleichsmaf3-
nahmen zu treffen. Friihere Uberschwemmungsgebiete, die
als Ruckhalteflachen geeignet sind, sollen so weit wie még-
lich wiederhergestellt werden, wenn Uberwiegende Griinde
des Wohls der Allgemeinheit dem nicht entgegenstehen.

§ 31c Uberschwemmungsgefihrdete Gebiete

(1) Uberschwemmungsgefahrdete Gebiete sind Gebiete, die
Uberschwemmungsgebiete im Sinne des § 31b Abs. 1 sind,
aber keiner Festsetzung nach § 31b Abs. 2 Satz 3 und 4
bedirfen oder die bei Versagen von 6ffentlichen Hochwas-
serschutzeinrichtungen, insbesondere Deichen Uber-
schwemmt werden kdnnen. Durch Landesrecht wird gere-
gelt, dass die Gebiete nach Satz 1, in denen durch Uber-
schwemmungen erhebliche Beeintrachtigungen des Wohls
der Allgemeinheit entstehen kénnen, zu ermitteln und in
Kartenform darzustellen sind.

(2) Durch Landesrecht werden fiir die uberschwemmungsge-
fahrdeten Gebiete die notwendigen MaRnahmen zur Ver-
meidung oder Verminderung von erheblichen Beeintrachti-
gungen des Wohls der Allgemeinheit durch Uberschwem-
mung geregelt.

keine Entsprechung

§ 31d Hochwasserschutzplane

(1) Durch Landesrecht wird bestimmt, dass Plane fiir einen
moglichst schadlosen Wasserabfluss, den technischen
Hochwasserschutz und die Gewinnung, insbesondere Riick-
gewinnung von Riickhalteflachen sowie weitere dem Hoch-
wasserschutz dienende MalRnahmen (Hochwasserschutz-
plane) aufzustellen sind, soweit dies erforderlich ist. Die
Hochwasserschutzplane dienen dem Ziel, die Gefahren, die
mindestens von einem statistisch einmal in 100 Jahren zu
erwartenden Hochwasser ausgehen, so weit wie mdglich
und verhaltnismaRig zu minimieren. In die Hochwasser-
schutzplane sind insbesondere MaRnahmen zum Erhalt oder
zur Rickgewinnung von Rickhalteflachen, zu deren Flutung
und Entleerung nach den Anforderungen des optimierten
Hochwasserabflusses in Flussgebietseinheiten, zur Riickver-
legung von Deichen, zum Erhalt oder zur Wiederherstellung
von Auen sowie zur Rickhaltung von Niederschlagswasser
aufzunehmen.

(2) Durch Landesrecht wird geregelt, dass die Hochwasser-

§ 72 Hochwasser

Hochwasser ist die zeitlich begrenzte Uberschwemmung von
normalerweise nicht mit Wasser bedecktem Land durch
oberirdische Gewésser oder durch in Kiistengebiete eindrin-
gendes Meerwasser.

§ 73 Bewertung von Hochwasserrisiken, Risikogebiete

(1) Die zustandigen Behorden bewerten das Hochwasserri-
siko und bestimmen danach die Gebiete mit signifikantem
Hochwasserrisiko (Risikogebiete). Hochwasserrisiko ist die
Kombination der Wahrscheinlichkeit des Eintritts eines
Hochwasserereignisses mit den moglichen nachteiligen
Hochwasserfolgen fir die menschliche Gesundheit, die
Umwelt, das Kulturerbe, wirtschaftliche Tatigkeiten und
erhebliche Sachwerte.

(2) Die Risikobewertung muss den Anforderungen nach
Artikel 4 Absatz 2 der Richtlinie 2007/60/EG des Europai-
schen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 2007
Uber die Bewertung und das Management von Hochwasser-
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schutzplane zu verdffentlichen und zu aktualisieren sind.

(3) Die Lander stellen die Hochwasserschutzpléne spéates-
tens bis zum 10. Mai 2009 auf. Die Aufstellung von Hoch-
wasserschutzplanen ist nicht erforderlich, wenn bestehende
Plane zur Verbesserung des Hochwasserschutzes den
Anforderungen nach Absatz 1 entsprechen.

(4) Das Verfahren zur Aufstellung der Hochwasserschutz-
plane muss den Anforderungen des Gesetzes Uber die
Umweltvertraglichkeitspriifung an die Strategische Umwelt-
prifung entsprechen.

risiken (ABI. L 288 vom 6.11.2007, S. 27) entsprechen.

(3) Die Bewertung der Hochwasserrisiken und die Bestim-
mung der Risikogebiete erfolgen fiir jede Flussgebietsein-
heit. Die Lander kdnnen bestimmte Kiistengebiete, einzelne
Einzugsgebiete oder Teileinzugsgebiete zur Bewertung der
Risiken und zur Bestimmung der Risikogebiete statt der
Flussgebietseinheit einer anderen Bewirtschaftungseinheit
zuordnen.

(4) Die zustandigen Behorden tauschen fiir die Risikobewer-
tung bedeutsame Informationen mit den zustandigen Behor-
den anderer Lander und Mitgliedstaaten der Europdéischen
Union aus, in deren Hoheitsgebiet die nach Absatz 3 maR-
gebenden Bewirtschaftungseinheiten auch liegen. Fur die
Bestimmung der Risikogebiete gilt 8§ 7 Absatz 2 und 3 ent-
sprechend.

(5) Die Hochwasserrisiken sind bis zum 22. Dezember 2011
zu bewerten. Die Bewertung ist nicht erforderlich, wenn die
zustandigen Behdérden vor dem 22. Dezember 2010

1. nach Durchfiihrung einer Bewertung des Hochwasserrisi-
kos festgestellt haben, dass ein mdogliches signifikantes
Risiko fur ein Gebiet besteht oder als wahrscheinlich gelten
kann und eine entsprechende Zuordnung des Gebietes
erfolgt ist oder

2. Gefahrenkarten und Risikokarten gemaf § 74 sowie
Risikomanagementpléane gemaR § 75 erstellt oder ihre Er-
stellung beschlossen haben.

(6) Die Risikobewertung und die Bestimmung der Risikoge-
biete nach Absatz 1 sowie die Entscheidungen und MaR-
nahmen nach Absatz 5 Satz 2 sind bis zum 22. Dezember
2018 und danach alle sechs Jahre zu uberprifen und erfor-
derlichenfalls zu aktualisieren. Dabei ist den voraussichtli-
chen Auswirkungen des Klimawandels auf das Hochwasser-
risiko Rechnung zu tragen.

§ 74 Gefahrenkarten und Risikokarten

(1) Die zustandigen Behorden erstellen fiir die Risikogebiete
in den nach § 73 Absatz 3 mafl3gebenden Bewirtschaftungs-
einheiten Gefahrenkarten und Risikokarten in dem Maf3stab,
der hierfir am besten geeignet ist.

(2) Gefahrenkarten erfassen die Gebiete, die bei folgenden
Hochwasserereignissen uberflutet werden:

1. Hochwasser mit niedriger Wahrscheinlichkeit oder bei
Extremereignissen,

2. Hochwasser mit mittlerer Wahrscheinlichkeit (voraussicht-
liches Wiederkehrintervall mindestens 100 Jahre),

3. soweit erforderlich, Hochwasser mit hoher Wahrschein-
lichkeit.

Die Erstellung von Gefahrenkarten fiir ausreichend ge-
schutzte Kustengebiete kann auf Gebiete nach Satz 1 Num-
mer 1 beschrankt werden.

(3) Gefahrenkarten missen jeweils fiir die Gebiete nach
Absatz 2 Satz 1 Angaben enthalten

1. zum AusmaR der Uberflutung,

2. zur Wassertiefe oder, soweit erforderlich, zum Wasser-
stand,

3. soweit erforderlich, zur FlieBgeschwindigkeit oder zum fiir
die Risikobewertung bedeutsamen Wasserabfluss.

(4) Risikokarten erfassen mogliche nachteilige Folgen der in
Absatz 2 Satz 1 genannten Hochwasserereignisse. Sie
mussen die nach Artikel 6 Absatz 5 der Richtlinie
2007/60/EG erforderlichen Angaben enthalten.

(5) Die zustandigen Behorden haben vor der Erstellung von
Gefahrenkarten und Risikokarten fur Risikogebiete, die auch
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auf dem Gebiet anderer Lander oder anderer Mitgliedstaaten
der Europaischen Union liegen, mit deren zustandigen Be-
hérden Informationen auszutauschen. Fir den Informations-
austausch mit anderen Staaten gilt § 7 Absatz 3 Nummer 2
entsprechend.

(6) Die Gefahrenkarten und Risikokarten sind bis zum 22.
Dezember 2013 zu erstellen. Satz 1 gilt nicht, wenn bis zum
22. Dezember 2010 vergleichbare Karten vorliegen, deren
Informationsgehalt den Anforderungen der Absétze 2 bis 4
entspricht. Alle Karten sind bis zum 22. Dezember 2019 und
danach alle sechs Jahre zu Uberpriifen und erforderlichen-
falls zu aktualisieren. Dabei umfasst die Uberpriifung der
Karten nach Satz 2 zum 22. Dezember 2019 auch ihre U-
bereinstimmung mit den Anforderungen der Absatze 2 und 4.

§ 75 Risikomanagementplane

(1) Die zustéandigen Behdrden stellen fur die Risikogebiete
auf der Grundlage der Gefahrenkarten und Risikokarten
Risikomanagementplane nach den Vorschriften der Abséatze
2 bis 6 auf. 8 7 Absatz 4 Satz 1 gilt entsprechend.

(2) Risikomanagementpléane dienen dazu, die nachteiligen
Folgen, die an oberirdischen Gew&ssern mindestens von
einem Hochwasser mit mittlerer Wahrscheinlichkeit und beim
Schutz von Kiistengebieten mindestens von einem Extrem-
ereignis ausgehen, zu verringern, soweit dies méglich und
verhaltnismagig ist. Die Plane legen fir die Risikogebiete
angemessene Ziele fir das Risikomanagement fest, insbe-
sondere zur Verringerung moglicher nachteiliger Hochwas-
serfolgen fur die in 8 73 Absatz 1 Satz 2 genannten Schutz-
glter und, soweit erforderlich, fir nichtbauliche MalRnahmen
der Hochwasservorsorge und fiir die Verminderung der
Hochwasserwahrscheinlichkeit.

(3) In die Risikomanagementpléane sind zur Erreichung der
nach Absatz 2 festgelegten Ziele MaRnahmen aufzunehmen.
Risikomanagementplane missen mindestens die im Anhang
der Richtlinie 2007/60/EG genannten Angaben enthalten und
die Anforderungen nach Artikel 7 Absatz 3 Satz 2 bis 4
dieser Richtlinie erfillen.

(4) Risikomanagementplane durfen keine Malinahmen
enthalten, die das Hochwasserrisiko fur andere Léander und
Staaten im selben Einzugsgebiet oder Teileinzugsgebiet
erheblich erhéhen. Satz 1 gilt nicht, wenn die MaRnahmen
mit dem betroffenen Land oder Staat koordiniert worden sind
und im Rahmen des § 80 eine einvernehmliche Lésung
gefunden worden ist.

(5) Liegen die nach § 73 Absatz 3 mal3gebenden Bewirt-
schaftungseinheiten vollstandig auf deutschem Hoheitsge-
biet, ist ein einziger Risikomanagementplan oder sind meh-
rere auf der Ebene der Flussgebietseinheit koordinierte
Risikomanagementpléne zu erstellen. Fir die Koordinierung
der Risikomanagementplane mit anderen Staaten gilt 8§ 7
Absatz 3 entsprechend mit dem Ziel, einen einzigen Risiko-
managementplan oder mehrere auf der Ebene der Flussge-
bietseinheit koordinierte Plane zu erstellen. Gelingt dies
nicht, so ist auf eine moglichst weitgehende Koordinierung
nach Satz 2 hinzuwirken.

(6) Die Risikomanagementplane sind bis zum 22. Dezember
2015 zu erstellen. Satz 1 gilt nicht, wenn bis zum 22. De-
zember 2010 vergleichbare Plane vorliegen, deren Informa-
tionsgehalt den Anforderungen der Absatze 2 bis 4 ent-
spricht. Alle Pléne sind bis zum 22. Dezember 2021 und
danach alle sechs Jahre unter Beriicksichtigung der voraus-
sichtlichen Auswirkungen des Klimawandels auf das Hoch-
wasserrisiko zu uberprifen und erforderlichenfalls zu aktuali-
sieren. Dabei umfasst die Uberpriifung der vergleichbaren
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Plane im Sinne von Satz 2 zum 22. Dezember 2021 auch
ihre Ubereinstimmung mit den Anforderungen der Abséatze 2

bis 4.
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Anhang IV

Auszug BbgWG

Brandenburgisches Wassergesetz (BbgWG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 08.
Dezember 2004 (GVBI.I/05, [Nr. 05], S.50), gedndert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 23.
April 2008 (GVBI.1/08, [Nr. 05] , S.62)

Kapitel 9
Sicherung des Hochwasserschutzes und der dazu erforderlichen Anlagen

Abschnitt 1
Grundsétze, Hochwasserschutzanlagen, Hochwasserschutzplane

8 95 Grundsatze

Der Hochwasserschutz dient dem Wohl der Allgemeinheit. Er ist eine 6ffentlich-rechtliche
Aufgabe.

§ 96 Errichtung und Umgestaltung von Hochwasserschutzanlagen

(1) Hochwasserschutzanlagen im Sinne dieses Gesetzes sind Anlagen, die dem Hoch-
wasserschutz dienen, insbesondere Deiche einschlie3lich der zugehdrigen wasserbauli-
chen Anlagen, der beidseitigen finf Meter breiten Deichschutzstreifen und der Graben,
die der Abfuhrung von Drangewasser zum Zwecke der Standsicherheit von Deichen oder
der ordnungsgemafen Unterhaltung und Beobachtung im Hochwasserfall dienen.

(2) Die Errichtung oder wesentliche Umgestaltung von Hochwasserschutzanlagen hat
den allgemein anerkannten Regeln der Technik zu entsprechen, soweit durch die oberste
Wasserbehoérde nicht etwas anderes bestimmt wird. § 89 Abs. 1 sowie die 88 91 und 92
gelten sinngeman.

(3) Soweit es zur Vorbereitung oder Durchfihrung der Errichtung oder Umgestaltung von
Hochwasserschutzanlagen erforderlich ist, haben die Eigentimer und Nutzungsberech-
tigten von Grundstucken nach vorheriger Ankiindigung auf Anordnung der Wasserbehor-
de zu dulden, dass der Unternehmer oder dessen Beauftragte die Grundstiicke betreten
oder vorubergehend benutzen kdnnen. 8 90 Abs. 2 gilt sinngemaf.

(4) Ist eine Hochwasserschutzanlage von einem anderen als dem Unterhaltungspflichti-
gen beschéadigt oder zerstort worden, kann die Wasserbehérde die Wiederherstellung
anordnen. § 83 Satz 2 und 3 gilt sinngemalf.
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§ 97 Unterhaltung der Hochwasserschutzanlagen

(1) Hochwasserschutzanlagen sind so zu erhalten, dass die vollstdndige Funktionsfahig-
keit jederzeit gewahrleistet wird. Auf Deichen und den beidseitigen Deichschutzstreifen
ist inshesondere der Aufwuchs von Baumen und Strauchern und die Entstehung von
Magerrasen zu unterbinden sowie eine erosionssichere und geschlossene Grasnarbe zu
erhalten. Die Pflege der Grasnarbe von Deichen und der Deichschutzstreifen hat durch
Schafbeweidung zu erfolgen, soweit es moglich, zweckmafig und wirtschaftlich sinnvoll
ist.

(2) Soweit es zur ordnungsgemalien Unterhaltung einer Hochwasserschutzanlage erfor-
derlich ist, haben die Eigentimer und Nutzungsberechtigten von Grundstiicken nach vor-
heriger Ankiindigung zu dulden, dass der Unterhaltungspflichtige oder dessen Beauftrag-
te die Grundstiicke betreten und voriibergehend benutzen. Rasen und Bodenbestandtei-
le kdbnnen aus Grundstiicken entnommen werden, wenn diese anderweitig nur mit unver-
héaltnisméaRigem Aufwand zu beschaffen sind oder die Gefahrenabwehr es erfordert. § 90
Abs. 2 Satz 2 gilt entsprechend.

§ 98 Unzulassige Handlungen
(1) Jede Nutzung von Hochwasserschutzanlagen, die deren Funktionsfahigkeit beein-

trachtigen kann, ist unzulassig. Auf, in und unter Deichen einschliefilich der beidseitigen,
finf Meter breiten Deichschutzstreifen sind insbesondere

1. das Pflanzen von Baumen und Strauchern,
. die Entfernung der Grasnarbe,

. das Errichten und Aufstellen von Anlagen,

. das Weiden und Treiben von Vieh, aul3er Schafhutung,

2
3
4. die Tierhaltung,
5
6. das Lagern von Stoffen und Gegenstanden,
7

. das motorangetriebene Fahren, das Fahren mit Pferdefuhrwerken, das Rei-
ten und

8. das Verlegen von Rohren, Kabeln und Leitungen untersagt.

(2) Die Eigentimer und Nutzungsberechtigten der an die Hochwasserschutzanlagen an-
grenzenden Grundstiicke haben auf ihren Grundstiicken alles zu unterlassen, was die
Unterhaltung oder die Sicherheit der Hochwasserschutzanlage beeintrachtigen kann.

(3) Die Wasserbehorde kann nach Zustimmung des gemafi § 126 Abs. 3 Nr. 3 Unterhal-
tungspflichtigen Ausnahmen von den Verboten des Absatzes 1 zulassen, soweit der
Hochwasserschutz nicht beeintrachtigt wird.

§ 99 Hochwasserschutzpléne (zu § 31d WHG)

(1) Fur die in der Rechtsverordnung nach 8 114 genannten Gewasser sind Hochwasser-
schutzplane nach Mal3gabe des § 31d Abs. 1 WHG und der nachfolgenden Bestimmun-
gen erforderlich, soweit nicht bereits vergleichbare Generalplane oder international abge-
stimmte Hochwasserschutzplane bestehen. Sie sind von der obersten Wasserbehérde
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bis zum 10. Mai 2009 aufzustellen oder, soweit bereits Plane bestehen, so zu ergénzen,
dass sie die Anforderungen nach § 31d WHG erfillen.

(2) Es konnen grenziberschreitend gemeinsame Hochwasserschutzpléane aufgestellt
werden. 8 99a ist zu beachten.

(3) Die Hochwasserschutzplane sind zu aktualisieren, wenn dies aufgrund neuer Er-
kenntnisse erforderlich ist. Die Hochwasserschutzplane und deren Aktualisierungen nach
Satz 1 sind von der obersten Wasserbehdrde zu veréffentlichen.

(4) Die Hochwasserschutzplane sind vom Wasserwirtschaftsamt, von den Wasserbehor-
den und den anderen Fachbehdrden bei ihren Planungen, Entscheidungen und Mal3-
nahmen zu beachten.

8 99a Kooperation in den Flussgebietseinheiten (zu § 32 WHG)

Die Zusammenarbeit mit den zustéandigen Behdrden der anderen Lander, des Bundes
und anderer Staaten beim Hochwasserschutz soll innerhalb der Flussgebietseinheiten
nach § 24 Abs. 1 erfolgen. Werden Landesgrenzen Uberschreitende Hochwasserschutz-
plane aufgestellt, koordiniert die oberste Wasserbehdrde die Plane mit den zustandigen
Behorden der Ubrigen Lander. Bei Bundesgrenzen uberschreitenden Hochwasserschutz-
planen soll die oberste Behérde die Plane mit den Behdrden der anderen Staaten koor-
dinieren. Die Koordinierung nach den Satzen 2 und 3 erfolgt im Benehmen und, soweit
Verwaltungskompetenzen des Bundes berihrt sind, im Einvernehmen mit den zustandi-
gen Bundesbehorden. In den Fallen des Satzes 3 ist das Einvernehmen der zustandigen
Bundesbehorden auch erforderlich, soweit die Pflege der Beziehungen zu auswaértigen
Staaten nach Artikel 32 des Grundgesetzes berthrt ist. Die oberste Wasserbehoérde wird
ermachtigt, durch Verwaltungsabkommen Einzelheiten der Koordinierung und Zusam-
menarbeit zu regein.

Abschnitt 2
Uberschwemmungsgebiete, iberschwemmungsgefahrdete Gebiete

§ 100 Bestimmung von Gewassern und Gewasserabschnitten (zu 8 31b WHG)

Das fur die Wasserwirtschaft zustédndige Mitglied der Landesregierung wird ermachtigt,
durch Rechtsverordnung die Gewasser und Gewasserabschnitte zu bestimmen, bei de-
nen durch Hochwasser nicht nur geringfiigige Schéden entstanden oder zu erwarten
sind. Die Bestimmung der Gewasser ist zu aktualisieren, wenn dies aufgrund neuer Er-
kenntnisse erforderlich ist.

§ 100a Festsetzung von Uberschwemmungsgebieten (zu § 31b WHG)

(1) Als festgesetzte Uberschwemmungsgebiete gelten Gebiete zwischen oberirdischen
Gewassern und Deichen oder Hochufern (Vorlander). Als Uberschwemmungsgebiete
werden die Hochwasserschutzraume von Talsperren und Rickhaltebecken, Flutungspol-
der sowie Gebiete an den nach § 100 bestimmten Gewéassern und Gewdasserabschnitten,
die bei einem hundertjahrlichen Hochwasserereignis Uberschwemmt oder durchflossen
werden, mit 6ffentlicher Bekanntmachung der Karten nach Absatz 2 festgesetzt. (2) Kar-
ten zu den Uberschwemmungsgebieten nach Absatz 1 Satz 2 werden innerhalb der Fris-
ten nach 8§ 31b Abs. 2 Satz 3 und 4 WHG durch das fir Wasserwirtschaft zustandige
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Mitglied der Landesregierung 6ffentlich bekannt gemacht. In der Bekanntmachung sind
die Behdrden zu bezeichnen, bei denen Ausfertigungen der Karten niedergelegt werden.
Vor der Bekanntmachung sind Entwurfe der Karten wahrend der Dauer eines Monats bei
der Wasserbehorde und den betroffenen Gemeinden auszulegen. Das fur Wasserwirt-
schaft zustandige Mitglied der Landesregierung weist durch 6ffentliche Bekanntmachung
auf die Auslegung und darauf hin, dass innerhalb von zwei Wochen nach Ablauf der Aus-
legungsfrist schriftlich bei der Wasserbehtérde zu den Entwirfen Stellung genommen
werden kann. Die Karten sind anzupassen, wenn sich die Grundlagen fur das Bemes-
sungshochwasser in einem Uberschwemmungsgebiet wesentlich geandert haben.

(3) Soweit Uberschwemmungsgebiete nach Absatz 1 festgesetzt sind, treten die nach §
150 fortgeltenden Festlegungen von Hochwassergebieten und Deichschutzstreifen aul3er
Kraft.

(4) Sofern fur gemaR § 100 bestimmte Gewasser oder Gewasserabschnitte Uber-
schwemmungsgebiete nach Absatz 1 nicht innerhalb der Fristen nach § 31b Abs. 2 Satz
3 und 4 WHG festgesetzt sind oder festgesetzt werden kénnen, sind diese Gebiete in
Karten darzustellen. Die Karten sind durch das fir die Wasserwirtschaft zustéandige Mit-
glied der Landesregierung zu veréffentlichen (vorlaufige Sicherung). Absatz 2 Satz 2 gilt
entsprechend.

(5) Das fir die Wasserwirtschaft zustandige Mitglied der Landesregierung wird erméach-
tigt, durch Rechtsverordnung weitere Uberschwemmungsgebiete festzusetzen, soweit
dies erforderlich ist. Absatz 2 gilt entsprechend.

§ 100b Anforderungen in Uberschwemmungsgebieten (zu § 31b WHG)
(1) In einem Uberschwemmungsgebiet nach § 100a Abs. 1 ist

1. das Erh6hen oder Vertiefen der Erdoberflache,

2. das Errichten oder Verédndern von Anlagen,

3. das Anlegen von Baum- und Strauchpflanzungen,

4. die Umwandlung von Grinland in Ackerland,

5. das Lagern von Stoffen, das den Hochwasserabfluss behindern kann,

untersagt. Die Wasserbehdrde kann Ausnahmen von den Verboten nach Satz 1 geneh-
migen. Die Genehmigung darf nur erteilt werden, wenn keine Beeintrdchtigung des
Hochwasserschutzes zu erwarten ist. Sie kann aus Griinden des Wohls der Allgemein-
heit mit Nebenbestimmungen verbunden werden. § 38 gilt sinngemalr.

(2) In Uberschwemmungsgebieten sind Anlagen so zu errichten und zu betreiben, dass
keine Gefahr der Verunreinigung von abflieRendem Hochwasser besteht. Anlagen zur 6f-
fentlichen Wasserversorgung und Abwasserentsorgung und sonstige bauliche Anlagen
sind gegen Auftrieb zu sichern.

(3) Das fir die Wasserwirtschaft zustandige Mitglied der Landesregierung wird ermach-
tigt, durch Rechtsverordnung Uber Absatz 1 hinausgehende Verbote und Gebote nach §
31b Abs. 2 Satz 6 und 7 sowie 8 31b Abs. 3 WHG festzulegen, soweit dies in einzelnen
Uberschwemmungsgebieten erforderlich ist.
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(4) Bei Ausgleichspflichten gemal? § 31b Abs. 2 Satz 8 WHG gelten § 16 Abs. 3, § 139
Abs. 2 Satz 3, § 140 Abs. 1 und 2 Satz 1 und 2 entsprechend. Ausgleichspflichtig ist das
Land.

(5) Die Absatze 1 und 2 gelten fir nach § 100a Abs. 4 vorlaufig gesicherte Uber-
schwemmungsgebiete entsprechend.

§ 100c Vorlander

(1) Soweit es zur Wiederherstellung eines ausreichenden Hochwasserabflussprofils er-
forderlich ist, obliegt dem gemafl § 126 Abs. 3 Zusténdigen in Vorlandern nach § 100a
Abs. 1 die Beseitigung von Vorlandaufhdhungen. Die Eigentiimer und Nutzungsberech-
tigten haben die MaRhahmen zu dulden.

(2) Durch die Nutzung der Vorlander dirfen Belange des Hochwasserschutzes, insbe-
sondere der schadlose Hochwasserabfluss, nicht beeintrachtigt werden. Die Wasserbe-
horde kann gegeniiber dem Eigentiimer oder Nutzungsberechtigten anordnen, dass

1. Gegenstande und Bewuchs, die den Wasserabfluss hindern kénnen, zu be-
seitigen sind,

2. Grundstucke so zu bewirtschaften sind, wie es zum schadlosen Abfluss des
Hochwassers, insbesondere zur Vermeidung von Abflusshindernissen und von
Bodenabschwemmungen, erforderlich ist.

§ 101 Uberschwemmungsgefahrdete Gebiete (zu § 31¢c WHG)
(1) Uberschwemmungsgefahrdete Gebiete nach § 31c Abs. 1 Satz 2 WHG werden in
Kartenform dargestellt. § 100a Abs. 2 Satz 1 und 2 findet entsprechende Anwendung.

(2) § 100b Abs. 2 gilt entsprechend. Die Landesregierung kann weitergehende Anforde-
rungen in Uberschwemmungsgefahrdeten Gebieten durch Rechtsverordnung regeln.
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Anhang V

Auszlge aus der Karte des Landesumweltamtes
zu den Hochwassergebieten:

Legende

Gebietskategorien des Retentionsfldchenkonzeptes
Vorranggebiet - Hochwasserschutz (Festgesetztes Uberschwemmungsgebiet HW 2)
Vorranggebiet - Hochwasserschutz (Festgesetztes Uberschwemmungsgebiet HW 10)

Vorranggebiet - Hochwasserschutz (Festgesetztes Uberschwemmungsgebiet HW 100)

Wasserfliachen im festgesetzen Uberschwemmungsgebiet (ATKIS)

Die dargestellten Fl&chen der festgesetzten Uberschwemmungsgebiete basieren auf den rein
textlichen Ausweisungen/Definitionen der "Beschllsse zur Festlegung von Hochwassergebieten
der Rate der Bezirke der DDR" und stellen somit eine Visualisierung der 1976 bis 1990 ausge-
wiesenen Uberschwemmungsflachen dar. Die Daten befinden sich in Uberarbeitung und besitzen
daher nur vorlaufigen / informellen Charakter.

! Quelle: LUA, Ref. O 5; Bearbeitungsstand 12/2007
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Auszug nordwestliches Brandenburg
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Auszug norddstliches Brandenburg
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Auszug sudoéstliches Brandenburg

LTI
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Anhang VI

Belange des Hochwasserschutzes im Bauplanungsrecht

(insb. Festsetzungsmaoglichkeiten)

Beriicksichtigung des Hochwasserschutzes im Rahmen der planerischen Abwéa-
gung als o6ffentlicher Belange gemaf3 § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauGB (Sicherheit der Wohn-
und Arbeitsbevélkerung) und 8 1 Abs. 6 Nr. 12 BauGB (Hochwasserschutz)

vorbeugende Festsetzungsmaglichkeiten nach

8 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB (Flachen fur Rickhaltung, Versickerung von Nieder-
schlagswasser)

8§ 9 Abs. 1 Nr. 18 a, b BauGB (Landwirtschaft, Wald),

8§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB (Grunflachen),

§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB (Pflege, Schutz und Entwicklung von Boden, Natur und
Landschaft)

Festsetzungsmadglichkeiten mit unmittelbarem Bezug zum Hochwasserschutz im
Gemeindegebiet nach

§ 9 Abs. 1 Nr. 16 BauGB (Flachen fur Wasserwirtschaft, Hochwasserschutzanla-
gen, Abfluss)

8 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB § 23 BauNVO (uberbaubare, nicht Gberbaubare Grund-
stucksflachen),

8§ 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB (freizuhaltende Flachen),

8 9 Abs. 3 Satz 1 BauGB (Festsetzung der Hohenlage)

Festsetzungen im Sinne einer Flachensparstrategie

8§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 16 ff. BauNVO (Malf3 der baulichen Nutzung)

§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB § 23 BauNVO (uberbaubare, nicht Uberbaubare Grund-
stiicksflachen),

§ 9 Abs. 1 Nr. 3 BauGB (Mindest- und/oder Hochstmalfie),

8 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB (Mal3hahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwick-
lung von Boden, Natur und Landschaft)

8§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB (Anpflanzen von Baumen, Strduchern oder sonstigen
Bepflanzungen etc.)

Offentlicher Belang bei AuRenbereichsvorhaben gemafl § 35 Il Nr. 6 BauGB (Was-
serwirtschaft und Hochwasserschutz)
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Anhang VI

Leitentscheidung des Bundesverwaltungsgerichts zur Ein-
ordnung der Festsetzung eines Uberschwemmungsgebie-
tes als Inhalts- und Schrankenbestimmung des Eigentums

BVerwG, Urt. v. 22.7.2004, - 7 CN 1/04 -, BVerwGE 121, S. 283 ff., Rdnr. 21;

.Das bundesrechtliche Bebauungsrecht, namentlich § 34 BauGB, verbietet nicht im Zusammen-
hang bebauter Ortsteile in ein Uberschwemmungsgebiet und des damit einhergehende grundsétz-
liche Bauverbot einzubeziehen. Nach § 29 Abs. 2 BauGB kodnnen durch o6ffentlich-rechtliche Vor-
schriften auf3erhalb des Baugesetzbuchs aus anderen als stédtebaulichem Gesichtspunkten An-
forderungen an die Zulassigkeit von Vorhaben im Sinne des 8 29 Abs. 1 BauGB gestellt werden.
Dadurch kénnen Vorhaben, die nach § 34 BauGB bebauungsrechtlich zuléssig sind, aus anderen
als bebauungsrechtlichen Grinden unzulassig sein, etwa auf Grund des Bauverbots in einem fest-
gestellten Uberschwemmungsgebiet. Es verstoRt auch nicht gegen die Eigentumsgarantie des
Art. 14 GG, in einem Uberschwemmungsgebiet solche Grundstiicke einzubeziehen, die nach § 34
BauGB bebaubar sind. Die Festsetzung eines Uberschwemmungsgebiets bestimmt Inhalt und
Schranken des Eigentums im Sinne des Art. 14 Abs. 1 Satz 2 GG, stellt aber keine Enteig-
nung im Sinne des Art. 14 Abs. 3 GG dar. Sie ist nicht darauf gerichtet, konkrete Rechtspositio-
nen zur Erfillung bestimmter 6ffentlicher Aufgaben vollstandig oder teilweise zu entziehen, son-
dern beschrankt nur generell und abstrakt Nutzungsmaoglichkeiten eines Grundstiicks.

Diese Beschrankung geniigt dem verfassungsrechtlichen Grundsatz der VerhaltnisméaRigkeit; sie
ist insbesondere dem Eigentiimer zumutbar. Es bedarf nicht erst eines finanziellen Ausgleichs,
um im Einzelfall diese Zumutbarkeit zu wahren. Dass weder das Wasserhaushaltsgesetz noch
das Landeswassergesetz einen finanziellen Ausgleich vorsehen, fiihrt deshalb nicht zur Verfas-
sungswidrigkeit der einschlagigen Erméchtigungsgrundlage oder der angegriffenen Rechtsverord-
nung [...]. Der Hochwasserschutz ist eine Gemeinwohlaufgabe von hohem Rang. Sie rechtfer-
tigt einschrankende Regelungen im Sinne des Art. 14 Abs. 1 Satz 2 GG. Das grundsatzliche Bau-
verbot im Uberschwemmungsgebiet ist geeignet und erforderlich, dem Zweck der in § 32 Abs. 1
Satz 2 WHG, § 88 Abs. 1 LWG zu erfullen, die natirlichen Ruckhalteflachen zu erhalten und da-
durch den schadlosen Abfluss des Hochwassers sicher zu stellen. Das Bauverbot belastet den Ei-
gentumer nicht GberméaRig. § 89 abs. 2 LWG und § 4 Abs. 2 der angegriffenen Rechtsverordnung
lassen Ausnahmen von ihm zu. Eine Ausnahme kann freilich nicht genehmigt werden, wenn uns
soweit durch die Verwirklichung des Vorhabens der Wasserabfluss, die Hohe des Wasserstandes
oder die Wasserriickhaltung beeinflusst werden kénnen. Muss das Grundstiick aus Griinden des
Hochwasserschutzes von der beabsichtigten Nutzung freigehalten und deshalb eine Ausnahme
versagt werden, wird damit nur aus Grinden der Gefahrenvorsorge eine Gefahr erh6hende Nut-
zung unterbunden. 2 [Hervorhebungen nicht im Original]

BVerwG, Urt. v. 22.7.2004, - 7 CN 1/04 -, a.a.O., (zitiert nach juris), juris-Rdnr. 20 ff.; Auslassungen und Hervorhebungen
nicht im Original.
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Anhang VIl

Geltungsbereich der Planungs- und Bauverbote in Uber-
schwemmungsgebieten auf der Grundlage des WHG 2005

Geltungsbereich der Planungs- und Bauverbote bei Uberschwemmungsgebieten mit striktem
Beachtungsanspruch fir die Bauleitplanung und Vorhabenzulassung

Uberschwemmungsgebiete Geltungsbereich der Planungs-
(Definition)3 und Bauverbote

Vorlander (Gesetzlich geschiitzte Uberschwemmungsgebiete)
geman § 100a Abs. 1 Satz 1 BbgWG
o Gebiete zwischen oberirdischen Gewéassern und Deichen e Planungsverbot nach § 31b Abs. 4 Satz 1 WHG

oder Hochufern « Bauverbot bei baulichen Anlagen nach § 31b Abs. 4 Satz
3 WHG

e Bauverbote nach § 100b Abs. 1 BbgWG bei Anlagen

o Erhaltungs-/Wiederherstellungsgebot nach § 31b Abs. 6
WHG

o Ziele der Raumordnung zu berlicksichtigen (81 Abs. 4
BauGB)

Hochwassergebiete
gemal § 36 Wassergesetz der DDR, die nach § 150 BbgWG weiter fort gelten

o Gebiete, die zwischen Wasserlauf und Deich oder Hoch- e Bauverbote nach DDR-Wasserrecht
ufer liegen sowie weitere Gebiete, die bei Hochwasser o Erhaltungs-/Wiederherstellungsgebot nach § 31b Abs. 6
haufig iberschwemmt, durchflossen oder fir die Hoch- WHG

rentl ng und -rickhaltun nspruch rden. . _—
wasserentlastung und -riickhaltung beansprucht werde o Ziele der Raumordnung zu beriicksichtigen

e Gebot der Erforderlichkeit nach § 1 Abs. 3 (hier besondere
Relevanz, da Planungsverbote nicht gelten)

e Kein Planungsverbot nach § 31b Abs. 4 Satz 1 WHG

o Kein Bauverbot bei baulichen Anlagen nach § 31b Abs. 4
Satz 3 WHG

o Kein Bauverbot nach § 100b Abs. 1 BbgWG bei Anlagen

Uberschwemmungsgebiete gemaR § 31b Abs. 2 WHG
i.V.m. 8 100a Abs. 1 u. 2 BbgWG

o Gebiete, bei denen durch Hochwasser nicht nur geringfi- e Planungsverbote nach § 31b Abs. 4 Satz 1 WHG

gige Schaden entstanden oder zu erwarten sind « Bauverbot nach § 31b Abs. 4 Satz 3 WHG bei baulichen
e Abgrenzung anhand des Bemessungshochwassers Anlagen
HQ100 « Bauverbote nach § 100b Abs. 1 BbgWG bei Anlagen
e Bis 10. Mai _2010 _fe;_stzusetzen, wenn ein hohes Scha- o Erhaltungs-/Wiederherstellungsgebot nach § 31b Abs. 6
denspotenzial bei Uberschwemmungen besteht WHG
* Bis 10. Mai 2012 festzusetzen, wenn mehr als nur gering- | o zjele der Raumordnung zu beriicksichtigen (81 Abs. 4
fligige Schaden entstanden oder zu erwarten sind BauGB)

Die Gewasser sind nach den gesetzlichen Vorgaben von den verschiedenen Kategorien der Uberschwemmungsgebiete
ausgenommen.
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Planungs- und Bauverbote in Uberschwemmungsgebieten mit Abwéagungsrelevanz fir die
Bauleitplanung

Uberschwemmungsgebiete (Definition) Geltungsbereich der Planungs- und Bauverbote

Faktische Uberschwemmungsgebiete
gemaf § 31b Abs. 1 WHG

Gebiete zwischen oberirdischen Gewassern und Deichen
oder Hochufern und sonstige Gebiete, die bei Hochwasser
Uberschwemmt oder durchflossen oder die fir Hochwas-
serentlastung oder Riickhaltung beansprucht werden

weder durch Rechtsverordnung noch durch Bekanntma-
chung von Karten festzusetzen

e Erhaltungs-/Wiederherstellungsgebot nach § 31b Abs. 6
WHG

e Bericksichtigung § 1 Abs. 3, 4, 7 BauGB
e Kein Planungsverbot nach § 31b Abs. 4 Satz 1 WHG

« Kein Bauverbot bei baulichen Anlagen nach § 31b Abs. 4
Satz 3 WHG

e Kein Bauverbot nach § 100b Abs. 1 BbgWG bei Anlagen

Uberschwemmungsgefahrdete Gebiete
gemal § 31c Abs. 1 WHG

Faktische Uberschwemmungsgebiete, die keiner Festset-
zung nach § 31b Abs. 2 Satz 2 und 3 WHG bediirfen oder
die bei Versagen von o6ffentlichen Hochwasserschutzein-
richtungen, insbesondere Deichen, iberschwemmt werden
kénnen

Uberschwemmungsgeféahrdete Gebiete, in denen durch
Uberschwemmungen erhebliche Beeintrachtigungen
des Wohls der Allgemeinheit entstehen kdnnen, sind zu
ermitteln und in Kartenform darzustellen; hierfir besteht
keine Frist

e Bericksichtigung § 1 Abs. 3, 4, 7 BauGB
e Kein Planungsverbot nach § 31b Abs. 4 Satz 1 WHG

o Kein Bauverbot bei baulichen Anlagen nach § 31b Abs. 4
Satz 3 WHG

« Kein Bauverbot nach § 100b Abs. 1 BbgWG bei Anlagen

* Kein Erhaltungs-/Wiederherstellungsgebot nach
§ 31b Abs.6 WHG

o Ggf. Bauverbote in der jeweiligen Verordnung (fiir be-
stimmte Anlagen) nach § 101 Abs. 2 BbgWG

Weitere Uberschwemmungsgebiete

gemaf § 100a

Gebiete, die tiber das HQ 100-Hochwasserereignis hi-
nausgehen und/oder nicht auf ein bestimmtes Schadens-
potenzial abzielen

Festsetzung durch Rechtsverordnung

Abs. 5 BbgWG

e Beriicksichtigung § 1 Abs. 3, 4, 7 BauGB

o Erhaltungs-/Wiederherstellungsgebot nach § 31 b Abs. 6
WHG

e Kein Planungsverbot nach § 31 b Abs. 4 Satz 1 WHG -
sofern die Gebiete die Voraussetzungen des § 31b Abs. 2
S. 1 WHG erfullen, gilt das Planungsverbot

e Kein Bauverbot bei baulichen Anlagen nach § 31 b Abs. 4
Satz 3 WHG - sofern die Gebiete die Voraussetzungen des
§ 31b Abs. 2 S. 1 WHG erfiillen, gilt das Bauverbot

¢ Kein Bauverbot nach § 100 b Abs. 1 BbgWG bei Anlagen

e Ggf. weitere Bauverbote in der jeweiligen Verordnung (fir
bestimmte Anlagen) nach § 100a Abs. 5 BbgWG

Seite XXXI




	091021_Leitfaden_HWS Netzfass
	Einleitung
	2 Grundlagen zum vorsorgenden Hochwasserschutz
	2.1 Überblick über die geltenden Rechtsvorschriften im Bundes- und Landesrecht
	2.1.1 Wasserrecht
	Im Rahmen dieser Arbeitshilfe wird das neue Wasserhaushaltsgesetz in der Fassung des Gesetzes zur Neuregelung des Wasserrechtes vom 31. Juli 2009 zugrunde gelegt. Da der für die Arbeitshilfe maßgebende Abschnitt 6 „Hochwasserschutz“ gemäß Art. 24 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes zur Neuregelung des Wasserrechtes erst am 1. März 2010 in Kraft tritt, werden die Vorgängerregelungen des Wasserhaushaltsgesetzes in der Fassung des Gesetzes zur Verbesserung des vorbeugenden Hochwasserschutzes vom 3. Mai 2005, zuletzt geändert durch Art. 8 des Gesetzes vom 22. Dezember 2008 (BGBl. I. S. 2986), soweit es der Verständlichkeit der Ausführungen nicht widerspricht, ergänzend dargestellt. Für einen Überblick werden im Folgenden zunächst die alten Vorschriften (vgl. ‎2.1.1.1), den neuen gegenüber gestellt (vgl. ‎2.1.1.2) (vgl. auch Synopse in Anhang III). 
	2.1.1.1 Wasserhaushaltsgesetz in der Fassung vom 3. Mai 2005 
	2.1.1.2 Wasserhaushaltsgesetz in der Fassung vom 31. Juli 2009

	2.1.2 Raumordnungsrecht
	2.1.2.1 Überblick
	Auswirkungen der Vorgaben der Raumordnung und Landesplanung auf Bauleitplanung und Vorhabenzulassung
	Wirkung bei der Vorhabenzulassung


	2.2 Vorgaben der Hochwasserrisikomanagementrichtlinie
	2.2.1 Inhalte der Hochwasserrisikomanagementrichtlinie
	2.2.2 Umsetzung der Hochwasserrisikomanagementrichtlinie in deutsches Recht 

	Rechtliche und fachplanerische Kategorien von Überschwemmungsgebieten
	2.3.1 Überschwemmungsgebiete mit striktem Beachtungsanspruch für die Bauleitplanung und Vorhabenzulassung
	2.3.1.1 Vorländer
	2.3.1.2 Hochwassergebiete nach dem Wassergesetz der DDR
	2.3.1.3 Überschwemmungsgebiete gemäß § 76 Abs. 2 Satz 1 WHG neu
	2.3.1.4 Vorläufig gesicherte Überschwemmungsgebiete 

	2.3.2 Überschwemmungsgebiete mit Abwägungsrelevanz für die Bauleitplanung
	2.3.2.1 Faktische Überschwemmungsgebiete 
	2.3.2.2 Weitere Überschwemmungsgebiete nach § 100a Abs. 5 BbgWG



	3 Hochwasserschutz und Bauleitplanung
	3.1 Hochwasserschutz als Belang in der Bauleitplanung
	3.1.1 Hochwasserschutz als städtebaulicher Belang
	Hochwasserschutz als Abwägungsbelang nach § 1 Abs. 7 BauGB
	Kennzeichnungspflichten

	3.2 Planungs- und Bauverbote in Überschwemmungsgebieten
	Planungs- und Bauverbote in Überschwemmungsgebieten mit striktem Beachtungsanspruch
	3.2.1.1 Vorländer (Gesetzlich festgesetzte Überschwemmungsgebiete)
	Hochwassergebiete nach Wassergesetz der DDR 
	Überschwemmungsgebiete gemäß 76 Abs. 2 Satz 1 WHG neu
	Ausweisung „neuer Baugebiete“ durch Bauleitpläne

	3.2.2 Ausnahmeregelungen des § 78 Abs. 2 WHG neu 
	Keine Andere Möglichkeit der Siedlungsentwicklung
	3.2.2.2 Angrenzung an ein bestehendes Baugebiet
	3.2.2.3 Keine Gefährdung von Leben, erhebliche Gesundheits- oder Sachschäden
	3.2.2.4 Keine Beeinflussung des Hochwasserabflusses und der Höhe des Wasserstandes 
	Keine Beeinträchtigung der Hochwasserrückhaltung
	3.2.2.6 Keine Beeinträchtigung des bestehenden Hochwasserschutzes 
	3.2.2.7 Keine Auswirkungen auf Unter- bzw. Oberlieger
	3.2.2.8 Beachtung der Belange der Hochwasservorsorge
	Bauliche Schäden 

	3.2.3 Planungs- und Bauverbote in Überschwemmungsgebieten mit Abwägungsrelevanz für die Bauleitplanung
	3.2.3.1 Überblick
	3.2.3.2 Faktische Überschwemmungsgebiete
	3.2.3.3 Weitere Überschwemmungsgebiete nach § 100a Abs. 5 BbgWG



	4 Hochwasserschutz bei der Zulassung von Einzelvorhaben
	4.1 Vorhabenzulassung in festgesetzten Überschwemmungsgebieten
	4.1.1 Allgemeines
	4.1.2 Voraussetzungen für die Genehmigung nach WHG
	4.1.2.1 Unwesentliche Beeinträchtigung der Hochwasserrückhaltung 
	4.1.2.2 Keine nachteilige Veränderung des Wasserstandes und des Abflusses bei Hochwasser 
	4.1.2.3 Keine Beeinträchtigung des Hochwasserschutzes
	Hochwasserangepasste Ausführung des Vorhabens
	4.1.2.5 Ausgleich nachteiliger Auswirkungen
	Allgemeine Zulassung der Errichtung oder Erweiterung baulicher Anlagen 

	4.1.3 Verbot weiterer Maßnahmen und deren Ausnahmeregelungen 
	4.1.4 Voraussetzungen für die Genehmigung nach BbgWG

	4.2 Vorhabenzulassung in faktischen Überschwemmungsgebieten
	4.2.1 Unbeplanter Innenbereich
	4.2.1.1 Erhaltungsgebot
	4.2.1.2 Gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse i. S. d. § 34 BauGB

	4.2.2 Außenbereich
	Vorhaben im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes


	5 Entschädigungs- und ausgleichsrechtliche Aspekte des Hochwasserschutzes
	5.1 Einordnung der Planungs- und Bauverbote als Inhalts- und Schrankenbestimmung des Eigentums 
	5.2 Entschädigungskonstellationen
	5.2.1 Planungsschadensrecht
	5.2.1.1 Planveranlasste Aufwendungen oder planbedingten Bodenwertminderungen
	5.2.1.2 Fallbeispiele für Entschädigungskonstellationen
	5.2.1.2.1 Fallgruppe 1: Aufhebung bzw. Änderung eines bestehenden Bebauungsplans
	5.2.1.2.2 Fallgruppe 2: unbeplanter Innenbereich
	5.2.1.2.3 Fallgruppe 3: Außenbereich


	5.2.2 Entschädigung wegen „enteignungsgleichen“ bzw. „enteignenden“ Eingriffs
	5.2.2.1 Enteignungsgleicher Eingriff
	5.2.2.2 Enteignender Eingriff

	Regress der Gemeinde

	Amtshaftung bei rechtswidriger Bauleitplanung
	5.3.1 Pflichtverletzung der Gemeinde im Rahmen des Aufstellens des Bebauungsplans/Fehlerhafte Abwägung in der Bauleitplanung
	5.3.2 Mangelnde Kennzeichnung im Bebauungsplan


	6 Literatur- und Quellenverzeichnis

	091008_Anhang
	Kapitel 9Sicherung des Hochwasserschutzes und der dazu erforderlichen Anlagen
	Abschnitt 1Grundsätze, Hochwasserschutzanlagen, Hochwasserschutzpläne
	Abschnitt 2Überschwemmungsgebiete, überschwemmungsgefährdete Gebiete



